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Vierzig Jahre 
In diesen Wochen sind es gerade 40 Jahre, daß die Welt durch die Schüsse von Sarajevo und die ver­

hängnisvollen diplomatischen Auswirkungen dieser Schüsse in eine Unruhe versetzt worden ist, aus der 

sie bis heute nicht wieder hat herauskommen können. Wie gespenstisch muten uns heute die Worte des 

alten Franz Josef an: ,,Ich habe alles reiflich geprüft und erwogen", die er in seinem Kriegsaufruf an 

die Völker Österreic'hs verwendet hat, und um wieviel gespenstischer müssen einem heute jene Kreise 

erscheinen, die wieder die Möglichkeit für einzelne Personen schaffen wollen, auf Grund von ähnlich 

,,gründlichen" Erwägungen die Welt ins Unglück zu stürzen. Gerade heute ist es uns klargeworden, 

daß ein gerader Weg von Habsburg zu Hitler, von absoluter Monarchie zu faschistischer Diktatur 

geführt hat. Wir haben es miterlebt, wie der erste Weltkrieg nicht ·nur Millionen Menschen das Leben

gekostet und ungeheure Werte vernichtet hat, sondern wir haben vor allem gesehen, daß jeder Krieg 

eine Elementarkatastrophe ist, die fortzeugend Böses gebären muß. Aus den Friedensschlüssen von 

Saint-Germain und Versailles sind jene wirtschaftlichen Erschütterungen in Mitteleuropa entstanden, 

die den Nährboden für das Entstehen des Nationalsozialismus geschaffen haben. Eine Generation, der 

die Schrecken der Nachkriegszeit größer zu sein schienen als die Schrecken des Krieges, hat die Welt in 

einen zweiten Weltkrieg, in den totalen Krieg gerissen. Wir Freiheitskämpfer haben es an unserem 

eigenen Schicksal erkennen können, daß die Automatik des Wahnsinns die Machthaber gezwungen hat, 

den Krieg der Völker durch den Krieg innerhalb des eigenen Volk�s zu ergänzen. Und darum kennen 

wir in diesen Tagen nur eine Parole, weil wir wissen, daß nur diese uns den Weg öffnet zu unserem Ziel, 

Frieden, Freiheit, soziale Gerechtigkeit, Sozialismus. Wir wissen, �'U;ß ein dritter Weltkrieg die Mensch­

heit um Jahrhunderte zurückwerfen würde, daß auf Generation"en hinaus Brutalität und Bestialität 

triumphieren würden. Und darum wollen wir alle Kraft einsetzen für diese unsere Parole: 

Nie wieder Krieg! 
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er· 28.i Juni 1914 und die Folgen\ 
Es ist nicht immer Leicht, d,en Beginn einer be­

stimmten geschic'htlichen Epoche mit einem mdividu­
ellen Tageserei'gn:IB zu verknüpfen. Der Dreißigjährige 
Krieg hatte seinen äußeren Anlaß im Prager FeIJJster­
srturz der Deutsc'h-Französische Krieg von 1870 in der 
von Bismarck gefälschten Ems·er Depesche. Der W,elt- · 
krieg von 1914-1918 ist durch die. Ennordung 'des 
hab�burgLschen Erzherzogs Franz Ferdinand in Sara­
jewo eingeleitet worden. Vierzig Jahre sind seit jener 
Bluttat des 28. Juni 1914 verfloss1en·, und den jungen. 
M•enischen, von heute i:st sogar schon d,er Name dieses 
Erzherzogs fast unbekail!D.lt. Für dte Weltgeschichte 
weitaus belanglosere Habsbur.ger-Affären wie die 
Kaiser Max' von Mexiko oder gar die Tragödie von 
Mayerling sind in Dutz,enden von Un.Jterhaltun:gsfilmen 
unld Romanreiße:rn,, verzerrt und verkitscht, der Nach­
welt überliefert worden. Die banal-düstere Gest-alt 
Franz Ferdinands hing·e,gen hat nur wen.Lg Romanciers 
und Filmartisten angeregt. Und doch war di'es,er Mann 
und ,sein Ster<ben von g.eschi'cht1ich vi'el weiterreichen­
der Bedeutung als all die anderen histori-schen 
Zwisc'heillfälle. 

Es i!s1: freilich kein bloßer Zufall, daß just Fr1anz 
Ferdin·and trotz der dichterischen Verlockung, die das, 
Drama seines Todes eigentlich 'hätte bieten müssen, 
übergan,gen und vergessen, worden i-st. Er hatte wenig 
anziehende Eigenschaften, war e.i!IJJ fmster<er, unfreund­
hcher, ungeselliger Mann, der unpopulärste Habs­
bu:r:ger seiner Zeit. Seit fünfundzwanzig Jahren harrte 
er mit höchster Ungeduld und k,aJ.ter Erbitterung auf . 
den Tod des alten Kaisers, um den herum die ganize 
Familie ,s,tiarb, indes ·er se1bst sfoh anschickte, ein 
hoher Achtziger zu werden. Es war die aLte Gesc'hichte 
vom Kronprinzen, vom Hoferben, der nicht drankam 
unid im Schatten eines Gr,erses, d.er fäm den Platz 
verstellte, warten, warten,, warten mußte. 

Aber an Franz Ferdinand war doch m:ehr diran als 
an d,en sonst alternden Thronerben, die nur persön­
liche Eitelkeit und Geltungsbedürfnis antreibt. Franz 
Ferdin•ands Vers•chlossenheiit, Freudlosigkeit und Ein­
sa,mkeit kam wohl auch daher, daß er am kais.e,rlichen 
.Hof wohl der einzige· denkende Habsburger war, dieir
einzige, der di,e Kri'se des Habsburgerreic'hes erkännite.
Er begehrte nach der Herrschaft nicht bloß, um zu 
herrschen, sondern um zu Tetten.

Die in Jahrhunderten gewachsene Habsburg,er­
monarchie hatte zweimal ·historische Funktionen er­
füllt. Das eine Mal ha1;rte sie Europa gegen den Osten 
hin abg,eriiegelt und den Ansturm der Türken abge­
wehrt; das ,andeTe Mal 'hat-te sie mit durchaus kon­
servativer, ja reaktionärer GTUndtendenz enibscheidend 
dazu beigetta,gen, daß das napoleonlische System 
schließlich zusammenbrach. ös,terrekh war also ein 
Bollwerk gegen orientalische Despotie und geg,en west­
lichen Fortschritt �ewesen - ein R.eich der Mitte, ein 
Rerch d,efensiver Aufgaben, der Raum kons,ervativen 
Beharrens. 

Doch seine Z•eit war abgeLauf.en. Das 19. Jahrhun­
dert mit seiner stürmisc'hen Eintwicklung mi·t der 
rücksichtslosen Dynamik des kapitaHstischen Vor­
marsches, mit der ung,eheuersten mater-iellen und 
technischen und der stärksten sozialen Entfa1tl\lng, di-e 
es in der Geschichte bis dahin gegeben hatte, erhob 
Österreich geradezu zu einem Experimenti,erfeld der 
neu1en gesellschaftlich·en Triebkräfte: War doch di-eses · 
Österreich ein Sammelplatz von -einem . Dutzend 
Naitionen, denen der sric'h erheb.emde Lärm der M'asc'hi­
n€'Ili, der scharfe Luftzug der kapitalis,ti-scihen Winds­
braut den Schlaf au.s den �ugen, tiri,eb. Die durch lan,g-e 
Epochen des Absolutismus' und F,eudahsmus· in Unter­
·tärugkeit, Unwiis,sen, Unkultur •geratenen Nationen
erwachten aus für,er Geschichtslosi,gkei-t, rüttelten an 
dem Joch und organisi1erten sich zu politischen Ein­
heiten, die das Recht der Selbstbestimmung heischten. 

Vielleic'ht vernteht uns•ere heutige Zeit, die nichts 
mehr von dem Kampf der Nationalitäten weiß, de!t' die 
Grundlag.en, deir alten Monarchi-e untergraben und die 
Monarchie schHeßlich zer-sitört hat, dennoch dieses 
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Problem bess,er als die Generation, zu dereh /tödlichem 
Schicks·al es vor vierzig Jahren wurde. Denn was sich 
damals im relativ kleinen Raum '<l,er östeweich:iisch­
ungarischen Monarchie bega,b, w,ied�rholt sich heute 
im Riesenmaß'S.tab von K?ntinen�en, 1in d� Erhebung 
der farbilgen Völker As,iens · und, Afrikas-. Heute be­
greifen wiir die Unvermeidlichkeit des Freiheits:­

begehrenis der gelben, schiwarz•en, bTaun:en VölkeT:.. 
mas,s,en, heute sehen wir ein,, 'Wie weise d:i"e Haltung 
der britischen Arbeiterregierun'g -war, als sie Indien, 

. Pakistan, Ceylon us:w. das Recht der Uniabihängigkeit 
gab und sie eben dadurch in ,einer demokratLsc'hen 
VöLkergemeinsc]:laft beisammenföelt, unrl ,wie töricht 
die Haltung etwa Frankreichs, dem nun in Asien und 
Afrika mh Gewalt und unroer Demütigungen genom­
men wird, was es nicht freiwillig gewährte. Das Bei­
spiel Österreich-Ungarns hätte für aU.e z·ei-tgem•äß sein 
können! 

Auch in der alten M·oil.archle gab es eine „britische" 
und eine „französische" Auffassun,g der Probleme. Die 
„britische" äuß·erte skh in den Reformvorschlägen 
der Sozialdemokratischen Partei. Karl Renn€1" und 
Otto Bauer brachten in i'hren epochemachenden 
Büchern über die ös,terreichi:sche Nationalitätenfu-age 
Vorschläge, di-e das Gefüge des Vöhl{'erstaates viellei_cht 
zu erhalten vermocht härtiten. Sie regten den Umbau· 
der Mon.archl,e in einen Staatenbund freie:r Natio111e111, 
in ein,e demokratische Völkergemeinschaft an. Si.e 
waren für das, was Großbritanni1en g.etan und womi.t 
es sich b1s zum heutigen Tage aLs eine der größten 
Mäc�te der Wel� behauptet hat. 

Franz Ferdinand war, wenn man so sagen darf, 
die Verkörperung de:r „französischen" Denkwei,se. Wohl, 
er sah ein, daß es mit dem Fort-wursteln, mit der 
g.emütlichen Schlamperei des Greise'rJ.ll'egimen.ts nrl,cht 
mehir ging. Auch eT wollte emen Umbau des Völker­
staates an Haupt und Gliedern. Aber er wollte ihn 
autori-tär, rocht mit d,er' At.iss:icht auf demokraüsche 
Vötkerauton'omie, sondern rhit der Rücksicht auf d.i,e 
Int•eres,sen de;r habsburgisch-dynastischen Spitze. So 
planite er sofort nach s�iner·kürnüg,en Thronbesteigung 
eine gewaltsame Lösung de[" u111garischen Schwieri1g­
keiten. Der magyarische Adel, der ailltihabsburgisch 
ges,i:nJ:1t war, s,ollte d:urch ein von oben her d,ekretiert1es 
„allgemeines Wahlirecht" kirre grem.acht; ,und; wenn 
nöti,g, · wie 1849 durch militärisc'hen Einmarsch nieder­
gezwun.g.en werden. Ungarn.sollte, wenn nötig, wieder 
eine österreichi·sche Proviiri.,z 'werdlen und in· Österreich 

.. ,selbst gegebenenfalls e)ne Aus,schaltun�. des Parlaments 
erfolgen. Die na.ti:onalen Fragen wä,ren dann höchsit 
simpel durch eil,ne · Serie von Oktrois erledigt wo�den. 
So war es vor 1866 geschehen; warum nicht auch im 
20. Jah:rihuhdert? · 

Von den wiTklich wirken.den Kräften der moc;l.e:rn.en 
. , . Gesellschaft .hatte Fran:z F,erdinand kerne Ahnung. Er 
·, dachte in den Machtbegrifferl, einer längst versunk�en
Vergang·enh-eit Di'e Deutschen Österreichs wandten
sj,ch von ihm ab, weil s.ein .Dikiat :Sie 'iri eine au;s.sichts­
los1e Minderheit versetzt und diie Moh•archie zu einem
in der Mehrheit •s1lawischen Staat umgewandelt hät.te.
Aber auch die Slawen wollten nkhits· davon wissen,
weH ·sie spürten, daß sie · nicht Herren ihirer selbSlt,
sondern nur Vasallen eines · feudalen Autokraten
wer,c1'en würden.'

Die t;ragische Ironie der Geschichte hat es gewollt,
daß Franz F-erdinand just · von· Ang,ehörigen einer
Nat'i:on gefällt wor,den i!)/1;,, die ·durch seine Reform­

. pläne am meisten profitiert hätte: di,e Südslawen, an
deren Zusammenfassung -im Rahm�m der Monarchie,
all.enfal-Ls in einem Tri>aUs,qius ös:terreich-Ungarn-Süd­
s1awi:en, Fmnz Ferdinand am meis,ten gelegen war. Die
Südslawen haben· Franz Ferdinand die kalte Schulter
gez,.ei,gt, sie pegehrten, über ihr Los und ihre Zukunrt
frei und· nach eigenem · WiUen zu entscheiden. Die
Drohung g,egen den, k;le·in-en selqständi-gen südslawi­
schen Staat an Österreichs Grenzen, gegen Serbien,
hart; den Söhnen ihres Volkes schließlich die Mor<dwaffe
in die Hand gedrückt.

Franz Ferdinand fiel durch di-esen Anschlag, und 
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:: ··Ausblick auf .·die Wahlen in Wien 
· Wenn wir z� den �or · un� lieg,enden, am 1 f. O�to­

ber stattfindenden Gemeinde- iund Landtagswahlen 
eine möglichst klare .EinsrtellUrng erhalten wollien, kön­
nen wir in einier Rück- 'und Vor.schau feststellen, �aß 
für diie kommende Wiahl . ganz ,andere Bedin1gun,g,en 
vorherrsc:l!en als bei den letz_ten Wahlkämpf.en. . 

Am Beginn der Wahlkämpfe in der ·zweiten ·Repu, 
blik fanden wir eine in jeder Hinsicht. anders geartete . Situation v,or, als es j,ema1s in der .Ersten Rep�blil� der 
Fall war. Das österreichische Volk ist nach einer un­
freiwilligen Pause von fünfzehn Jamen am 25. Novem­
ber 1945 wieder zur Urne geschdtt,en, um den.Na,tional,­
rat und zugleich auch die Vertreter für den Wiener 
Gemei:nde,rat. zu wählen. Urt,ser. Lahd- war· zwar vom
Faschismus befreit, aber es ,mußte das gesamte Lebe:n 
in einer neuen Ordnung org,anisiert werden. 

Wien· w�r von aUen Städten und Ländern öste['­
rei:chs · am schwersten vom Kriege bertroff.en worden, 
es :hatte init schier uooberwindlichen Schwierigkeiten 
zu kämpfen, um das notwendigste an Nahrung uniq 
Unterkunft herbeizu:schaföen, Neben dieser Aufgabe 
mußte <lie Stadtverwaltung auf Grund lega1'er Wahlen 
ein,gerichtert werden, damit mit dem planmäßigen Auf­
bau der zertrürnme1ten Stadt begonnien wenj.,en konnrte. 

Diie normale politische Entwicklung war durch den 
Einfluß der; Besa.t:zu:ng:smächte behindert, Das trifft be­
sonders auf Wten zu. Das Wahlergebnis· für den Wie­
ner Gemeindernt wurde weirtgehend mitbesrtimmt durch 
das Fehlen v'i!eler Wahlbi2Techtigter, die vorübergehend 
in den Bundesländern ihren Wohnsitz g:enonimeri hat­
ten,, dem Verlust des ·wahlrechts für die ,ehemaligen 
Naitionals.oziaHsten, Uilld den Umsrtand, daß sich _vie11'e 
männlkhe Wähler in Kriegs-g,efangensch:aft befanden. 
Die Sozialisten erruelten trotz der für ,s.fe ungünstig'en 

. Umstände die Mehrheit. Allein' auf sich ges.tellt; ·ohne 
irgendeinen Rückhalt bei einer der Besatzu.qgismäc'hte, · 
dafür aber uniablhängrg und unbeeinflußt, sieglj;e die' 
Sozialistis,che ··Partei. Die Mefuheit der Wienier Bevöl­
keriung legrte für sie ein Vertrauensbekenritnis ab. 

Fortschritt im' Wieder- und Neug:ulbau 

Bei den Wahlen vom 9. Oktober 1949 wurde aber­
mals. der Natiori,alrat und in Wien der Gemeinderat 
gleichzeitiig gewählt. Sie- z,eigten nach vierjähriger 
Verwalrtungstätigkeit �in anderes Bild: Wie:n ve;rzeich­
nete bereits einen merklichen Fortsc'hritt im Wieder­
und Neuaufbau. Es gab"wesientlich mehr Wahlberech­
tigte gegenüber 1945, da die m\nderbe1asteteri NatfonaI� 
sozi'alisten sowie die Repatrianten und Heimkehrer und 
die eingebürgerten Volksdeutschen mitwählten. Dazu 
kamen die Jüngwi:rhle'r, die dürch die Herabsetzung des 
Wahlalters .stimmberechtigt wurden. Die SPÖ koillilte 
von den Jung,wählern 30.000 Stimmen gewinnen. In 
dies,er .Entwiddungsp,eriode klärten sich, ohwohl sie 
vier Jahre. währte, die politischen Verhältmsse keines­
wegis, so daß für einen beträchtl,ic'hen Teil der Wähler 
die Entscheidunig schwierig war.: Die ,:stets wechselnde 
Lage,. trug außerofdentlich viel ;,;ur ·v.erwirrung bei. 
Manche aus der Kriegs,gefangen:schiaft zurückg1ekehrte 
WähJer -sahen die Dinge �anders als ,wi-r, die Volks­
deutschen e'l'hofften sich. nach fürer Einbürgerung me,hr 
als wir zu geben vermochten,. viel,e Rückkehrer stan­
den vor ihreni ze-rsrtörten oder ·oft durch d·en Zwang 
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Not von Fremden besetzten Wohnurngen, während die 

der kaise:Yl'iche Hof von· ·wien nahm daraufhin dte 
GeLegen:heit wahr, si-cl:i ins. eig,ene Schwert zu stürzen.
Verbrecherische Dummköpfe, verzweifelte Großmachrt­
spr-echet glaubten,· mit ·einem klemen lokalen KTieg 
gegen das kleine Serbii1en: zu billigen LoTbeeren zu 
kommen. Aber · wie fürnfundzWamig Jahre später 
Hitler mit seinem �eldzu.g gegen Polen hat ,sich auch 
die-.·Monarchie ·1914 in ein Abent·euer.eing,elassen, das 
mit· ,einem Blutmeer - von vier Jahren nur kata­
strophal ·beschleunigte, was in der. LO"gik der Welt­
geschichte. ohnedies unaufhaltsam war:: .den Unter-

ehemaligen Nationalsozialisten nicht recht damn glau­
ben mochten, daß i'hnen die Demokratie, sof,ern sie be­
reit waren, sich einzuordnen, wieder ihre ·staatsbürger­
lichen Reohte zu geben gewillit war. Ihnen -allen mochte 
durich ihr eigenartiges Schicksal der Blick in die neue 
Umgebung getrübt worden sein, sie konnrten oft zu 
keiner objektiven Einstellung gelangen. 

Diese Zeit wurde von der ÖVP-Propaganda scham­
los aus·g,enützt, indem ·sie die Lüge auftischte, daß wir 
die volksdemokraüsche Entwicklung begünstigen und 
uns in nich<ts von den Kommunisten unterschieden. Di"e 
Kommunis,ten 'hatten ein übriges dazu getan und ver­
wiesen auf das zusammengehen der bürgerlichen mit 
den kommund·s:tischen Parteien in den vollrndemokrati­
schen Staaten. Dabei verschwi:eg:en sie wohlweisiliclh 
den Widersrta[ljd der Sozialisten oder streuten falsche 
Gerüchte aus. 

Dennoch hat sich bei den Wahlen vom 9. Oktober 
die ·sozialisti:sche Mehrheit im Wiener Rathaus be­
hauptet. Es ist der ÖVP trotz der Vermengung der 
kommunalen Angelegenheiten mit den staa,tspol,iti­
schen, den fälschHchen Behauptungien über unsere 
innen:- und außen;politischen Ziele nicht gelungen, 
urnsere Meh:r,heit im Gemeinderat und Landtag zu 
brechen. 

Der Umschwung 

Ein großer Umschwung zu unseren Gunsten trat 
bei der Bundespräsidentenwa'hl vom 6. Mai 1951 ein. 
Diesie Enrtwicklung, dci,e damals eirnsetzte, hielt bis zu 
den Nationalratswahlen vom 22. Februar 1953 an. Das 
Wahiergebnis vom 22. Februar läßt den Schluß zu, daß 
die Soz1a,Usrten, wäre gleichzeitig auch der Gemieinde­
rat neu gewählt worden, mit verstärkter ·soziailisti:scher 
Mehrheit hervorg,egangen wären. Bei der Wahl des 
Bundespräsidenten und den Wahlen zum Nationalrat 
waren die Sozialisten die einz1gen Sieger. Ihre auf­
bauende Täti1gkeit im Parlament und im Gemeindemt 
hatte reic11e Früchte .getragen,. Die Wahl Körners zum 
Bundespräsidenten war ein Zeichen des Vertrauens 
der M,ehrheit der Östecr:-reicher, wie s11e vordem ein 
Zeichen des Vertrauens der Mehrheit der Wiener 
Bevölkerung war als Körner zum Bürgerme�ster 
gewählt wu-rde. 

Bei diesen Wahlen konnten die, Kommunisten trotz 
c!ller Versuche, die sie unter Ausnützung der demo­
kr,atischen Eimlrichtungen unternommen hatten, keinen 
Erfolg ,erzielen. Die Wahlpartei der Unabhängigen, die 
in das politi:sche Geschehen eingriff und viele Hoff­
nungen, hegte, wurde gleichfälls enttäuscht, Selbst die 
Volksdeutsclh!en aus deren Reiihen sie weiteren Zuzug 
erhoffte, kemteni sich ab. 

Die größte Niederlage 

aber erlitt die Volkspartei. Diese Niederlage war ein
_,, 

Zeichen dafür, daß die Methoden der Lüge, mit denen 
sie dd,e Sozialisit,i,sche Partei ständig hembzusetzen und 
zu verleumden versuchte - trotzdem sie mit ihr die 
Regierungskoaliition bi11dete und bn Wiener Gemeinde­
rat zusammenarbeitete -, abgewirtschaftet hatte. 
W,eder die Wä'hler in den Bundesfändern und schon 
gar nicht die Wiener WähleT I:i,eßen skh von i'hrer 
bösartigen, geradezu staatsd'eirndlichen Propag,anda 

gang der Monarchie und den Zerfall des Völkerstaates, 
Das Beispiel der österreichisch-ungarischen Monar­

chie ist in der Tat ein guter Lehrstoff für die Völker 
tmd Ras,sen der ,ganzen Erde. Aber, leider, nicht einmal 
Europa s-elbst hat die Lektion g,elernt. Erwa:rten wir 
da:mm nicht zuviel von der theore,ti,schen Einsicht 
weit vo111 uns,eren Zonen lebende!!'.' Völker, sondern 
heUen wir ihnen p.rakUsch, sich iihr neues Haus zu 
bauen. Zeigen wir ihnen, daß der alte Imperialismus 
tot i1st und daß das erwachte Asien von den Mächten 
der Vergarngeniheit nichts mehr zu fürchten hat. 
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Es ist 
unmöglich, 
die Fackel 
der 
Wahrheit 
durchs 
Gedränge 
zu tragen, 
ohne 
jemandem 
den Bart 

beirren. Bei den Wahlergebnissen darf nicht übersehen 
werden, dlaß die ÖVP die Gesamtfoagen der Republik, 
der Außen- um.d Innenpo1'iitik, die wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme in die Waagschale warf und für 
sich auszunützen versuchte. Ihre·. Leistungen in der 
R,egierul11g wurden kräftig, aber· meist auch zu Un­
recht ·hervorgehoben. Ap. den Lei�tungen Wiens ließ 
die ÖVP kein gutes Haar. 

In der ZwLschenzeit hat es sich die ÖVP anders 
überlegt. Im Wiiener Gemeinderat hat sie sich durch 
dire großen Erfolge der sozialistischien Aufbaupolitik 
genötigt ges•ehen, ihre Zustimmung zu einrem Teil des. 
kommunalpoliti:schen Programms zu geben und in 
den von ihr verwalteten Res,sorts, der SPÖ nach­
zueifem. Sie tut dies gewiß nicht aus Einisi:cht odet 
Besinnung, um eine echte Sozialpolitik zu betreiben, 
sondern aus dem Zwang 'herarus, dire eTfo}grei:che Politik 
der SPÖ zu kopieren unid sich die AnhläI1Jgerschaft und 
Wählerschaft für den 17. Oktober zu· sichern. In Wirk­
lichkeit bejaht sie weder den sozialen Wohnungsbau 
noch d,i!e sozi-ale Fürs.arge oder die sonrstiig,en Programm­
pun:kte der SPÖ. Am liebsten würde sie dies alles der 
Privatinitiative überlasi�enr, · denn das ent-spricht ihrer 
politischen Einstellung. und ihrem Klassencharakt,er. 

Die ÖVP will den Kampf um die Mehrheit im 
Wiener Rathaus führen. Sie wird, nach:dem die alten 
Bedingungen weggefaÜen -sind, skh den n1euen an­
passen. Die nreuen BedinguI1Jg.en aiber :sprechen für die 
Sozialisten. 

Eine erfolgreiche sozialistische 
Gemeindeverwaltung 

Die sozialisitische Gemeindiev,erwaltung hat eine 
erfolgreiche Vierwaltungperiode hirnt-er sich. Sie hat 
g•anze Arbeit ,gelei!srtet und die ·Wahl.versprechen vom 
Jahre 1949 voll eTfüllt, sie hat Wo'hnungen g,ebatit, 
Straßen, Brücklen und Schulen errichtet, Gewerbe und 
Industrie beschäftigt, die Stadt verschönert und sie 
hat für KuI1Jst und Ku1tur mehr geleis.tet als jemals 
zuvor. Die Steuerpolitik der Gemeinde Wien garanitiert 
die Fortführung des großen: Kommunalprogramms, der 
Gemeindehaush.alt ist ausgeglichen,. die Verwaltung 
wird sauber und korrekt ,geführt. Die in'l'llere Fesitigkeit 
UI1Jserer Partei, die Einigkeit der Arbeiterklasse hat 
skh bewährt, ·sie bilden das Rückgrat der s.oziaUsti.­
sc'hen Verwaltung. 

Die ÖVP ist heute in ein•e ähnlic'he. Situation .geraten
wiJe in den dreißiger Jahren. Maßgebliche Po-litiker 
haben sich korrumpiert. Sie hat ihre Herrschaft in der 
Wirtschaft und in den Verwaltungs1:,teUen zwar kon­
soliidiert, aber einige Politiker und,.Wirt,schaftsführr-er 
uoo. eine Anzahl von hohen Beamten haben durch ihr 
Verhalten d:as Reinlichkeits- und 'Rechtsgefühl des 
Volkes bis ins Bürgertum hin•ein herausgefordert. 

Wahlen - 17. Oktober 1954 

Bei den Wa:hlen am 17. Oktober wird nun der 
Wiener Gemeinderat und Landta.g g,ewäh1t. Die ÖVP 
hat nicht mehr die Möglichkeit; die großen Fragen der 
ösilerreichiJsc1he!11 Politik in den Wahlkampf zu werfen, 
wie -sie es bei den vergaI1Jgenen, gemeinsam abgehal­
tenen Nationalratswahlen und Gemeindewahlen tun 
kol1Jl1Jt-e. Bei dies,en Wahlen wird allein über Wien urid 
dire ·sozia�i,sti,sche Verwaltung, über den Aufbau. der 
Stadt und das zukünfttge Progrnmm entschieden 
werden. Es geht um die ureigensten Interessen Wiens 
und der Wiener Bevölk;erunig. es geht um die Siche-

rung der Existenz unserer sozia­
listisch verwalteten Hauptstadt, die 

zu versengen 
immer mehr zu einem Vorbild wird,
das alle anderen Städte Österreichs, 
ja sogar darüber hinaus viele Groß­
städte der Welt nachzuahmen be­
strebt -sind. Darum fürchtet die ÖVP 
einen neuerlichen Sieg der Sozia-

Lichtenberg 

MaUeatsc:hrlft 1917 
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listen Wiens. 
Die Bedingungen, unter denen der Wahlkampf für 

den 17. Oktober 1954 g,eschlagen wicrd, sprechen ein­
deutig für uns. Unser Rotes Wien werden alle unsere 
Gegner, vo-r al1em aber die Österreichische Volkspartei, 
nicht ziu ,schlagen verm,ögem Am 17. Oktober wird 
Wieil! noch mächtiger aus den Wa'hlen hrerv,011gehen. 

•



• 

-

Vor zehn Jahren 
Am 20. Juli 1944 hat ein Kreis von Offi­

zieren der deutschen Wehrmacht versucht, 
Hitler durch ein Attentat zu beseitigen. Der 
Plan der Widerstandsbewegung bestand darin, 
mit Hilfe des Ersatzheeres alle wichtigen Posi­
tionen im Reich zu besetzen, die militanten For­
mationen der NSDAP auszuschalten und mit 
Hilfe von Politikern eine provisorische Regie­
rung zu bilden, die den Krieg beenden sollte. 
Im Mittelpunkt der Verschwörung standen 
Oberst Stauffenberg, General Witzleben und 
Oberst Beck. Stauffenberg, der die Ausführung 
des Anschlages übernommen hatte, legte wäh­
rend einer Lagebesprechung im Führerhaupt­
quartier, das sich damals in Ostpreußen befand, 
eine Bombe in seine Aktentasche. Die Bombe 
explodierte, Hitler kam mit geringfügigen Ver­
letzungen davon. Stauffenberg, der sich nach 
einem fingierten telephonischen Anruf von der 
Besprechung aus dem strengstens bewachten 
Hauptquartier entfernen konnte und im Flug­
zeug nach Berlin flog, um die weiteren Aktio­
nen zu leiten, wähnte Hitler tot. Dies war einer 
der Gründe, warum die geplante Erhebung des 
militärisch geführten und nach einem genauen 
Plan festgelegten Putsches mißlang. Das Vor­
haben scheiterte aber auch aus dem Grund, 
weil im entscheidenden Augenblick einfluß­
reiche Offiziere, die mittun sollten, der Mut 
verließ und auch einige andere ein undurch­
sichtiges Spiel getrieben hatten. Stauffenberg 
wurde schon am ersten Tag der Ereignisse mit 
anderen Beteiligten erschossen. 

Die Rache Hitlers war furchtbar. Mehr als 
5000 Hinrichtungen waren die Folge. Jeder, 
der auch nur im leisesten Verdacht stand, mit­
getan zu haben, ja selbst Menschen, die nicht 
das geringste davon wußten, wurden hinge­
richtet nur auf .die· Annahme hin, daß sie mit 
den Verschwörern bekannt seien. Die Grausam­
keit des faschistischen Regimes zeigte sich auch 
darin, daß die Verhafteten oft erst nach 
monatelangen barbarischen Marterungen in den 
Gefängnissen_ liquidiert wurden. Von den Toten 
wurden alle Spuren verwischt, kaum ein Grab 
oder eine Stätte ist bekannt, wo die Leichname 
liegen. Die perverse Sucht des blutigen Dikta­
tors ging so weit, daß er den Prozeßverlauf und 
die_ Hinrichtungen filmen ließ und sich die Vor­
führungen ansah. 

Das mißglückte Attentat war nicht das ein­
zige gegen Hitler. In den Jahren seiner Herr­
schaft wurde einige Male der Versuch unter­
nommen, ihn zu beseitigen. Indes kam es 
meistens nicht dazu, weil der Erfolg nicht 
sicher schien oder weil Hitler aus einem Ge­
fühl der Angst Besuchszeiten abänderte oder 
absagte. 

Zu dem Kreis um die hohen Wehrmachts­
offiziere, die als einzige die Möglichkeit hatten, 
an Hitler heranzukommen, gehörten innerhalb 
der deutschen Widerstandsbewegung verschie-

dene Gruppen, deren führende Männer aus den 
politischen Bewegungen aus der Zeit vor 
Hitlers Machtergreifung stammten. _Preußische 
Adelige, Landadel, Intellektuelle, bürgerliche 
Kreise, Gewerkschaftsführer und eine beträcht­
liche Gruppe aus den Reihen der ehemaligen 
deutschen Sozialdemokratischen Partei. Alle 
erlitten das gleiche Schicksal und mußten mit 
ihrem Leben büßen. Aus der ehemaligen sozial­
demokratischen Bewegung arbeiteten an der 
Vorbereitung des Widerstandes Männer wie 
Julius Leber, Wilhelm Leuschner, Ernst Har­
nack und Karl Mierendorf. Ihnen wäre eine 
wichtige Rolle im Falle des geglückten Auf­
standes zugefallen. 

Ungeachtet des Mißlingens und der Frage 
über den Sinn und Zweck der geplanten Er­
hebung, einigte alle Männer des 20. Juli das 
Bestreben, den furchtbaren, zu diesem Zeit­
punkt völlig sinnlos gewordenen Krieg zu be­
enden, um dem deutschen Volk weitere Blut-. 
opfer zu ersparen. Wäre diese Begrenzung die 
alleinige Absicht der Handelnden gewesen, 
dann wären die deutschen Städte bei vor­
zeitiger Beendigung des Krieges vor dem 
großen Ausmaß der Vernichtung verschont ge­
blieben und Hunderttausende würden am Le­
ben geblieben sein; es gäbe nicht die grauen­
hafte Zahl der Vermißten und ungeheures Leid 
und Elend wäre vermieden worden. 

Die nachwirkende Lehre aus diesem Er­
hebungsversuch wird für alle Zeiten Sinn 
haben und beweisen, daß es immer wieder 
Menschen gibt, die unter Verachtung ihres 
eigenen Lebens den Einsatz wagen, eine gewalt-

. tätige und blutgetränkte Diktatur zu stürzen, 
um der Vernunft gerecht zu werden. 

War auch der Kampf der Sozialisten inner­
halb der deutschen Widerstandsbewegung ein 
Streben, das mit den Zieien und den Vorstel-. 
lungen der bürgerlichen Freiheitsbewegung 
nicht auf gleicher Ebene genannt werden kann, 
so boten sich der sozialistischen Freiheitsbewe­
gung dennoch die Chancen und das Fundament, 
von dem aus der Kampf um · die sozialistische 
Freiheit begonnen werden konnte. 

Der 20. Juli 1944 gehört der Geschichte an. 
Die Geschichte des 20. Juli, ihr Anfang und ihr 
Ende, die Beweggründe und der Sinn, die An­
sicht und das Ziel stehen im Buch der Ge­
schichte auf der Seite, wo alle Erhebungen, im 
Namen der Freiheit geschehen, niedergeschrie­
ben sind. 

Das Blatt, auf dem der Aufstand verewigt 
ist, ist ein helles Blatt, das herausleuchtet und 
dessen Widerschein fortwirkt, so lange, bis die 
menschliche Gesellschaft eine Gesellschaft ohne 
Klassen sein wird, eine sozialistische Gesell­
schaft. 
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Die 100. Silzung der Oplerlürsorgekommission 
Unter dem Vorsitz unseres Genossen Maisel 

fand Freitag, den 11. Juni, im Bundesministe­
rium für soziale Verwaltung die 100. Sitzung 
der Opferfürsorgekommission statt. Aus Anlaß 
dieses Jubiläums hielt- der Minister eine An­
sprache,. in welcher er .die Tätigkeit der Kom­
mission würdigte, die - oft vor die schwierig- · 
sten Probleme gestellt - diese immer zu mei­
stern verstand. Er verwies darauf, daß es ge­
rade die politisch Verfolgten · waren, die zum 
Aufbau der Zweiten Republik wesentlich bei­
getragen haben. Es ist daher eine selbstver­
ständliche Pflicht der Bundesregierung, für 
jene, die Existenz und Gesundheit verloren 
haben, in einer Weise zu sorgen, wie sie durch 
das Opferfürsorgegesetz geregelt ist. In wenigen 
Zahlen sei ausgedrückt, wie groß bisher die 
Leistungen waren. Es gibt 33.000 Personen, die 
durch das Opferfürsorgegesetz erfaßt sind, hie­
von besitzen 19.000 Personen die Amtsbeschei­
nigung und 14.000 Personen den Opferfürsorge­
ausweis. Von jenen beziehen 8500 Personen 
Renten. Im Jahre 1953 wurden fast 42 Mill. S 
für diese Zwecke und für die Heilfürsorge ver­
ausgabt. An Haftentschädigungen und Gerichts­
kosten wurden bisher an 17.000 Personen 
85 Mill. S ausbezahH. Im Zuge von Rekursen 
wegen Haftentschädigung und Gerichtskosten 
sind mehr als 3000 Ansuchen eingelangt. Ge­
nosse Maisel wies auch darauf hin, daß die 
Opferfürsorgekommission wesentlich zu den 
verschiedenen notwendig gewordenen N ovellie­
rungen des Opferfürsorgegesetzes beigetragen 
hat. 

Im Namen der Kommissionsmitglieder 
dankte Genossin J ochmann dem Minister und 
der Beamtenschaft für das Verständnis, das sie 
den Opfern entgegengebracht haben. Sie er­
klärte, daß diese Kommission in kameradschaft­
licher Weise und einzigartig in ihrer Art in 
Österreich über alle politischen und welt­
anschaulichen Gegensätze hinweg ihre Auf­
gaben bewältigt. 

Bei dieser Gelegenheit sei auch auf die Viel­
fältigkeit der Tätigkeit der Opferfürsorgekom­
mission hingewiesen. Es mag bei den Opfern 
der Eindruck vorherrschen, daß die Arbeit die­
ser Kommission sehr schleppend vor sich geht. 
Hier soll nun versucht werden, in kurzen \Vor­
ten eine solche unrichtige Ansicht zu korrigie­
ren. Nach dem Gesetz hat die Opferfürsorge­
kommission die Aufgabe, wenn in einem kon­
kreten Fall eine Voraussetzung für die Erlan­
gung der Amtsbescheinigung oder des Opfer­
ausweises fehlt, diesen der Regierung zur Nach­
sicht vorzuschlagen. Die Regierung hat für 
diese Nachsichtserteilung die beiden zuständi­
gen Minister, also Sozial- und Finanzminister, 
zur Entscheidung bevollmächtigt. Wenn nun so 
ein Vorschlag der Opferfürsorgekommission ge­
macht wird, nirnmt ihn wohl der Sozialminister 
positiv zur Kenntnis, jedoch in vielen Fällen 
der Finanzminister nicht. Dies bedeutet, daß 
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diese Fälle nicht entschieden werden, weil 
unsere Vertreter kein Interesse an einem nega­
tiven Entscheid haben. Der Fall bleibt einst­
weilen unerledigt. Eine weitere Aufgabe der 
Opferfürsorgekommission ist die zusätzliche 
Heilfürsorge und die Beratung in Fällen von 
Rekursen über Haftentschädigung und Gerichts­
kosten. Auch hier hat letzten Endes das Finanz­
ministerium das entscheidende Wort zu spre­
chen. Eine weitere Aufgabe der Kommission ist 
es auch, festzulegen, ob bestimmte Lager als 
Haft anzuerkennen sind; mehr als 3000 solcher 
Rekurse sind zu bearbeiten. Aber auch grund­
sätzliche Fragen sind immerwährend auf der 
Tagesordnung und so kommt es, daß viele, viele 
Fälle, welche die Kommission beschäftigen. 
noch unerledigt sind. Die Kommission, die fast 
jede Woche einmal zusammentritt und ihre Ar­
beit ehrenamtlich durchführt, ist nur in der 
Lage, eine beschränkte Anzahl Akten zu erledi­
gen, da jeder einzelne Fall genau überprüft 
wird. All diese Arbeiten werden, worauf Ge­
nossin J ochmann in ihrer Rede hingewiesen 
hat, nach streng objektiven Gesichtspunkten 
beurteilt. 

Aus Anlaß der hundertsten Sitzung der 
Opferfürsorgekommission begaben sich deren 
Mitglieder auf den Zentralfriedhof und legten 
am Mahnmal für alle jene einen Kranz nieder, 
die in der Zeit zwischen 1934 und 1945 aus 
politischen Gründen ums Leben kamen. 

MAUTHAUSEN: TODESSTIEGE 



Europa-Arm.ee - für und vvider
Machen wir die Zusammenhänge noch ein­

mal klar: Westdeutschland hat mit den West­
mächten zwei Verträge geschlossen und sie 
auch bereits in aller Form, durch Parlaments­
beschluß, ratifiziert. Der eine enthält die Her­
stellung der nahezu uneingeschränkten Sou-­
veräni tät Westdeutschlands, die Aufhebung des 
Besatzungsstatuts, des Besatzungsregimes, der 
Besatzungskosten. Der andere ist der Vertrag 
über die Europäische Verteidigungsgemein­
schaft; er enthält die Bestimmungen über 
Deutschlands Beitrag zur militärischen Vertei­
digung Europas, die Beistellung eines begrenz­
ten deutschen Kontingents zur Europa-Armee 
unter gemeinsamem internationalem Kommando. 
Die beiden Verträge sollten vereinbarungsgemäß 
gleichzeitig in Kraft treten. Da nun die Aus­
sichten für die Europa-Armee infolge der Hal­
tung Fr-ankreichs sehr unsicher, ja, sehr gering 
geworden sind, verlangt Deutschland die Auf­
lösung dieser Bind1,rng: Selbständigkeit ohne 
Europa-Armee-Beitrag. Amerika unterstützt 
diese Forderung; und es ist klar, daß beide, 
Adenauer und Dulles, ohne es jetzt schon zu 
sagen, dabei weiter denken: an den nächsten 
Schritt. Der nächste Schritt wird natürlich die 
Forderung sein, daß ein selbständig gewordenes 
Deutschland mitten in Europa doch nicht ohne 
eigenen militärischen Schutz bleiben kann: man 
wird ihm nicht viel weniger eigene Truppen zn-­
gestehen müssen, als es nach dem Europa­
Armee-Vertrag aufstellen sollte. Und wird es 
dabei bleiben? 

Daß Amerika diese Forderungen unterstützt, 
liegt durchaus auf der Linie, die die amerikani--

Aktion „Walküre" mißglückt 
Historische Reminiszenzen an den 20. Juli 1944 

GeneraUeldmarschall Erwin Rommel hatte am 
15. Juli 1944 ein Blitzfernschreiben an Adolf Hitler ge­
richtet, in dem er die katastrophale Lage im Westen
darlegte. In dem Schreiben hieß es:

„Es muß damit gerechnet werden, daß es . dem 
Feind in abs,ehbarer Zeit - 14 Tag,e bi<s drei Wochen -
gelingt, die eigene dünne Front, vor allem bei der 
7. Armee, zu durchbrechen und in die Weite des fran­
zösischen Raums zu ·stoßen. Die Folgen werden unüber­
sehbar ,sein. Die Truppe kämpft allerorts heldenmütig;
j,edoch der ungLeiche Kampf neigt dem Ende entg,egen.
Ich muß Siie bitten, die Folgerung aus d-ieser Lage un­
verzüg'lich zu ziehen."

Nach der Abs-endung dieser ultimativen Forderung 
erklärte Rommel ,seinem Stabschef Speidel: ,,Ich habe 
Hitler die letzte Cha1I1ce geg,eben. W-enn er keine 
Konsequenzen zieht, dann wer,den wir handeln." So 
kam es am 20. Juli 1944 zum ,aktiven Widerstand. Am 
17. Juli wurde Rommel durch einen englischen Flieger­
angriff schwer verwundet. Er wäre, wie es jetzt in den
Epilogen zu di-esem, anläßlich, des zehnten Jahrestages
fast a'llgemein heißt, der Mann gewesen, der Hitlers
Wahnsinn und Tun ein Ende bere-itet hätte. Den eigent­
lichen Anstoß zu den dramatischen Ereignissen des
20. JuH gab bekanntlich Oberst Graf Sbauffenberg.

,,Kuriermaschine aus Berlin landet um 10.30 Uhr!"
Auf dem Flugplatz Lötzen verläßt ein großer drahtiger 
Mann das Flugzeug. Er trägt die Uniform eines Ober­
sten. An den g,rauen Breecheshosen hat er die roten 

sehe Politik seit jeher offen und mit guten 
Gründen, allerdings nicht immer so ungeschickt 
wie unter Dulles, verfolgt ha_t. Wenn Amerika 
Europa verteidigen soll - was nur einige seiner 
reaktionärsten Generale und Senatoren be­
streiten -, so will es doch, daß Europa an die­
ser Verteidigung wenigstens mithelfe; und 
Deutschlands Eingliederung in diese Verteidi­
gung ist geographisch und militärisch unerläß­
lich: ohne Deutschland ist Europa nicht zu ver­
teidigen. Wenn nun Frankreich, von dem der 
Plan zur Europa-Armee ursprünglich ausging, 
nichts als Schwierigkeiten macht; wenn Frank-

. reich in seiner politischen Unsicherheit und 
Schwäche ausspringt oder ausfällt und wenn es 
das ganze Projekt der Europäischen Verteidi­
gungsgemeinschaft zu Fall bringt: was Wunder, 
daß Amerika den französischen Nationalisten, 
die zugleich Neutralisten sind, am Ende die 
deutschen Nationalisten vorzieht, die wenig­
stens in punkto Verteidigung gegen Rußland 
verläßlich - scheinen. 

Aber sind sie es denn? Und versteht Amerika 
denn die ganze schwere Besorgnis, die Deutsch­
lands Wiederbewaffnung in ganz Europa - nicht 
nur in Frankreich, auch in allen anderen Län­
dern - hervorruft: die Angst, daß die Wieder­
aufrüstung Deutschlands, daß der erste Schritt 
über die Europa-Armee hinaus zugleich der 
erste Schritt zur Drohung einer neuen deut­
schen Vorherrschaft in Europa wäre? 

Die Abneigung gegen die Europa-Armee 
wird ja in verschiedenen Ländern - auch bei 
einem Teil der französischen und der englischen 
Sozialisten - gerade damit begründet, daß 

Biesen der Generalstabsoffiziere. Der Mann hat ein 
energisches Gesicht. Über dem linken Aug,e liegt eine 
schwarze Binde. Di-e rechte Hand -ersetzt eine Leder­
prothese, an der link•en fehlen zwei Finger. Der Fahrer 
des Lagerkommandanten des Führerhauptquartiers 
Wolfsschanze ·erkennt den Obersten Graf Schenk von 
Stauffenberg und fährt ·s·einen Wagen vor. Mit Stauffen­
berg ist der junge Oberleutnant Werner von Haeften 
gekommen. Er ist Stauffenbergs Adjutant, sein unzer­
trenn'licher Freund und tollkühner Gefolgsmann. Die 
beiden Offiziere nehmen im Fond des Wagens PI-atz 
und fahr-en zur Wolfs-schanze. Über dem Kiefernwald, 
in dem das gut get,arnte und durch drei Sperrkreise 
abgesicherte Führerhauptquartier liegt, flimme-rt die 
Luft. Dieser 20. Ju1i 1944 ist ein heißer, klarer Hoch­
sommert•ag. Kurz bevor der Wagen das Tor zum Sperr­
kreis III -erreicht, öffnet Oberst Stauffenberg seine 
Aktenmappe u:nd entnimmt ihr ein braunes Paket, ein 
entscheidender Fehler, für den es bi,s heute keine Er­
klärung gibt. In dem Paket befindet sich eine Spreng­
stoffladung mit einem Zeitzünder. Sie bleibt im Wa­
gen zurück, als der Fahr-er auf dem Platz schräg 
gegenüber vom Teehaus im Sperrkrei-s II parkt. Als 
Oberst" Stauffenberg den Lagerkommandanten SS­
Oberführer Rattenhuber begrüßt, hat er in seiner 
Aktenmappe nur noch die halbe Sprengladung - das 
zweite Paket. ,,Die Lage". wie man die tägliche mili­
tärische Lag,ebesprechung im FHQ kurz nennt, ist heute 
um eine halbe Stunde vorverlegt. Um 15 Uhr soll 
Mussolini mit einem Sonderzug e,intreffen. Hitler will 
die Besprechung schnell abwickeln; der Kreis d,er Teil­
nehmer wird kle,in gehra'lten. Der diensthabend•e mili­
tärdsche Adjutant Hitlers, Nicolaus von Below, bittet 
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schon in ihr, schon durch Deutschlands Beitritt 
und Beitrag zu ihr jener gefährliche erste Schritt 
getan würde: wieder eine deutsche Wehrmacht 
mit früheren Nazioffizieren, mit des Teufels reak­
tivierten Generälen! Die so argumentieren, über­
sehen nur, daß der einzige Weg, diese Gefahr 
abzuschwächen, Deutschlands Wiederaufrüstung 
auf ein Mindestmaß einzuschränken und unter 
Kontrolle zu halten, eben die Europa-Armee ist 
- und daß die Verhinderung der Europa­
Armee diese Gefahr nicht aufhebt, sondern sie
- im Gegenteil - nur um vieles größer macht.

Ein Mahnmal am Loiblpaß 
Zur Erinnerung an die Leiden und Opfer der KZ­

Häftlinrge, die während der Kriegszeit auf der Außen­
stelle des großen Konzentrationslagers Mauthausen am 
Loiblpaß*) ,schwer.e Bauarbeiten am Straßentunnel zu· 
[ei'Sten hatten, ist auf der jwgoslawischen Seite des 
Passes, auf dem ehemaligen Lagerplatz in St. Anna 
(Gemeinde Neumarktl/Trnic) ,e'in sinnvolles Mahnmal 
errichtet worden, das am Sonntag, dem 8. August 1954 
fe.ierlich eingeweiht wurde. Der Feier wohnten zahl­
reiche Persönlichkeiten des jugoslawi<schen politischen 
Lebens, zahlreiche ehemai!ige Insassen cies bis zu 1000 
Mann starken La,gers, sowie ,eine Delegation ehemaliger 
Deportierter aus Frankreich und eine Abordnung der 
Landesgruppe Kärnten des Verbandes sozi•ali-stischer 
Freiheitskämpf.er Österreichs bei. Auch ein Vertreter 
der französischen Botschaft in Beil-gr.ad und ein Ver­
treter des jugoslawischen Konsulates in Klagenfurt 
nahmen ap der Feier teil. 

Im Rahmen der Feier, die mit der jugoslawischen 
und der französischen Nationalhymne -eröffnet wurde, 
sprachen ein französischer und ein jugoslawischer 

•) Mit den Zuständen im Loiblpaß-Lager hatte sich vom 
2. September bis 10. Oktober 1947 ein gemischter französisch­
englischer Militärgerichtshof beschäftigt. Die Angeklagten 
Jakob Winkler und Walter Briezke wurden damals zum Tode 
verurteilt, der Lagerarzt Dr. Ramsauer erhielt lebensläng­
liche Gefängnishaft, Sachse erhielt 20, Gruschwitz 12, Köber­
nik 9, Bindrich 5, Poschel 3, Skierde und Gärtner je 4 Jahre 
Gefängnis. 

di'e Offiziere, di·e aus den benachbarten Hauptquartieren 
des Heeres und der Luftwaffe herbeigekommen sind, 
S'ich ins Lagezimmer zu begeben. Um J2.30 Uhr kommt 
Hitler. E,r nimmt auf dem einzigen Stuhl an der Längs­
seite des fünf Meter langen schweren Eichentisches 
Plartz, setzt dLe bereitge1egt-e BriUe auf und dreht sich 
nach der Tür /Um. Sitauffenberg tr.itt an den Karten­
tisch, lehnt die Aktenmappe mit dem Sprengstoffpa�et 
an die Auß'enseite der ,schweren Bohle, die den Tisch 
trägt, und reicht Hitl-er ,seine z-erschossene linke Hand 
zum Gruß .. General Heusing,er beginnt seinen Vortrag 
über di,e Lage an der Ositfront. Nach drei Minuten ver­
läßt Sitauffenber,g das Lagezimmer. Die Bombe explo­
diert. Oberist Stauffienberg ·steht hundert Meter entfernt 
zwischen den dichten Kieforn. Er hört nur die Explo­
sion, er •sieht die Stichflamme und beobachtet, wie 
Barackentei1e durch die Lufä wirbeln. Aber er sieht 
nicht, wie Hitler, •auf Keitels Schulter gestützt,. aus den 
Trümmern der Ba.moke kommt, mit zerfetzter Uniform, 
versengten Haaren und rußverschmiert•em Gesicht -
aber lebend! Mit gemessenem Schritt geht derr Atten­
täter zum W1agen. Seiner geradezu übermenschlichen 
Kaltblüti,gkeit hat er es zu verdanken, daß di<e Posten 
an dien Toren der Sperrkireise II und III ihn pass,ieren 
lassen. Der General der Nachrrichtentruppe Fellgiebel, 
ein Mitverschworener Stauffenbergs, i-st nun der wich­
tig-ste Mann. Fellgiebel hait die Nrachnichbenzentrale der 
Wolfsschanze unter sich. Verabredungsgemäß meldet 
er ruach Berlin: ,,Das Atit-entat hat stattgefunden!" Dann 
legt er den Nachrichtenapparat der Wolfsschanze still. 
Für kurze Zeit i'st d .ais Führerhauptquartier von allen 
Verbindungen abgeschnitten; als da:nn aber Keitel und 
Hitler die ersten Verbindungen verlangen, setzt Fell-
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überlebender des Lagers über die Zeit ihres gemein­
samen Leidens.. Das Lied „Unsterbliche Opfer, ihr · 
sanket dahin" und die „Internationale" schlossen den 
Festakt. Es fdlgte die Besichtigung einer Ausstellung 
im Gemeindeamt von Neumarktl, wo zahlreiche Er­
iillileruillgsstücke an das KZ, den Partisanenkampf und 
die blutige Unterdrückung durch SS und Gestapo ge­
zeigt. wurden. AbschlieHend wurden die Ma,s,sengräber 
in V1gaun (Begunje) besucht. 

Das Denkmal liegt an der Straße, die von Klagenfurt 
nach Laibach führt, etwa drei Kilometer unterhalb der 
Paßhöhe. Heute noch ,sind die Überreste des Lagers 
festzustellen, sieht man die Stelle des Krematoriums 
und den Stehbu:nker. Das Denkmal wurde von Pro­
fessor Kobe entworfen, die kunstvolle Statue stammt 
vom Schmied Bertoncj,el aus Kropa. Das Denkmal 
stellt sinnfällig den Gebkgskess·el mit den K·alkfelsen 
dar, in dem das Lager gehalten wurde. Der Sockel 
trägt in slowenischer und französischer Inschrift die 
Worte „Ich klage ,an" (J'accus-e). 

Zehn Jahre sind vergangen 
In den frühen Morgenstunden des 6. Juni 1944 

·setzten die Westmächte zur Landung an der Küste der
Normandie ein und l.eiteten dadurch die Endphase des
zweiten Weltkrieges ein. An dem gewaltigen Unter­
nehmen beteiligten sich etwa 4000 Schiffe. Trotz des
großen Ausmaßes der gewaltigen Vorbereitun·gen war
es den Alli,ierten gelungen, die Pläne soweit geheim­
zuihalten und die Vorbereitun,gen so ,gut zu tarnen, 
daß die Deutschen bei Beginn der La111dungsoperati.onen 
vollkommen überrascht waren. 

Von den vielen Faktoren, die entscheidend dazu 
beigetragen haben, dem Landungsunter·nehmen dieses 
Überraschungsmoment zu wahren, seien unter 
anderen nur die sogenannten „künstlichen Häfelll" er­
wähnt. Noch heute liegen die dazu benutzten Kähne 
an vielen SteI<len der französischen Kanal.küste. Jed,er 
einzelne Caisson, der für dieses 'EaTnrnanöver ver­
wendet worden ist, hatte eine Wasserverdrängung von 
etwa 6000 Tornnen, was ung,efähr der Größe eines 
mittleren Ozeandampfers entspricht. Die Beton­
Caissons sind neben vielem anderen Kriegisgerät auch 
heiute noch stumme, anklagende Zeugen ,eines erbitter­
t,en Ringens gegen das Gewaltregi,me des N-azismus. 

giebel seinen Apparat wieder in Gang. Stauffenberg, 
der kleinen Zwei:f\el ,an Hitlers Tod hat, 11echnet fest 
dami·t, daß Fel1giJebel di-e NachrichtenzellJtrale des 
FHQ zersifört. 

Drückende Hitze l:iegrt auch über dem schwer zer­
bombten Berlin, das die Kuriermaschine mit Stau:fren­
berg u111d .Adjutant Haeft,en nun ansteuert. Im Reichs­
kri,egsmi'nLsterium in der Bendlerstraße warten die 
Verschwörer seit Stunden auf dras erlösende Wort: 
Hiirtler ist tot! Dieses Wort kommt nicht - man weiß 
nur, daß das Attentat stattgefunden hat. Mehr hat 
Fellgiebel nicht berichtet. Der Chef des Allgemeinen 
Heeresamtes, Geneml Olbricht, sitzt ,in seinem Büro 
und fiebert der Rückk1ehr Stauffenbergs entgegen. Mit 
ihm ,sind •sein Stabschef, Oberst Merz ·von Quirnheim, 
und der pe:nscionierte Generalobernt Hoeppner. Hoepp­
ner trägt Zivil. In einem Koffer hat er seine Uniform 
mitgebracht. Er wird siJe in dem Augenblick anziehen, 
da die Aktion -in der Bendlerstraße •anläuft und er den 
Oberbefehl über das Ersatzheer übern.immt. 

Oberst Stauffenberg landet geg,en 16 Uhr ,in Berlin­
Ran:gisdorf und erfährt zu ,seinem Schrecken, daß die 
Aktion „Walküre" noch nicht angelauf.en ist. General­
oberst Beck, der diJe Staatsführung übernehmen soll, 
wartet in seiner Wohnung. In der Stadtkommandantur 
wartet .Staditkommandant General von Hase und im 
Poli21eipräsidium Graf Helrrdorf ,auf das Stichwort. 
Generalfeldmarschall von Witzleben hat seine Uniform 
bereit, um iln der Bendlerstr.aße den Oberbefehl über 
die Wehrmacht zu übernehmen. 

Irnzwischen hat der Oberbefehlshaber des Ersatz­
heer-es und Chef d·er Bendlerstraße, Generaloberst 
Fromm, von F·eldmarschall Keitel erfahren, daß der 
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Die SPD erltämpft eine einheitliche Opfergesetzgebung 
für Westdeutschland einschließlich West-Berlins 

Bereits vor einiger Zeit haben wir in einem aus­
führlichen Artikel*) auf die Forderung der deutschen 
Genos-sen nach einer einheitlichen Opfergesetzgebung 
hingewiesen und die ein,zelnen Forderungen kurz um­
rissen. Wir können heute berichten, daß der Kampf 
der deutschen Genossen erfolgreich war und daß es 
ihnen gelungen i-st, ein wirklich beispielgebendes 
Gesetz auf dem Geb1ete der Wiederg;utmachung durch­
zus1etzen, das - wir müssien es anerkennen - vielfach 
noch weit über die österreichische Gesetzgebung auf 
diesem Gebiet hinausg:elht. Während es leider bei uns 
in Österreich nur allzu viele Arten von Schädigung 
und besonde11s auf dem Gebiete der rass·tschen Ver:. 
folgung einen großen Personeil'kreis gibt, der keinerlei 
Wiedergutmachung erlangen ka=, befriedi1gt da-s
westdeutsche Gesetz -sowohl ·c:liese Schädig:ungen a1's 
auch den betreffenden Personenkreis. 

Mit 1. Oktober 1953 ist dieses Gesetz in ·Kraft ge­
treten; es nennt ·sich Bundesergänzungs.gesetz zur Ent­
schädigung für Opfer der nationalsoziahs.tischen Ver­
foJ1gung (BEG), Deutsches Bundesges·e-tzblatt Nr. 62 
vom 21. September 1953, heraus.gegeben vom Deutschen 
Bundesminister für Justiz. In der Präambel dieses Ge­
setzes wird anerkannt und unterstrichen, daß Personen, 
die wegen ihrer politischen Überzeugung, aus Gründen 
der Rasse, des Glauben:s oder der Weltanschauung 
unter der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft ver­
fo1gt worden ·sind, Unrecht geschehen rst, und daß der 
aus Überzeugung oder um seines Glaubens oder Ge­
wissens willen geletstete Widwstand gegen die natio­
nal-soziahstische Ge-waHherrs·chaft ein Verdienst um 
das Wohl des deutschen Volk-es und Staates war. 

Damit soH zweif.e11os neben dem Schuldbekenntnis 
nach auß'en hin nochmals eine Rechtfertigung für di,e 
schweren fin,anziell-en Auswirkungen gegeben werden, 
welche dieses GeS'e1z und die sonstigen Wiedergut­
machungs.verpfii-chtung,en für die Bundesrepublik und 

. die Länder haben, Man rechnet, daß die Entschädig:un­
gen nach dies,em Gesetz,e einen Aufwand von etwa 

*) Vgl.: .,Der sozialistisch_e Kämpfer", Nr. 7-lQ, Juli-Ok­
tober 1952, S. 9. 

Führer lebe und Ilillr unwesentlich verlretzit •sei. Es 
kommt dann zu 1schw,eren Auseinandersetzungen zwi­
schen Genenal Fromm und Graf Stauffenberg, den seine 
l\ütverschworenen unterstütz,en. Der Sieg der Ver­
schwörer ist noch am späten Nachmittag zum Greifen 
nahe, obwohl Hitler ntlcht tot und Fellgiebel die Nach­
richtenzentrale in der Wolf.sschanze nicht aiusgeschal­
tet hat. Die Verschwörer scheinen aber auf ihre -e�gene 
Nachrichtenz,entmle in der Bend1erstraße v·erges,sen zu 
haben. Die,se arbeitet an jenem 20. Juli nicht etwa 
allein für die Ver:schwörer, sondern gQe�chzeitig für 
Hitler, Keitel, Goebbels und Himmler. Und so ergibt 
sich die groteske Situation, daß Stauffenberg und Ge­
neral Olbrichit ihre Befehle hinausjagen, während 
gieichze:itig Keitel in der Wolfsschanze am Tetephon 
hängt und über dieselbe Nachr,ichtenzentrale in de,r 
Bendlerstraße ,s,eine Gegenbefehlie durchgibt. Man hat 
auch unterla1s,s1en, das 1größite Irnform-ationsmittel, den 
Deutschlandsender, zu bes,etzen. So kommt es ,schließ­
lich, daß Abtrünnige zum Gegenischlag rüsten. 

GeneralfeldmarschalQ von Witzl-eben erleidet einen 
Nervenzusammenbruch und fährt auf seinen Landsitz 
südl:ich von Berlin. Am Abend hat General Fromm 
vollkommen die Oberhand gewonnen. Oberstleutnant 
von der Heyder z,ieht mit schwerbewaffneten hitler­
treuen Offizier-en und Mannschaften von Büro zu Büro 
und stellt jeden vor di,e Frage: Füa:- oder gegen Hiitler.
Stauffenberg wi-rd dabei verwundet. Ungefähr um Mit­
ternacht geht das Drarria zu Ende. Beck, Stauffenberg, 
Olbricht, Merrz von 'Qruirnheim, - Haeften und Hoeppner 
werden in das Büro des Gener,aiobersten Firomm ge­
bracht, der sie auffordert, di'e Waffen abzulegen. Ge­
nera!loberst Beck will sich selbst richten. Er drückt in 

4 Milliarden D-Mark betragen werden. Mit der schon 
früher v·er.ein1ba-rten Eingliederungshilfe an den Staat 
farael von rund 3 Milliarden D-Mark und den: V,erpflich­
tu11Jgen auf Grund der Jewish Claims Material Confe­
r-ence mit 450 MiLlionen D-Mark ergibt sich für die 
Bundesrepublik ein Gesamterfordernfs von 7,5 MiUiar­
den D-Mark. Die Bundesregierung hat bewußt diese 
gewiß nicht leichte finanzielle Last auf skh genom­
men, weil ihr dar,an gel.eg,en ist, dais mo,ralrsche An­
sehen der neuen deutschen Bundesrepublik vor allem 
auch gegenüber dem Ausland wieder zu heben. 

Anspruchsberechtigung 

Anspruch -auf Entschädigurng hat, wer in der Zeit 
vom 30. Jänner 1933 bis zum 8. Mai 1945 wegen 
seiner gegen den Nationalsozi-alismus gerichteten poli­
tischen Überzeugung, aus Gründen der Ras,se, des 
Glaubens oder der Weltanschauung durch national­
sozialisti.s·che Gewaltmaßnahmen verfolgt worden i1st 
und hiedurch Schaden an Leben, Körper, Gesundtheit, 
Freiheit, Eigentum, Vermögen oder i-n seinem !beruf­
lichen und wirts.chaftlichen Fortkommen erlitten hat. 
Der Verfolgung weg,en politischer Überzeugung wird 
g1eichgestellt eine Verfolgung, die darauf beruhte, daß 
der Verfolgte auf Grund ei1gener Gewis-sensentschei­
dung sich unter Gefäh'l'dung seiner Person aktiv gegen 
die Mißachtung der Menschenwürde oder gegen di·e 
sittlich, auch durch den Krieg nicht gerechtfertigte 
Vernichtung von Menschenleben einges·etzt hat. Aus­
geschlossen sind Verfolgte, die einer Entschädigung 
nicht würdig sind; insbesondere gtlt das für diejenigen, 
die ,s,elbs,t der nationalsozialistischen oder einer ande­
ren Gewaltherrschaft Vorschub geleistet haben**) oder 
die freiheitliche, demokratische Grundordnung be­
kämpften. Der Anspruch ist grundsätzlich vererblich, 
in den meisten Fällen wird jedoch die Erbberechtigung 
auf den Ehegatten des Verfolgten und di·e gesetzlichen 
Erben dier ersten oder zweiten Ordnung beschränkt. 

**) Also Gesinnungsnazi, zu feige zum offenen Bekenntnis, 
jedoch oft ärger in der Handlungsweise als Mitgliedsbuch­
inhaber. 

einem L•ehnse\'lsel zweimal die Pistole ab. Die Schüsse 
sind nicht tödlich und ein F,eldwebel gibt ihm den 
Gnadenschuß. Fromm wendet -sich 1an die Verschwörer: 
„Und Sie, m'eine H1errren, wenn Sie noch etwas zu 
schreföen haben, Sie haben noch einen Augenblick 
Zeit." Olbr-icht tritt an den großen runden Kartentisch 
und schreibt im Steh1en einige Abschiedszeilen an seine 
Frau. Stauffenberg rührt sich nicht. Frnmm verkündet, 
daß ein „Standgericht", von ihm berufen, vier Todes­
urteile ausgesprochen hat. Die Verurteilt,en nehmen 
das Urt•eil gelassen auf*). 

Im Hof illl der Bendlerstr:aße ,sind die Scheinwerfer 
eines VVa.gens auf eine graue Mauer gerichtet ... 

Kränze an den Hinrichtungsstätten 

Zrum Gedenk,en der Opfer des 20. Juli 1944 fanden 
am 20. Juli 1954 Kranzniederlegungen an den Hinr-ich­
tungsstättlffil in Plötzensee und auf dem Hof des ehe­
maligen Reichskr,ieg:smini-steriums in der Bendler­
straße ,statt. Die F·eier vor der aus Granit errichteten 
M,auer mit der Inschriift: ,,Den Opfern der Hitler­
DiWtatiur 1933 bi1s 1945", hinter der sich der Hinrich­
tungs:schuppen der 'Strafanstalt Plötzensee befindet, 
begann mit dem Psalm „Selig sind die Verfolgten" aus 
dem „Evangelim-a:nn". 

Vor ldem Denkmal des gefes·selten Jünglings auf dem 
Hofle des ehemaligen Reichskriegsministeriums in d,er 
Bendl1enstraße, wo am Abend des 20. Juli nach dem 
mißlungenen Attentat mehrere Offiziere füsi.iiert wur­
den, war ein Doppelposten der Polizei aufgezogen. 

*) Generaloberst Fromm wurde im Februar 1945 vom 
Volksgerichtshof zum Tode verurteilt. Er starb mit dem Ruf: 
,,Heil Hitler!" 
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Für Schaden an Lebe:.."l, Körper, Gesundheit und 
Freiheit wird Schadenernatz in Form von Geldr,enten 
und Kapiia1'entschädig,1.mg ,gewährt. 

Für Freihertentziehung, worunter nicht nur Haft 
schlechthin oder Zwangsarbeit, sondern auch ein Le­
ben rn der Illegalität unter haftähnJ.ichen oder men­
schenunwürdigen Bedingungen - ·a-lso auch U-Boote 
- v,erstanden wird, sofern der „Untergetauchte" im
„Reichsgebiet nach dem Stande vom 31. Dezember
1937" als solcher gelebt hat. Die besetzten Gebiete s,ind 
al:so von diese1· Regelung ausgeschlossen. Die Entschä­
di,gun.g beträgt für jeden vollen Monat der Freiheit:.. 
entzi-ehtmg 150 DM. 

Für zerstörte, verunstaltete, geplünderte, bei der 
Auswanderung oder Flucht prei-sgeg,ebene oder auch 
nur im Stich gelassene Sachen des Verfolgten (vor 
allem Hausrat) wird Entschädigung geleistet. Das 
gleiche gilt für schwere Vermögensschäden, die durch 
Sondermaßnahmen, insbesondere durch wirtschaft­
lichen Boykott, herbeigeführt wurden. Von besonderer 
Bedeutung ist auch die Bestimmung, daß, wenn eine 
Auswanderung zu einem besondeTs schweren Trans­
ferverlust geführt hat, auch für diesen Schaden Ent­
schädigun,g zu leisten ist. AHerdings ist im Gesetz der 
Begriff „besonders schwerer Transferverlust" nicht de­
finiert. Der Höchstbetrag für die Schäden an Eigentum 
und V:ermögen ist für den einzelnen Vedolgten auf 
75.000 DM festges•etzt. Daneben besteht noch Anspruch 
auf entrichtete Sonderabgaben, wie zum Bei-spiel die 
Reichsfluchtsteue1·, welche allerding,s ·nicht unbegrenzt 
rückvergütet wird. 

Für Schäden im beruflichen und wirtschaftlichen 
Fortkommen ist eine Kapitalentschädigung bis z�1 
25.000 DM vorgesehen. Jedoch kann der Verfolgte an 
Stell-e dieser Kapitalentschädigung ein·e seiner frühe­
ren Lebensstellung entsprechende angemessene Rente 
bea-rrspruchen. Er kann aber auch wahlweise seine 
frühere oder eine gleichwertige Tätigkeit wieder auf­
nehmen und erhält in diesem Falle zum Wiederauf­
bau seiner Existenz in de1· Bundesreoublik zinslose 
oder zinsverbilligte Darlehen bis zu,m Höchstbetrag 
von 30.000 DM zur Verfügung gestern. 

Wer in seiner beruflichen Ausbildung durch Aus­
schluß von der erstrebten Ausbildung oder durch 
deren erzwungene Unterbrechung Schaden e1·Utt·en hat, 
erhält ebenfalls eine Entschädigung. Das gleiche gilt, 
wenn ein Verfolgter in einem VersicherungsveThältnis 
geschädigt wurde, egal, ob es s-ich um eine Lebens­
oder Rentenversicherung handelte. Weiter gibt es Ent­
schädigungen für besondere Verfolgtengruppen, wie 
die Verfolgten aus den Vertreibungsgebieten, die Staa­
t.enilosen und die pol-itischen Flüchtlinge, vor aHem 
aber auch die sogenannten „Nationawerfolgten", das 
heißt jene Personen, die unter der NS-Gewalthen­
schaft aus Gründen ihre1· Nationalität unter Mißach­
tung der Menschernrechte verfolgt wurden und Flücht­
ling,e im Sinne der Genfer Konvention vom 28. Jun_i 
1951 sind. 

Die Verteilung der sich aus diesem .Gebiete er­
gebenden Lasten zwischen Bund und Ländern ist 
durch ein bis zum 31. Dezember 1954 zu erlassendes 
Bundesg,es,etz zu regeln. Vorläufig werden die Lasten 
von den Ländern getragen. Die Ansprüche selbst wer­
den· in Rangklassen befriedigt, welche nach der Drin,g­
lichkei.t abgestuft ,sind. Hiebei wird die Anspruchs­
gattung, das Lebensalter, die Bedürfti,gkeit und die 
Erwerbsfähigkeit der Betreffenden als Grundlage g,e­
nommen. Zur Beseitigung einer Notlage können Zah­
lungen außer der Rangfolg,e aus einem Härtefonds ge­
leicstet werden. Ansprüche von Berechtigten, die über 
60 Jahre alt sind, sollen mit Vorrang behandelt 
werden. 

Als Entschädigung.sorgan,e fungieren 
a) di-e Entschädigungsbehörden der Länder (Ent­

schädigungsämter), 
b) die Entschädigung,sgerichte, sofern das Verfah­

ren nicht vor der Entschädigungsbehörde seine Er­
ledig.unig finden, komite. 

Entschädi,gungen werden niur über Antra,g gewährt. 
Berechtigte mit Wohll!Sitz in der Bundesrepublik müs­
sen den Antmg bis zum 1. Oktober 1954, außerlhalb der 
Bundesrepublik wohnhafte Berechtigte bis zum 1. Ok-
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tober 1955 einbringen. Das Gesetz enthält auch eine 
Bestimmung, wonach in Fäl1en, in denen zahlenmäßige 
Beweise nicht mehr votlständig wbr.acht werden können, 
ein Verg1'ekh über die Höhe des Anspruches zulässig ist. 

Wir haben versucht, einen Übe1·blick über das west­
deutsche Ent-schädigungsgesetz zu geben und damit 
aufzuzeigen, daß es den deutschen Genossen - denn 
sie sind unbestreitbar die Initatoren di-eses· Gesetzes -
gelungen ist, ein Gesetz zu schaffen, das, wenn es 
im Geiste und nach der Absicht der Präambel gehand­
habt wird, sicherlich geeignet erncheint, die unzähligen 
Wunden, die der Nazismus g,eschlagen hat, soweit es 
menschenmöglich ist, in finanzieller Hinsicht heilen zu 
helfen. Es ist damit den deutschen Genossen nach acht 
Jahren möglich gewesen, das Kapitel der Wiedergut­
machung in gesetzlicher Hinsicht in zufriedenstell-en­
der Weise abzuschließen. 

Wir können nur wünschen, daß das westdeutsche 
Beispiel unsere Parlamentarier a=egen möge, die noch 
offenen Fragen gleichfall'S einer baldigen positiven 
Regelung zuzuführen. Nach unserer Meiniung müßte 
man sich endlich mit jener Kategorie von Geschädigten 
befassen, die im Rahmen des Opferfürsorg,eg,esetz.es 
keine oder .nur unz,ureiclhende Ansprüche haben, die 
aber durnh die Verfolgung alles verloren und jetzt 
vielfach auf Almosen oder die Unterstützung der 
öffentlichen Fürsorg1e arngewiesen ,sind. 

Wir sind sicher, daß die vielfaclh g,eforderte neunte 
NoveHe zum Opferfürsorgegesetz dazu benützt werden 
wird, um nicht nur verbliebene Härten zu beseitigen, 
sondern auch manches Unr-echt, das bisher nicht er­
faßt worden ist. 
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Genossen und Genossinnen, Kameraden aus den 
Konzenfrationslagern und Gefängnissen, Frei-

heitskämpfer! 

„DER SOZIALISTISCHE KÄMPFER" ist euer 
Organ. Er soll uns ermahnen, in unserem revo­
lutionären Kampfgeist nicht zu erlahmen. Er 
soll für Demokratie und Freiheit, gegen Faschis­
mus und Antisemitismus kämpfen. Er soll für 
eure wirtschaftlichen Rechte eintreten, für volle 
Wiedergutmachung an den V erfolgten. 

„DER SOZIALISTISCHE KÄMPFER" wird 
dieser Aufgabe in dem Maße gerecht werden 
können, als ihr selbst alle mitarbeitet: soll er 
doch das ausdrücken, das schreiben, was ihr 
denkt und fühlt, was ihr erstrebt und wofür ihr 
gekämpft habt und heute erst recht kämpft. 
Arbeitet daher mit, schickt Beiträge, schreibt 
unserer Redaktion und denkt immer daran: 

,,Der sozialistische Kämpfer" 
ist eure Zeitung! 

' 



Zw-ei Erfolge 
Der Nartionalrat hat in den 1'etZJ1:eill Wochen der 

Frühjahr.s-saison 1954, die am 7. Juli zu Ende geg,angen 
ist, eine große Zahl bedeut'Samer Gesetze erledigt. 
Zwei von diesen Beschlüssen sind besonders für die 
Opfer des Faschismus bemerkenswert und müssen als 
große Erfolge bezeichnet werden. 

Am 19. Mai hatten die sozialisrtischen Abg,eordneten 
KyseLa, Ma.rk, Wimberger und Genos·s.en einen 
Ind!tiiativantrag eingebracht, der verlangte, daß den 
Kriegsopfern und de:n Opfern des Fas,chismus im Ok­
tober eines jeden Jahres eine dTeizehnte Rente aus­
bezahlt werde, damit die Rentelllbezieher 'in die Lage 
versetzt werden, ·s,ich für den Winter Heizmaterial 
oder warme Kleider zu beschaffen. Im Zuge der Ver­
handlungen über die Gewährung einer clr,eizehnrtern 
Rente an die Sozialrentner wurde auch dieser Antraig 
auf die Tagesordnung geset-zt. Der auf die Kriegsopfer 
bezügliche Teil wurde in •ein,er Novelle zum Kriegs­
opferversorgung1s.g,es,etz .eing,ebaut. Zur Durchsetzung 
der Forderung für die Opfer des Faschismus wurde 
eine 9. Novelle zum Opferfürsmgegesetz aus,gearbeitet. 
Sie fußt auf einem Gutachten der Opferfürsorge­
kommiission und bringrt zum Ausdruck, daß im Ok­
tober 1954 allen Beziehern von Unterhalts- oder 
Zusatzreniten föe ihnren zustehenden Rentenbezüge 
doppelt auszuzahlen sind. Sie stellt darüber hinaus 
fest, daß eiin dreizehnter Monatsbezug aus einer 

anderen Quelle nk1ht auf die zwölf Monatsbezüge des 
Jahres aufzuteilen ist und daher bei. der Berechnung 
der Zus,atz- unrd Unterhaltsrenten außer Betracht 
bleibt. 

Dem Hauptausschuß des Nationalrates lag am 
1. Juli der Entwurf einer Verordnung des Finanzmini­
·steriums über die Auszahlung der Haften.t-schädigun,g
vor. Es gelang unserem Genossen Mark, eine wichtige
Verbes1serung in der Formulierung dieser Verordnurng
durchzuS'etzern. AUe jene Anspruchsberechtigten, die
auf Grund der 7. Novelle vom OFG ihre Ansprüche
angemeldet haben, werden so behandelt, als ob ihr
Bescheid vor dem 31. August 1953 r,echtskräftig ge­
worden wär:e. Das bedeutet, daß in aUen diesen Fällen,
die erste und zwei1e Rate bis zum 1. September 1953,
die dritte Rate am 1. September 1954 und die vierte
Rate am 1. September 1955, also um ein Jahr vor dem
vorgesehenen Termin auszuzahi1'en ist. Bezügl,ich jener
Anspruchsberechtigten, die ihre Anträge erst auf Grund
der 8. Novelle einbringen konnten, wird in der Verord­
nung bestimmt, daß die Auszahlunrgstermine sinngemäß.
zu erstellen sind, die J.etzte Auszahlung aber jedenfaJ1s
am 1. September 1956 erfolgt.

Wir können also mit Befriedigung feststellen, daß
wir zwei wirkliche Erfolge erreicht haben: Die drei­
zehnte Rente und die Vorverlegung der Restzahlung
für die Haftentschädigung um ein .Jahr.

Einfach die Wahrheit 
Eine wahre Begebenheit aus dem französischen Maquis 

Der Frühling des J,ahres 1944 brachte der französi­
schen Bevölkerung Hoffnung und Leid. Im Berglande 
der Correze, ,südlich von Limoges, schwellten die ersten 
w.armen Sonnenstrahlen den Tatendrang der Frei­
schärler des Maquis. In diesem unzulänglichen Gebiet
hatten nur bunt zusammengewürfelte Truppen der
deutschen Wehrmacht die wichtigsten Zentren Brive­
Tul4e-Egleton-Uzerche besetzt; Georgi!er 1Und Kosa­
ken verstärkten die müden, abgekämpften E,inheiten.
Die Partisanenverbände hingegen ,sitützten ·sich auf 
jugendliche, tatendurstige Patrioten, die allerdings 
keinerl,ei oder nur ,sehr wenig militäri'sche Ausbildung 
hatten u:nd recht notdürftiJg bewaffnet waren: Maschi­
nenpistolen biUig,ster Ausführung, Gewehr·e, Revolver 
und Handgranaten. Die wenigen Bazookas und leichten 
Maschinengewehre wurden nur den wirklich Kampf­
erprobten anvertraut. Französische Offiziere der im Jahre 
1940 geschlagenen A•rmee, die di'ese Nii-eiderlag.e nicht 
a1s endgül,tig hinnehmen wollten, bildeten die Kader. 
Sie hatten ihre Sorge damit, dieser Truppe einiger­
maßen militärische Disziplin und militärisches Grund­
wissen beizubringen. Übungsmöglichkeiten waren be­
schrr-änkt und Disziplinarntriaf.en -für diese ungestümen 
freiwilligen K,amp:fig.efährten ,schwe,r zu bemessen. Bei 
schwerwi·eg,enden Verbrechen war da's Todesurteil die 
einzige Strafe, die im Maquis praktisch angewendet 
werden konnte. 

So lagen ,sich die Feinrde geg,enüber. Die Partis,anen 
insg,eheim die deutsche militärische ÜberLegenhei1 
fürchtend, die deutsche Polizei und W,ehrmachrt ver­
zagend vor dem Tod, der in den grünen Wäldern und 
Gestrüppen ,an jeder Kurve der Berg- und Lallldstraßen 
lauerte. Es ischien aber, ,aLs ob idlie Deutschen die 
Kampfeskraft der Part'isanen überischätziten. J,eder 
fühlte, daß der kommende Sommer die Entscheidung 
um Frankreich bringen müs·se, .und das trieb die Gegner 
zu ,einer immer heftig,eren und gehässigeren Kampfes­
weise. 

IIIl dieser schwel'len Zeit unternimmt der Feldwebel 
der Gendarmerie Leo Auhof mit seiner Patrouille eine 
der üblichen Erkundungsfahrten in das hügelig,e, 
buschige Berg'land zw,Lschen Brive und Tulle. In engen 
Serpentinen windet ·sich die Bergstraße, die diese beiden 
Garnisonen verbindet, an waldigen Berghängen vor­
über. Auhof, der in einem PKW neben dem Chauffeur 
sirtzt, hat seine Ma,schinenpistole schußbereit auf den 

Kni•en liegen; ebenso ,s,eine beiden Kamemden auf den 
hinteren Sitzen. In einem Abstand von·etwa 200 Metern 
folgt ein 5-t-Lastwag,en m'i't Soldat,en der Garnison 
Brive, die ein Leutnant kommandiert. Leichte Maschi­
neng.ewehre, Gewehre unrd Handgmnaten .sollen den 
Partisanen bei einem etwaigen Feuerüberfall antwor­
ten. An Weilenn und einS'amen Bauerhöfen vorbei geht 
es, und hinter den Fenstern folgen überall ängstliche 
Blicke den varbeirolJ.1.enden Wagen. Kommt es wieder 
zu einem Kugelwechsel, fragt sich so manches bange 
Herz, wel'ldren nicht wti.ed•er unschuldige Bauernhöfe 
dafür bezahlen müssen? 

Die Kolonne nähert ·sich dem Hochplateau von 
Lachamps. Um ,eine Straßenkr,euzung lokaler Bedeu­
tung gruppierien sich einige Häuser und ein Gasthof. 
Etwa 500 Meter vor der Ortschiaft bezeugt das aus­
geb!rannt•e Haus eines Schmiedes, daß es in dieser Ge­
gend ,schon zu Kämpf.en gekommen i'St. Der PKW ver-
1'ang1sem t die Fahrt und die Maschiinenp,tstolen drohen 
nunmehr in den Händen der Gendarmen. Der Lastwagen 
hat s1ein Tempo ebenfall'S verlangsamt und di•e Mün­
dungen der Maschinengewehre richten ,sich nach beiden 
Seiten der Land,stmße. Vor der Gastwirt,schaft hält 
Auhof en. Ei:n kleineir E,rfr.ischunrgsitrunk an diesem 
warmen Frühjahrstag bei dem Wirt, den er ja kennt, 
und dann weiter. Er hat an nichts 1denkenid die Maschi­
nenp�stol1e in der Hand behalten und macht die Türe 
auf. Er1staunen malt sich auf seinem Gesicht: An eini­
gen Tischen sitzen P,artis•anen, die engl.i,schen Sten­
pi.stolen an die Ses,sel gelehnt. Bisher hatten sie sich 
doch noch ni,e in di.esen Gasthof gewag,t, wohl um dem 
Wirt keine Schwierigkeiten zu bereiten. 

Einilge Sekunden ·stummen Gegenüberstehens, 
Awgenblicke der Unenrtschlossenheit. Auhof ist kein 
Feigling, und auch die Freischärler sind en�schlossen, 

Die Mitarbeiter 
An dieser Nummer unserer Zeitung haben 
folgende Genossen mitgearbeitet: 

Karl Blei / Robert Blau / Franc;ois Dem / Franz 
Fleck / Friedrich Flußmann / Peter Grieb'ichler / 
Jacques Hannak / Karl Mark / Rudolf Trimmel / 

Ferdinand Wedenig 

11 DER 

SOZIALISTISCHE KÄM·PFER 



etwas zu tun. Jener hat keine Aussicht, der Überzahl 
gegenüber zu besitehen, di-ese wiiissen, daß der Gendarm 
nicht allein erst und daß die Schüss,e ,seine Kollegen 
alarmieren werden. Noch schwirren tolle Gedanken 
blitzschnell durch alle Köpfe, als Auhof in gebrochenem 
Französisch spricht: ,,Soldaten Frankreichs, Patrioten! 
Soll hier Blu,t füeßen, Leid und Trauier entstehen? 
Unser Gefecht hi.er wüd an dem großen Geschehen 
nichts ändern. Wenn ich diesen Gasthof verlassen haben 
we11de, rollt mein Zug weiter; ,ich habe eruch nicht 
gesehen. Wir werden nicht nach euch fahnden. Es geht 
nicht um mein Leben, ·aber ich möchrte euch vor,schla­
g,en, daß wir nur kämpfen mögen, wenn wir uns be­
waffrnet gegenübersrbehen." 

Da antwortet ,ihm Leutnant Germain: ,,Ihre Worte 
,smd klug, wir wissen, welches Los un:s Freischärler 
erwartet, ihr verhafrtet einzelne, un1schuldige Männer. 
Ihr folterrj; sie, weil für meint, Auskünf.te über uns zu 
erhalten. Aber was wollt ihr von unschuldigen Geiseln?" 
Auhof .darauf: ,,Wohl 'ist wahr, wais Sie sa,g·en, und der 
Vorwand, daß wir auf höheren Befehl handeln, zu 
leicht. Aberr· der ein:ze'lne kann nur in einz-elnen Fällen 
Erleichterung bringen. Wenn sich diiese Handlungen 
,stets vermeh11en, dann könnrte vi1el erreicht werden." · 

In di,esem Augenblick gibt Germain einen Befehl. 
Eli-n Junge ,sprdm.grt; auf und verläßt das Zimmer gegen 
dien Hof zu. Der Pairtisanenoffizier erklärrt Auhof: ,,Ich 

nehme an, daß Sie nach Tolle w,eJt1erfahren. Ich habe 
durch eine Fahrriadsitafette dem Hauptmann einer 
Kompanie, die dr,ei Kilometer von hi-er auf Sie Lauert, 
vorgeschQ1ag.en, Sie unbehelli1gt durchfahren zu lassen. 
Warten Sie draußen unrter ir:g.enidteiinem Vorwand noch 
eine halbe Stunde. Wenn Ihn·en der Wirt eine Pastete 
brlingt, so bedeurt:et dais, daß Sie ruhig weit,erfahren 
können." 

Auhof leert ein Glas -Bi-er, das man ihm anbietet, 
und die Geigner reichen ,einander stumm die Hände. 

Es gelling,t Auhof, den Leutnant des Lastwagens für 
di1e Dauer der ver1angiten Fri-st auifzuhalten. Dann 
bringt derr Wirt ,eine l,eckere Schwei1111sp:ast,ete . . .  

Einig,e Wochen \Später ,sdnd Brive und Tulle gefallen. 
Die deu1tschen Solld:aten und Gendarmen werden als 
Gefangene behandelrt. Der kommandierende franzö­
sische ·Oberrst verlangt, daß man ihm Auhof sofort· 
vorführe. Er bekommt Z1iv,illklei1der und darf •sich frei
wie ·ein F111anzose 'in der Gegend aufhalten. Und als 
sich Auhof wieder zum Gehen wendet, fmgit ihn der 
O,bernt: ,,Sa,ge� S,i1e, Auhof, unter welchem Vorwand 
haben Sie damal!s die Wari·ezeit von ,einer halben 
Stunde ·er,reicht? Sie haben der Gegend hier e.inen 
großen Dienst ·erwiiesen." übeirra,scht hört er die ein­
fache An;tworit: ,,Ich habe dem Zugskommandanten die 
Wahrheit gesagt." 

Erlebnisse und Erinnerungen 
Nach der Niederwerfung der österreichischen Ar­

beiterklasse im F,ebruaraufstand 1934 durch den Heim­
wehrfaschismus wurde ich mit vielen meiner Genossen 
in Haft gesetzt und der Vorbereitung zum bewaffneten 
Aufstand sowie des Hochverrates angeklagt. Wenn 
auch diese Anklage kläglich zusammenbrach und ich 
nur wegen eines Pressevergehens zu drei Monaten 
strengen Arrestes verurteilt werden konnte, so sind 
wir dennoch als verschworene Feinde des Faschismus 
erkannt und auch dementsprechend als solche behan­
delt worden. 

Aber schon in der Gefängniszelle itn Völkermarkter 
Bezirksgericht begannen wir Fragen einer kommenden 
illegalen Organisation zu besprechen. Schon Ende 
Februar 1934 flatterte die illegale „AZ" in unsere Zel­
len herein, und wir freuten uns ungemein darüber. 
Im Mai dess1elben Jahres wurde ich aus der Haft ent­
lassen und sofort begann eine rege Organisationstätig­
keit. In allen Bezirken des Landes Kärnten konnten 
wir Genossen für die Fortsetzung des Kampfes ge­
winnen. Es waren meist jüngere Genossen und Ge­
nossinnen, die sich ·bereit erklärten, mitzuarbeiten. 
Die Verbindung mit Wien wurde durch Genossen 
Franz Rauscher, Staatssekretär a. D., besorgt, der uns 
des öfteren besuchte und uns Informationen gab. 
Die Genossen Falle, Podlipnig, Buttinger, Sofner, Kom­
posch, Petschnik, Steiner, Scheiber, Bisjak und ich 
bildet•en die sogenannte Landesleitung der Revolutio­
nären Sozialisten. Unsere Tätigkeit war auch sehr bald 
im ganzen Lande fühlbar geworden. Neben 5000 Exem­
plaren der „AZ" und einigen tausend Exemplaren der 
„Revolution" erschienen noch einige im Lande selbst 
hergestellhi Agitatfonsblätter. Für di-e Bezirke Völker­
markt und Wolfsberg gab ich eine im Vervielfälti­
gungsverfahren hergestellte, vier Seiten starke, wö­
chentlich erscheinende Information heraus. Die Infor­
mation trug den Titel „Die rote Front". Hersteller war 
ich persönlich. Ich arbeitete in Kellern und in nahe 
gelegenen Wäldern sowie in den Auen der Drau. Zur 
Herstellung stand mir eine abgenützte Schreibmaschine 
und ein Flachdruck-Vervielfältigungsapparat zur Ver­
fügung. 1000 bis 1500 Exemplare der „Roten Front" 
wurden wöchentlich auf diese Weise hergestellt und 
verbreitet. 

Im Schloß Wasserhofen bei Kühnsdorf wurde ich 
eines Tages, als ich mir gerade bei der Herstellung der 
Information in einem Stalle des Schlosses zu schaffen 
machte, von einer Hausdurchsuchung überrascht, die 
bei einem Genossen vorgenommen wurde. Ich packte 
den Vervielfältigungsapparat und die zur Hälfte fertig-
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gestellte Information in einen Rucksack und flüchtete 
auf einem Fahrrad in die Auen der Drau, wo ich die 
Arbeit fortsetzen und diese Ausgabe der Information 
fertigstellen konnte. Gegen Abend bracht·e die jugend­
liche Genossin Silvia Lenko den Vervielfältigungs­
apparat und die Information in einem Rucksack, als 
Hasenfutter getarnt, dann nach Völkermarkt, von wo 
die weitere Verteilung vorgenommen wurde. Fast jedes 
Erscheinen eines Flugblattes oder einer Information 
hatte eine Hausdurchsuchung in meiner Wohnung zur 
Folge. Aber unsere Frauen und Jugendlichen haben 
brav und mutig mitgeholfen und die Verbr1eitung un-

. seres Agitationsmaterials trotzdem mit größtem Erfolg 
durchgeführt. 

Am 1. Mai 1934 fand am Satnitzberg eine Mai­
kundgebung unter dem Motto: ,,Wir kommen wi-eder" 
statt; Genosse Scheiber aus Wolfsberg, der noch weni­
ger bekannt war, wurde als Redner bestimmt. 

Zu Weihnachten 1934 fand in Tassach eine als 
Schipartie getarnte Landeskonferenz statt, an welcher 
18 Genossen teilnahmen und bei der die Prinzipien­
erklärung der Revolutionären Sozialisten beschlossen 
wurde: Genoss•e Falle führte den Vorsitz. Vom ZK 
nahm Genosse Buttinger an der Konferenz teil. Diese 
Landeskonforenz blieb der Polizei nicht verborgen 
und so wanderten alle bekarinten Teilnehmer auf ein 
Jahr ins Gefängnis. Diese Landeskonferenz der Revo­
lutionären Sozialisten Kärntens fand im großen Sozia­
listenprozeß vor einem Schwurgericht in Klagenfurt 
mit der Verurteilung aller Teilnehmer ihren Abschluß. 

Nach meiner Haftentlassung zu Weihnachten 1934 
begab ich mich im Auftrag der Landesleitung illegal 
nach Marburg, wo ich mit dortig•en Genossen eine 
Besprechung hatte. Ein österreichischer Gendarmerie­
beamter in Bleiburg und ein jugoslawischer Beamter 
ermöglichten mir den Grenzübertritt. 

Da ich aber die Jahre 1934 und 1935 mit Ausnahme 
kleiner Unterbrechungen in den Gefängnissen Doll-

(l)ereinst wird man in den Museen Kanonen 
ausgestellt sehen, wie jetzt die alten Folterwerk� 
zeuge und man wird darüber staunen, daß derlei 
einmal im Gebrauch sein konnte. 

Victor Hugo 
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fuß' und Schuschniggs v,erbracht hatte, war es mir im 
Lande Kärnten aus konspirativen Gründen nicht mehr 
möglich, mich hier illegal weiter zu betätigen. 

Schon früher hatten mich die Genossen Buttinger 
und Podlipnig, die sich bereits in Wien befanden und 
steckbrieflich verfolgt wurden, nach Wien eingeladen. 
Dieser Einladung 1eistete ich nun Folge. Seit Anfang 
1936 hatte ich unter dem Decknamen Forst aus ehe­
maligen Schutzbündlern die Stoßbrigade Wi·en organi­
siert. Diese Tätigkeit führte mich mit vielen Wiener 
Genossen, wie Danneberg, Eitler, Ackermann und an­
deren, zusammen. End•e Juni 1936 fiel Genosse Podlip­
nig, der unter dem Decknamen Korn bekannt-war, in 
Linz d·er Polizei in die Hände und mußte auf ein Jahr 
in das KZ Wöllersdorf. Nun mußte ich seine Funktion 
übernehmen. Jetzt lernte ich Österreich erst so richtig 
kennen. Jeden Monat fühi;-te mich d•er Weg durch alle 
Bundesländer. Von Wien ins Burgenland, nach Ober­
österreich, Salzburg, Tirol, Vorarlberg, Steiermark und 
ganz heimlich und verborgen auch in mein eigenes 
Heimatland Kärnten. Bei dieser Gelegenheit lernte 
ich die Aktivist•en unserer neuen Bewegung kennen. 
Heute freut es mich immer wieder, wenn ich fest­
stellen kann, daß so vi·ele von ihnen in den Reihen der 
SPÖ wirken und weiterkämpfen. 

Meine Tätigkeit in Wien fand im Mai 1937 ihr Ende. 
Ich wurde verhaftet und nach einem Jahr Polizeihaft 
zu s•echs Jahren Kerker verurteilt. Aus der Strafanstalt 
Stein an der Donau wurde ich anläßlich der General­
amnestie 1938 entlassen. Ich begab mich wieder nach 
Kärnten, wo ich während des Krieges Gelegenheit 
fand, mit jugoslawischen Freunden den Widerstand 
gegen die Nazityrannei zu organisieren. Dioese Tätigkeit 
führte mich fast jeden Sonntag in die Berge der Kara­
wanken, wo ich mich mit den jugoslawischen Freunden 
zu Besprechungen traf. Im August 1944 kam ich mit 
140 meiner Gesinnungsfreunde ins KZ Dachau,' wo 
ich bis zur Befreiung im April 1945 festgehalten wurde. 
In Dachau traf ich Wiener Freunde, wie die Genossen 
Wenger, Eifler, Skritek, Pfannenstiel und andere. Diese 
Zeit darf ich wohl als nicht nur di-e schlimmste wäh­
rend meiner illegalen Tätigkeit, sondern wohl auch als 
die schrecklichste und furchtbarste meines Lebens be­
zeichnen. Mehr als die Hälfte der mit mir nach Dachau 

Soziolislisches Experiment in 
Südindien 

Genosse Pattom Thanu Pillai hat im südindischen Bundes­
staat Travancore-Cochin ein Kabinett gebildet, das nur aus 
Vertretern der sozialistischen Partei (Praja Socialist Party) 
besteht. Damit ist die erste sozialistische Regierung in einem 
der 18 parlamentarisch regierten Bundesstaaten der Indischen 
Union ins Leben getreten; die Kongreßpartei hat ihr Mono­
pol verloren, das sie 1bisher bei der. Bestellung der Behörden 
besaß. Dieses Ereignis kann für die weitere innenpolitische 

Entwicklung Indiens von großer Bedeutung sein. 
Bei den Wahlen von 1952 gewann die Kongreßpartei mit 

rund 35 Prozent der Stimmen ·mehr als 40 Prozent der Sitze 
im Landtag von Travancore-Cochin. Im Bündnis mit einigen 
Unabhängigen und der starken Fraktion des Tamilnad­
Kongresses, einer Partei, die den Anschluß der tamilsprachi­
gen südlichen Bezirke des Staates an den benachbarten Staat 
Madras fordert, bildete die Kongreßpartei hierauf eine 

Regierung. Die Opposition bestand aus einer starken Front 
von Kommunisten und kommunistischen Mitläufern sowie 
den zwölf Sozialisten, die in den Wahlen wider Erwarten 
schlecht abgeschnitten hatten. Die Kommunisten konnten 
in diesem Staate die größten Wahlerfolge buchen, was damals 
nicht bloß Aufsehen, sondern Beunruhigung hervorrief. Der 
relativ hohe Bildungsgrad der Malabarküste, verbunden mit 
einer ziemlich rückständigen wirtschaftlichen Entwicklung, 
begünstigte hier die Radikalisierung einer verarmten Mittel­
schicht, die die aktive politische Führung der Linksparteien 
übernommen hat. Im übrigen spielt der Einfluß der ver­
schiedenen christlichen Konfessionen und der Hindukasten 
eine ausschlaggebende Rolle im politischen Leben des Staates, 

Der Wahlkampf wurde mit größter Leidenschaft geführt. 
Die Kongreßpartei schickte alle bedeutenden nationalen 

Persönlichkeiten in den Kampf. Nehru 'betonte in seinen 
Wahlreden die Notwendigkeit nationaler Einigkeit besonders 
unter der Drohung des amerikanisch- pakistanischen Waffen­
lieferungsabkommens; jede Stimme für den Kongreß sei eine 
Stimme für ihn und die Regierung, die Indien soviel An- , 
sehen und Bedeutung in der Welt verschafft habe. Die 
Kommunisten wurden als Hörige einer fremden Macht dar­
gestellt. Das Wahlergebnis zeigte aber, daß dieser Appell an 
die nationalen Gefühle die Unzufriedenheit der Wählerschaft 
mit der lokalen Regierung nicht zu übertönen vermochte. 
Die bedrängte wirtschaftliche Lage und die Unfähigkeit der 
Verwaltung, sie zu meistern, waren unmittelbar faßbare 

gekommenen Kärntner Genossen kehrten von dort 
nicht mehr zurück. Unter ihnen befand sich auch der 
ehemalige Landesvertta_uensmann der Kärntner Sozial­
demokratischen Partei und mein persönlicher Freund, 
Genosse Anton Falle. 

Am 8. Mai 1945 ist das Land Kärnten durch bri­
tische Truppen von Nazifaschismus und Krieg befreit 
worden. Die verschiedenen Gruppen d·er illegalen 
sozialistischen Arbeiterbewegung sind aus ihrer Ille­
galität herausgetreten und in wenigen Monaten ist 
wieder eimi große und starke einheitliche Arbeiter­
organisation geschaffen word·en. Die Revolutionären 
Sozialisten als die aktivste Gruppe innerhalb der ille­
galen sozialistischen Gruppen haben auch in der Zeit, 
wo das Parteileben wieder legalisiert worden ist, ihre 
Aktivität ganz besonders unter Beweis gestellt. Es ist 
auch im wes·entlichen ihr Verdienst, wenn im Lande 
Kärnten der Mitgliederstand der SPÖ viel höher ist, 
als die frühere Sozialdemokratische Partei zur Zeit 
ihrer Niederwerfung aufzuweisen gehabt hat. Möge 
dieser Geist die Kärntner Arbeiterschaft, die Kärntner 
Genoss·en, auch in Zul{unft beseelen und sie begleiten 
bis zum endgültigen Sieg des Sozialismus. 

Österreicher in ulliierler Holl 
Derzeit werden noch einunddreißig österreichische 

Staat•sbürg,er i-m Auftrag d-er Besatzungsmächte in 
österreichischen Haftanstalten festgehalten. Es han� 
delit si-ch um Personen; die von Militärgerichten der 
Besatzungsmächte verurteilt wurden. In der Mänrner­
strafans,talrt Garsten -sind s,ieben Öst-err,eicher, die von 
amerikanischen und neun, die von franZ1ösischen Ge­
richten verurteilt wurden. In der Männerstrafanstalt 
Graz werden auf Grund von englischen MilitäTgerichts­
uTteilen direi P-eTsonen :fesrtgehalten. In das Arbeits­
haus Suben wurde ein Österreicher auf Grund einer 
amerikanischen Verfügung eingeliefert. In der Straf­
ans.talt Stein verbüßen sechs östeueicher auf Grund 
von russischen und je ein Österreicher auf Grund von 
englischen und amerikanischen Militärgerichts.urte:i•len 
lärngere Freiheitsstrafen. 

Faktoren, die die Wähler in ihrem Entscheid bestimmten. 
Der Kongreß mußte erfahren, daß die Zeit der nationalen 
Begeisterung vorbei ist und daß sein Fortbestehen als Partei 
der nationalen Einheit im wesentlichen vom Erfolg oder 
Mißerfolg der Regierungen in den Bundesstaaten abhängen 
wird. 

Doch auch die Parteien der Linken erfuhren, daß mit 
bloßem Opportunismus nicht weiterzukommen ist. Von der 
Wahlallianz der Linken profitierten die Sozialisten am 
meisten. Sie gewannen 18 Sitze, sieben mehr als in den letzten 
Wahlen, während die Kommunisten zwei Sitze verloren, ob­
wohl die kommunistische Wählerschaft stabil blieb; die 
Wahlen erwiesen aber, daß die Kommunisten offenbar nicht 
mehr auf den Gewinn weiteren Bodens :,:echnen können. Die 
übrigen linksradikalen Parteien und die Unabhängigen der 

Linken gewannen zehn Sitze. 
Der Kongreß wurde mit 45 Sitzen in einem Haus von 

· 118 Abgeordneten zur stärksten Partei, erhielt aber keine 
genügende Mehrheit, um die Regierung aus eigener Kraft 
bilden zu können. 

Die Front der Linken versuchte sofort eine Regierung 
zustande zu bringen und beauftragte den Sozialisten Pattom 
Thanu Pillai, die Bildung einer Linlcskoalition zu versuchen. 
Bevor Pillai aber zum Rajpramukh (Staatsoberhaupt) gehen 
konnte, um ihm die Bildung einer Regierung der Linken 
vorzuschlagen, stellte die zentrale Leitung der sozialistischen 

Partei in Madras fest, daß eine Koalition mit den Kommu­
nisten unmöglich war. Das Eingehen einer Koalition zwischen 
Kongreß und Sozialisten erwiesen sich ebenfalls als unmög­
lich; da!(egen fand sich der Kongreß dazu bereit, einem 
reinen sozialistischen Minderheitenkabinett bedingte Unter­
stützung zu leihen. So kam es, daß schließlich die Sozialisten 
unter Pillai die Regierung bildeten. 

Die Genossen in Travancore-Cochin sind nun in der Lage, 
ihre Fähigkeiten fl?eweisen und ihr Programm zu verwirk­
lichen. Dies ist auch der Grund, weshalb das Experiment 
in Travancore-Cochin von ganz Indien mit einem so lebhaften 
Interesse verfolgt wird. 

Die neue Regierung hat die Landreform und die Dezen­
tralisierung der Verwaltung, die ihren eigentlichen Schwer­
punkt in. den Dorfgemeinden oder Panchayats haben soll, auf 
ihre Fahnen geschrieben. An konkreten Einzelmaßnahmen 
die sie ins Auge gefaßt hat, werden die Besserung de; 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeiter besonders in 
der Kokosfaserindustrie, der Ausbau der Elektrifizierung und 
der Bewässerung, die unentgeltliche Schulung auf der Pri­
marschulstufe und ähnliches ins Auge gefaßt. 
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Behandlung freiwilliger Zuwendungen 
Dem Bundesministerium für soziale Verwaltung ist 

zur Kenntnis gebracht worden, daß freiwillige Zuwen­
dungen, die von Firmen ehemaligen langjährigen Be­
triebsangehörigen gewährt werden, als Einkommen 
gemäß § 13, KriegsopferversO'I·gungsgesetz (KOVG), ge­
wertet werden und diese Zuwendungen daher zum 
Anlaß genommen worden sind, den Anspruch auf Zu­
satzrente abzuweisen, bewilligte Zusatzrenten einzu­
stellen oder zu mindern oder das Vorliegen der für den 
Elternrentenanspruch maßgebenden Voraussetzung der 
Bedürftigkeit zu verneinen. 

Diese Rechtsansicht hat dazu geführt, daß die be­
treffenden Firmen die Zuwendungen eingestellt haben. 
Dies ist durchaus verständlich, da di,e Zuwendungen 
von den Firmen aus sozialem Geist in der Absicht ge­
währt worden sind, verdienten langjährigen Betriebs­
angehörigen nach dem Ausscheiden aus dem Dienst­
verhältnis eine bessere Lebenshaltung zu ermöglichen, 
die Unt,erstellung der Zuwendungen unter den Ein­
kommensbegriff des § 13 KOVG jedoch die beabsich­
tigte Zweckbestimmung der Zuwendungen vereitelt. 

Gemäß § 13 KOVG ist unter Einkommen im Sinne 
des § 12 Abs. 2 die Wertsumme zu verstehen, die einer 
Person aus dauernden Ertragsquellen in Geld- oder 
Güterform zufließt und die sie verbrauchen kann, ohne 
daß ihr Vermögen geschmälert wiTd. Es besteht kein 
Zweifel, daß Bezüge aus nichtselbständiger Arbeit, so 
insbesondere die Bezüge aus Dienstverträg,en, dem Ein­
kommen gemäß § 13 KOVG zuzurechnen sind. 

Die in Rede stehenden Zuwendungen gründen sich 
aber nicht auf einen Dienstvertrag; es handelt sich 
hier vielmehr um freiwillige Leistungen, die . im 
Rechtssinn als Schenkungen anzusprechen sind und die 
mit dem früher bestandenen Dienstverhältnis nur in­
sofern einen Zusammenhang aufweisen, als die lang­
jährige zuf.riedenstellende Dienstleistung für den ehe­
maligen Dienstgeber das Motiv für die schenkungs­
weisen freiwilligen Zuwendungen bildet. Es geht daher 
nicht an, die Schenkungsabsicht des früheren Dienst­
gebers als „Ertragsquelle" im Sinne des § 13 KOVG zu 
qualifizieren. Von einer „dauernden Ertragsquelle" 
kann schon im Hinblick darauf, daß die Zuwendungen 
freiwilliger Natur sind und jederzeit ·eingestellt wer­
den können, überhaupt keine Rede sein. 

Derartige freiwillige Zuwendungen sind daher nicht 
als Einkommen im Sinne des § 13 KOVG zu werten. In 
Fällen, in denen Landesinvalic;ienämter in Widerspruch 
zu obi.gen Ausführungen bei Erteilung von Bescheiden 
von einer gegenteiligen Rechtsansicht ausgegangen 
sind, werden sie, sofern die Bescheide in Rechtskraft 
erwachsen sind, nach § 68 Abs. 2 A VG vorzugehen 
haben. 

* 

Wieder ein Schrilt weiter 
Schon seit 194'5 wurde von unseren Vertretern im 

Parlament immer wieder darauf hingewiesen, daß >eine 
Wiedergutmachung auch in allen jenen Fällen not­
wendig sei, in denen durch die politischen Verfolgun­
g,en oder durch die Rassengesetzgebung des National­
sozialismus Menschen daran gehindert worden sind, 
eine Ehe zu schließen. Vor wenigen Monaten wurde 
nun vom Bund·esministerium für Justiz endlich ein 
dahin gehender Gesetzentwurf eingebracht. Der Klub 
der sozialistischen Abgeordneten zum Nationalrat hat 
nun über Anregung der Vertreter unseres Bundes ver­
langt, daß dieser Entwurf wesentliche Verbesserungen 
erfahre, und diese Forderung auch durchgesetzt. Das 
Justizministerium hatte vorgeschlagen, daß Ehen, die 
in der Zeit des Nationalsozialismus vor dem Geistlichen 
geschlossen wurden, ohne daß di,e standesamtliche Ein-
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tragung erfolgte, oder aber solche, bei denen durch die 
Ablehnung seitens nationalsozialistischer Behörden die 
Eintragung unmöglich gemacht wurde, über Beschluß 
des Gerichtes als an jenem Tag geschlossen zu betrach­
ten sind,-für den ein entsprechender Nachweis erbracht 
wurde. Jetzt ist es in jedem Fall unmöglich, zu einer 
nachträglichen Anerkennung der Ehe zu kommen, in 
dem glaubhaft nachgewiesen werden kann, daß seiner­
zeit der ernsthafte Wille zur Eheschließung bestanden 
hat und dies nur durch die politische Verfolgung oder 
durch die Rassengesetzgebung verhindert worden ist. 
Da durch die nachträgliche Eheschließung aber auch 
materielle Rechte der Ehepartner an Dritte entstehen 
können, so müssen solche Ansprüche bei dem An­
suchen um Anerk•cmnung der Ehe angegeben be­
ziehungsweise in einem vom Gericht festzustellenden 
Zeitraum nachträglich mitgeteilt werden, damit diese 
Dritten etwaige Rechte durch die Teilnahme am Ver­
fahren wahrnehmen können. 

Mit diesem Gesetz ist ein weiterer Schritt zur end­
gültigen Beseitigung des Unrechtes getan worden, das 
in der Zeit des Faschismus und des Nationalsozialismus 
verübt wurde. 
14. Bundesgesetz vom 16. Dezember 1953 über die Anerkennung
des Zustandekommens von Ehen rassisch oder politisch ver-

folgter Verlobter. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ 1. (1) War es Verlobten in der Zeit vom 13. März 1938 
bis 31. März 1945 nur aus rassischen oder politischen Gründen 
unmöglich, die Ehe miteinander zu schließen, so hat das 
Gericht auf Antrag auszusprechen, daß zwischen ihnen eine 
Ehe dennoch als zustandegelrnmmen gilt. Voraussetzung für 
diesen Anspruch ist, daß 

1. zumindest einer der Verlobten ab 27. April 1945 öster­
reichischer Staatsbürger war (§ 1 des Staatsbürgerschafts­
Oberleitungsgesetzes 1949); 

2. die Verlobten in der Zeit der Behinderung 

a) eine Trauung vor dem Seelsorger einer gesetzlich an­
erkannten Kirche .oder Re1igionsgemeinschaft erwirkt 
oder ihren Entschluß, eine eheliche Verbindung mit­
einander einzugehen, sonstwie nach dem Recht einer 
gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgemein­
schaft erklärt hatten und die Trauung oder Erklärung 
in das konfessionelle Eheregister eingetragen worden ist, 

b) vor dem Standesbeamten das Aufgebot bestellt oder 
bei der zuständigen Behörde die Genehmigung der Ehe­
schließung beantragt hatten und über diese Vorgänge 
amtliche Urkunden errichtet worden waren oder 

c) in einer jeden Zweifel ausschließenden Weise nach 
außenhin ernstlich und bestimmt ihren Ehewillen be­
kundet haben und hiefür eindeutige und völlig un­
bedenkliche Beweismittel beigebracht werden können 
und 

3. die Nachholung der Eheschließung nur wegen des Todes 
des einen Teiles verhindert worden ist. 

(2) Die Ehe gilt an dem Tag als zustandegekommen, an 
dem die Verlobten die konfessionelle Eheschließungserklärung 
abgaben (Abs. 1 z. 2 Buchstabe a), den Antrag auf Erlassung 
des Aufgebots oder der Genehmigung der Eheschließung stell­
ten (Abs. 1 z. 2 Buchstabe b) oder den Ehewillen bekundeten 
(Abs. 1 Z. 2 Buchstabe c). Läßt sich dieser Tag nicht einwand­
frei feststellen, so ist der Tag maßgebend, der nach dem Er­
gebnis der Ermittlungen der wahrscheinlichste ist. Der Tag 
des angenommenen Zustandekommens der Ehe ist in jedem 
Fall in der Entscheidung festzustellen. 

§ 2. (1) Unmöglichkeit der Eheschließung aus rassischen 
Gründen ist anzuerkennen, wenn ein Ehehindernis nach dem 
Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen 
Ehre vom 15. September 1935, Deutsches RGBl. I S. 1146, oder 
der Ersten Verordnung zur Ausführung des Gesetzes zum 
Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre vom 
14. November 1935, Deutsches RGBl. I S. 1334, vorlag, in den 
Fällen der §§ 4 und 6 der genannten Verordnung jedoch nur 
dann, wenn der Standesbeamte die Trauung nur aus diesen 
Gründen verweigert hat. 

(2) Unmöglichkeit der Eheschließung aus politischen 
Gründen ist anzuerkennen, wenn einer der Verlobten wegen 
politischer Verfolgung durch den Nationalsozialismus unter 
falschem Namen, verborgen oder sonstwie außerhalb der 
bürgerlichen Ordnung leben mußte. 

§ 3. Haben Verlobte, bei denen die Voraussetzungen des 
§ 1, mit Ausnahme der Voraussetzung des Abs. 1 Z. 3, vor­
liegen, vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes die Ehe­
schließung in der gesetzlichen Form nachgeholt, so hat das 
Gericht auf Antrag auszusprechen, daß die Ehe als mit dem 
nach § 1 Abs. 2 maßgebenden Tage zustandegekommen gilt. 
Dieser Tag ist in der Entscheidung festzustellen. 

§ 4. (1) Wurde eine Ehe wegen eines Ehehindernisses der 
im § 2 Abs. 1 genannten Rechtsvorschriften für nichtig er­
klärt, haben aber dessenungeachtet die Ehegatten ihren 
Willen, die eheliche Verbindung aufrechtzuerhalten, ernstlich 
bekundet, so hat das Gericht auf Antrag auszusprechen, daß 
zwischen ihnen eine Ehe als zustandegekommen gilt. Der Tag 
der seinerzeitigen Eheschließung gilt für diese Ehe als Tag 
der Eheschließung. 

(2) Haben die Ehegatten einer im Sinne des Abs. 1 für 
nichtig erklärten Ehe vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 

•
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erneut miteinander die Ehe geschlossen, so hat das Gericht 
auf Antrag auszusprechen, daß diese Ehe als mit dem Tage 
der seinerzeitigen Eheschließung zustandegekommen gilt. 

§ 5. Entscheidungen nach den §§ 1, 3 und 4 haben keine
Rechtswirkung für das Erbrecht und für das eheliche Güter­
recht. Für andere Rechte haben sie nur dann Rechtswirkung, 
wenn die antragstellende Partei im Antrag oder binnen einer 
vom Gericht zu bestimmenden Nachfrist von mindestens drei 
Monaten un,er genauer Bezeichnung des Anspruchs und des 
Schuldners erklärt, daß sie solche Rechte geltend zu machen 
beabsichtigt; auch bei rechtzeitiger Abgabe der Erklärung 
sind solche Rechte für die Vergangenheit jedenfalls auf einen 
Zeitraum von drei .Jahren, vom Tage der Antragstellung 
zurückgerechnet, beschränkt. 

§ 6. (1) Anträge nach den §§ 1, 3 und 4 können nur bis
zum Ende des .Jahres 1954 gestellt werden. 

(2) Antragsberechtigt sind, vorbehaltlich der Bestimmun­
gen des Abs. 3, im Falle des § 1 der überlebende Verlobte, 
in den übrigen Fällen die Ehegatten gemeinsam oder, falls 
einer von ihnen gestorben oder für tot erklärt (sein Tod be­
wiesen) worden ist, der überlebende Ehegatte. Sind beide 
Verlobte oder beide Ehegatten gestorben oder für tot erklärt 
(ihr Tod bewiesen) worden, so kann der Antrag von jedem 
gemeinschaftlichen Kinde gestellt werden. 

(3) Kein Antragsrecht nach § 1 steht zu, wenn einer der
Verlobten vor dem Tage des Todes (des vermuteten oder 
bewiesenen Todes) eines der Verlobten mit einer anderen 
Person eine Ehe geschlossen hat. Das Antragsrecht nach § 4 
Abs. 1 steht nicht zu, wenn einer der beiden Ehegatten aus 
der für nichtig erklärten Ehe vor dem Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes, sollte aber der andere Ehegatte vorher ge­
storben oder für tot erklärt (sein Tod bewiesen) worden sein, 
vor dem Tage dessen Todes (des vermuteten oder bewie!ienen 
Todes) mit einer anderen Person eine Ehe geschlossen hat. 
Das Antragsrecht nach den §§ 3 und 4 Abs. 2 steht nicht zu, 
wenn einer der Ehegatten vor der Nachholung (Erneuerung) 
der Eheschließung mit einer anderen Person eine Ehe ge­
schlossen hat. 

§ 7. (1) über Anträge nach den §§ 1, 3 und 4 entscheidet
das Oberlandesgericht Wien in einem Senat von drei Richtern. 
Es ist für das ganze Bundesgebiet zuständig. Die Bestimmung 
eines anderen Oberlandesgerichts im Sinne des § 31 .Juris­
diktionsnorm ist nicht ausgeschlossen. Der Rechtszug gegen 
die Beschlüsse des Oberlandesgerichts geht in zweiter Instanz 
an den Obersten Gerichtshof. 

(2) Für das Verfahren gelten die Bestimmungen des Ver­
fahrens außer Streitsachen mit folgenden Besonderheiten: 

1. Der von der antragstellenden Partei bezeichnete Schuld­
ner (§ 5 zweiter Satz) ist als Partei dem Verfahren bei­
zuziehen. 

2. Beweisaufnahmen haben vor dem Senat des Oberlandes­
gerichts in mündlicher Verhandlung stattzufinden; im übrigen 
sind die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über den Be­
weis sinngemäß anzuwenden. 

3. Die Verweisung auf den Rechtsweg ist ausgeschlossen. 

4. Das Rechtsmittel der Vorstellung ist unzulässig. 

(3) Für das Verfahren werden keine Gerichts- und .Justiz­
verwaltungsgebühren erhoben. 

§ 8. (1) Das Oberlandesgericht Wien übersendet eine Aus­
fertigung der rechtskräftigen Entscheidungen nach den §§ .1, 
3 und 4 dem Standesamt. Zuständig ist jenes Standesamt, das 
für die Beurkundung der Eheschließung im Zeitpunkt der 
konfessionellen Eheschließungserklärung oder des Antrags 
auf Erlassung des Aufgebots oder der Genehmigung der Ehe­
schließung (§ 1 Abs. 1) oder im Zeitpunkt des Eintritts der 

Rechtsl<raft des Ehenichtigkeitsurteils (§ 4 Abs. 1) für den 
Verlobten (Ehemann) oder, falls dieser im Inland weder einen 
Wohnsitz noch einen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, für die 
Verlobte (Ehefrau) zuständig gewesen wäre; hatte keiner der 
beiden Verlobten (Ehegatten) im Inland seinen Wohnsitz oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt, so ist das Standesamt Wien­
Innere Stadt-Mariahilf zuständig. In den Fällen des § 3 und 
des § 4 Abs. 2 ist das Standesamt zuständig, bei dem die Ehe­
schließung nachgeholt (erneuert) worden ist. 

(2) Die Standesämter haben die ihnen gemäß Abs. 1 mit­
geteilten Personenstandsfälle in die Personenstandsbücher 
einzutragen. 

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind die
Bundesministerien für .Justiz, für Inneres und für Unterricht 
betraut. 

Ein Gruß unseren Hochschülern 

Das Komitee der geschädigten Hochschüler - Or­
ganisation der Opfer des Nationalsozialismus in der 
österreichischen Hochschülerschaft Wiens - schreibt 
uns: 

Kameraden! 

Der Ausschuß des Komitees der geschädigten Hoch­
schüler hat im Hinblick darauf, daß das Komitee seiner 
Struktur nach stets eine reine Studentenorganisation 
war, deren Ziele die Vertretung der Rechte und Inter­
essen der geschädigten Studenten bildete, und in An­
betracht dessen, daß diese Ziele (Studienerleichterun­
gen, Gebührenermäßigungen, Zeitenanrechnungen, ge­
setzliche Fundierung berechtigter Ansprüche, finan­
zielle Unterstützung der Mitglieder) nach nun mehr 
als achtjährigem Bestande und nachdem mehr als 
97 Prozent der Mitglieder ihr Studium absolviert 
haben, als erreicht gelten können, einstimmig beschlos­
sen, die Organisation mit 31. Dezember 1953 aufzulösen. 
Keine Gruppe, Organisation oder Person ist in Zukunft 
berechtigt, in ihrem Namen aufzutreten. Gleichzeitig 
hat der Ausschuß einstimmig beschlossen, den drei Or­
ganisationen der politisch Verfolgten einen kurzen Ab­
riß seiner Tätigkeit zukommen zu lassen. 

Die Organisation der Gegner und Opfer des Natio­
nalsozialismus auf Hochschulboden grüßt noch einmal 
die Kameraden aus der Zeit der größten Not und ihre 
Mitglieder wissen sich, jeder für sich nun, auf ihrem 
weiteren Lebensweg eins mit ihnen im Kampfe gegen 
jeden Versuch, die nationalsozialistische Barbarei wie­
deraufleben zu lassen. 

* 

Der Bund sozialistischer Freiheitskämpfer nimmt 
die Auflösung des Komitees der geschädigten Hoch­
schüler, das als Zweckorganisation durch die Voll­
endung des Studiums der geschädigten Hochschüler 
zwangsläufig seinen Aufgabenkreis verloren hat, zur 
Kenntnis. Wir sind sicher, daß unsere Genossinnen und 
Genossen, die diesem Kreis v_on Geschädigten ange­
hören, schon längst Mitglieder unseres Bundes sind, 
weil ja die Ziele und Aufgaben unseres Bundes weit 
über Tagesfragen oder Probleme eines kurzen Zeit­
abschnittes hinausgehen. So wichtig für unseren Bund 
und auch für seine einzelnen Mitglieder die Fragen 
der Wiedergutmachung in finanzieller Hinsicht auch 
sind, wie ernst wir auch die Verpflichtung nehmen, die 
Hinterbliebenen unserer teuren Toten vor Not und 
Elend zu schützen, so verbindet uns doch viel mehr als 

Entschädigungsansprüche 
•

1n Deutschland 
Auch Ausländer, die in der Zeit vom 30. Jänner 1933 bis 8. Mai 1945 durch die nationalsozia­

listischen Behörden aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen verfolgt worden sind und da­
durch Sc,haden ·erlitten haben, können, sofern sie am 1. Jänner 1947 od'er vorher auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik oder West-Berlins festen Wohnsitz ge1habt haben, auf Grund dieses Gesetzes 
einen Ansprucih auf Entschädigung geltend machen. 

Diese Anträge sind bei nicht in Deutschland wohnenden Geschädigten bis zum 1. Oktober 1955 
bei den deutschen Entschädigungsämtern an dem Ort, wo die Schädigung erfolgte beziehungsweise 
der Sc,haden eingetreten ist, einzureichen. 

Wir machen alle Genossen, bei denen die oben angeführten Vor.aussetzungen zutreffen, auf diese 
Möglichkeit aufmerksam, Entsc,hädigungsansprüc 11e zu stellen. 
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gemeinsame materielle Interessen: Die flammende 
Liebe für den demokratischen Sozialismus, die Bereit­
schaft, für unsere Idee auch schwerste Opfer zu brin­
gen - so wie einst, auch jetzt und jederzeit - es ver­
bindet uns der Abscheu gegen Knechtung und Dikta­
tur, unser leidenschaftlicher Freiheitswille und nicht 
zuletzt - unser gemeinsames Erleben. 

* 
KZler oder Frontsoldaten 

Von den vielen Zuschriften, die der Redaktion in 
dieser Diskussion zugegangen sind, wollen wir in der 
vorliegenden Ausgahe unserer Zeitung noch den Brief 
des Genossen R. J. aus Wien abdrucken. 

Damit schließen wir die Diskussion wieder ab und 
danken allen Genossen für ihre rege Mitarbeit. 

Werte Genosseri,! 
Die Diskussion über das Thema „KZler oder

Frontsoldaten" glaube ich, sollte in unserer Zeitung 
überhaupt nicht aufscheinen. Denn wer heute noch 
nicht zwischen politischen KZlern und Frontsoldaten 
unterscheiden kann, ist vom faschistischen Gedanken,­
gut noch nicht frei. Deutschland führte keinen Ver­
teidigungskrieg gegen die faschistischen Länder Italien,
Spanien usw., sondern einen Angriffs- und Eroberungs­
krieg gegen demokratische Länder, wie die CSR,
Englan,d, Frankreich usw. Hierin ist schon ein Unter­
schied gegeben. Denn wer mitmacht, Demokratien zu 
zerschlagen und Demokraten zu morden, macht sich
mehr oder weniger mitschuldig. Da. darf es keine
faulen Ausreden geben, wie „Selbsterhaltungstrieb" 
oder „Der Großteil der Soldaten wußte nicht, was
Faschismus ist" oder „Wir wurden irregeführt" usw.

Der politische KZler hat ideologisch, in Wort, 
Schrift und Tat bewiesen, daß er gegen Entrechtung,
Krieg, Vernichtung und Menschenmorden. ist. Er hat
auch nicht aus materiellen Vorteilen gehandelt, denn
eine jede Familie war mit dem. Tage der Verhaftung
eines Familienmitgliedes dem wirtschaftlichen Ruin
preisgegeben. Der Frontsoldat hatte für sich den
Wehrsold, seine Familie erhielt die Unterstützung und
- bleiben wir bei den Tatsachen - diese war oft nicht
schlecht, manche Frauen sagen heute noch, so gut wäre
es ihn.en nie gegangen, als zu dieser Zeit. 

Ich frage jene, welche heute noch immer nichts 
davon wissen wollen: Ist ein Soldat verhungert, ist 
ein Soldat zu Tode gemartert worden, ist ein Soldat
zu Versuchszwecken des IG-Farbenkonzerns verwen­
det worden, ist ein Soldat in den Gaskammern ver­
nichtet worden? 

·sogar der deutsche Reichspräsident Prof. Heuß
sagte in einer seiner Reden, es habe keinen Sinn,
irgendwelche Ausreden zu gebrauchen, das deutsche
Volk habe sich an dem Geschehen mitschuldig gemacht.
Zu jenen Deutschen hat sich leider auch ein Teil der 
österreichischen Bevölkerung gerechnet, und wir wol­
len· hoffen, daß viele der Frontsoldaten ebenso gute
Demokraten werden, wie sie einst Krieger waren.

Freun,dschaft! 
R. J. (Wien)

WIRBlffEN 
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Genosse ·Rinnerthaler sucht Zeugen 
Genosse Wilhelm Rinnerthaler aus Uttendorf­

Helpfau (Bezirk Braunau am Inn) war am Todes­
marsch nach dem KZ Mauthausen im Jahre 1944/45 
mitbeteiligt. 

Zum Zweck der Erlangung der rechtmäßigen 
Haftentschädigung ersucht er nun Genossen, die den 
Todesmarsch ebenfalls mitmachen mußten und sich an 
ihn erinnern, sich zu melden. 

Genosse Rinnerthaler war auch Häftling im Wehr­
machtsgefängnis Floridsdorf und wurde anschließend 
in das Wehrmachtsgefängnis Hartmuthgasse (Wien X) 
eingeliefert. 
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,a�_ ungs� 
�,r Dienst 
lf(_{,�?-, Wir suchen einen Zeugen 

�* ., 
1 1I In der Strafsache gegen Lam-

� • f bert Leutgeb, geboren 14. Dezem-
// , ber 1895 in Waitzendorf (Bezirk 

'/' 71. Hollabrunn), zuständig nach 'II Wien, verheiratet, Kriminalbeam-
ter außer Dienst, derzeit in Hintertux, Zillertal (Tirol), 
wohnhaft, werden Zeugen gesucht. 

Leutgeb ist nach den §§ 10, 11 Verb.-Ges. und 3, 7 
Kriegsverbrechergesetz angeklagt und hat im Gestapo­
referat zur Bekämpfung des Marxismus „gearbeitet". 

Genossen, die mit diesem Referat Bekanntschaft 
gemacht haben und über die Tätigkeit des Leutgeb 
Angaben machen können - insbesondere, ob er sich 
dabei kriegsverbrecherische Handlungen zuschulden 
kommen ließ -, werden dringend gebeten, sich zu 
melden (Aufforderung des Landesgerichtes für Straf­
sachen in Wien, zu Vg 8 c Vr 45/53). 

* 

Oberleutnant Schmilz - Zeugen gesucht 
Das Landesgericht für Strafsachen Wien benötigt 

in der Stnafsache gegen Josef Ku'pi wegen §§ 1 KVG., 
134, 135/3 St.G. dringend nähere Angaben über den 
seinerzeitigen Kompaniechef der· 1. Komp. des Pionier­
batl. I z. b. V. Hainburg. Oberleutnant Schmitz soll 
bi-s Ostern 1945 in Hainburg gewesen •sein .. 

Ehemalig,e Angehörige des Pionierbatl. I z. b. V. in 
Hainbung oder Personen, die über Oberleutnant Schmitz 
Auskunft geben können, werden ersucht, •sich ehestens 
beim Landesgericht für Strafsachen Wien, · Abt. Vg 9, 
X, Angeligasse 35, Zimmer Nr. 28, zur Zl. Vg 9 Vr 31/54 
schriftlich oder persönlich zu melden. 

Arbeiter! Angestellte! 1 
Entlehnt Büdi.er der Betriebsbüdi.ereien !

Betriebsrat ! 

Sorge für den Aus bau der Betriebs büd1erei !

Die Betriebsbüdi.ereien 

werden betreut durdi. die 

Reise-u. Versandbuchhandlung 
des 

Dsterreichischen 

Gewerks,haftsbundes 

Wien 1, Hohenstaufengasse 10 

und durdi. die 

Kammern für Arbeiter und Angestellte 

• 

• 

•
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Ich bin arbeitslos 

Werte Genossen! 

Ich war als Schutzbündler nach dem Februar 1934
in Haft, verlor damals meine Arbeit ·und war lange 
Jahre arbeitslos. Ich betätigte mich auch bei den R. S. 
und war glücklich, als ich nach dem Ende des schreck­
lichen und verbrecherischen Krieges wieder arbeiten 
und meinen Teil beim Wiederaufbau unseres Landes 
beitragen durfte. Erst spät kümmerte ich mich um den 
Opferausweis, weil ich ja niemals daran gedacht hatte, 
mich für eine mir selbstverständliche Haltung be­
lohnen zu lassen. 

Was ich niemals gedacht hätte, trat leider ein, und 
ich, der für eine Familie zu sorgen hat, der die lang­
jährige Arbeitslosigkeit und Aussteuerung zur Genüge 
kennengelernt hatte, wurde arbeitslos. Kürzlich machte 
mich ein Genosse aber darauf aufmerksam, daß das 
Opferfürsorgegesetz Schutz- und Einstellungsbestim­
mungen enthalte und es für mich möglich sein müßte, 
leichter Arbeit zu finden. Ich bin sicher, daß es noch 
manche arbeitsiose Genossinnen und Genossen gibt, die 
gleich mir einen Opferausweis oder eine Amtsbescheini­
gung haben und so wie ich nichts über diese Be­
stimmungen des Opferfürsorgegesetzes wissen. 

Ich bitte Euch daher um diesbezügliche Aufklärung 
und schlage Euch vor, die Antwort in unserer Zeitung
zu veröffentlichen, damit auch andere Genossen 
informiert werden. 

* 

Lieber Genosse W. 

Freundschaft! 
F. W. (Wien III) 

Wir kommen deiner Anregung gerne nach und 
wiederholen - wir haben über bevorzugte Einstellung, 
Kündigungsschutz und dergleichen schon mehrmals 
in unserer Zeitung geschrieben -, welche gesetzlichen 
Bestimmungen bezüglich Einstellungspflicht und Kündi­
gungsschutz wir haben und welche Erfahrungen wir 
auf diesem Gebiet gemacht haben. 

Das Opferfürsorgegesetz behandelt im § 6 jene 
Maßnahmen, die es insbesondere als zur Förderung 
und Begünstigung der Kämpfer und Opfer des Kampfes 
für ein freies und demokratisches Österreich bei 
Gründung, Wiederaufrichtung und Stützl,\ng der wirt­
schaftlichen Existenzen für geeignet hält. Für unselb­
ständig Erwerbende sieht es vor: 

1. Begünstigte Arbeitsvermittlung, allenfalls Wieder­
vermittlung auf alte Arbeitsplätze durch die Arbeitsämter 
(letzteres war in den Jahren unmittelbar nach Kriegsende 
aktuell). 

2. Begünstigte Einstellung beziehungsweise Wieder­
einstellung in den öffentlichen Dienst und begünstigte 
Anrechnung von Dienstzeiten. 

Damit eine begünstigte Arbeitsvermittlung durch 
die Arbeitsämter erleichtert wird, bestimmt das Opfer­
fürsorgegesetz im § 6 Ziffer 5: 

Die Dienststellen des öffentlichen Dienstes sind ver­
pflichtet, auf 50 Dienstnehmer, alle übrigen Dienstgeber 
auf 100 Dienstnehmer, mindestens je einen Inhaber einer 

Amtsbescheinigung oder eines Opferausweises nach § 4 
dieses Bundesgesetzes zu beschäftigen. 

Im Durchführungserlaß zu dem OFG wird weiter 
ausgeführt: 

Mit 31. Dezember jedes ablaufenden Jahres ist in jedem 
Dienstbereich des öffentlichen Dienstes festzustellen: 

1. Die Zahl der beschäftigten Angestellten und Beamten 
in den einzelnen Verwendungsgruppen und der Gesamt­
summe. 

2. Die Zahl derjenigen Beschäftigten, die Inhaber einer 
Amtsbescheinigung oder eines Opferausweises sind, und 
zwar in den einzelnen Verwendungsgruppen und in der 
Gesamtsumme. · · 

Die einzelnen Dienstbereiche haben bis längstens 
31. Mai jedes Jahres die bezüglichen Berichte in Gleich­
schriften dem Bundeskanzleramt und den Bundes­
ministerien für Finanzen und für soziale · Verwaltung 
vorzulegen. 

Die Arbeitsämter haben bezüglich der in der Privat­
wirtschaft Beschäftigten in Betrieben mit einem Be­
schäftigtenstand von mehr als 100 Arbeitnehmern die 
bezüglichen Erhebungen im eigenen Wirkungskreis .durch­
zuführen und die geeigneten Maßnahmen wegen Zuweisung 
entsprechender Stellenwerber mit der Einstellungs­
anspruchsberechtigung nach diesem Bundesgesetz an die 
in Betracht kommenden Betriebe zu treffen. 

Zur Durchführung dieser Gesetzesbestimmungen ist 
analog den Bestimmungen des Invalideneinstellungs­
gesetzes vorzugehen. 

Es gelten daher· auch die Sanktionsbestimmungen 
dieses Gesetzes. Allerdings können nur jene Inhaber 
einer Amtsbescheinigung, welche eine Erwerbsvermin­
derung von 50 Prozent oder mehr zuerkannt erhalten 
haben, also eine Opferrente als Schwer- oder Schwerst­
beschädigte beziehen, einen Einstellungsschein nach 
dem Invalideneinstellungsgesetz beim zuständigen 
Landesinvalidenamt erhalten und demnach alle Be­
günstigungen nach dem Invalideneinstellungsgesetz, 
das ist neben der bevorzugten Einstellung erhöhter 
Kündigungsschutz, weil jede Kündigung nur im Ein­
vernehmen mit dem entsprechenden Ausschuß beim 
Arbeitsamt erfolgen darf, in Anspruch nehmen. 

Wir sind überzeugt, wenn alle zuständigen Stellen 
die Bestimmungen des OFG hinsichtlich der Ein­
stellungspflicht und die Arbeitsämter hinsichtlich der 
begünstigten Arbeitsvermittlung beachten und auch die 
im Gesetz vorgesehenen Kontrollen genau durch­
führen, Inhaber von Amtsbescheinigungen und Opfer­
ausweisen, sofern sie gesund und arbeitswillig sind, 
nicht arbeitslos sein müßten. 

Wir haben schon vor etwa einem Jahr in der 
Beantwortung eines Leserbriefes unsere Genossen auf­
gefordert, uns zu schreiben, damit wir einen Überblick 
bekommen, ob es arbeitslose Genossen gibt, welche 
Berufe sie haben, wie lange sie schon arbeitslos sind 
und ob· sie beim Arbeitsamt auch auf die Amts­
bescheinigung oder den Opfer.ausweis hingewiesen 
haben. Das Ergebnis sollte uns dann die Möglichkeit 
geben, dort, wo dies nicht der Fall wäre, die Be­
achtung · der Bestimmungen des OFG zu veranlassen. 
Damals erhielten wir nur einen einzigen Brief eines 
Genossen aus Oberösterreich, so daß wir annehmen 
mußten, daß es keine Klagen über eine Nichtbeachtung 
des OFG gibt. 

Wir fordern daher neuerlich die Genossinnen und 
Genossen auf, uns zu schreiben. 

In Wien ist zum Beispiel die Meldung und Vermitt­
lung von Inhabern von Amtsbescheinigungen und 
Opferausweisen zwecks besserer Betreuung zentrali­
siert beim Arbeitsamt für Körperbehinderte, Wien V, 
Obere Amtshausgasse 1-3. Es gibt sicherlich arbeits­
lose Genossen, die dies nicht wissen. 

Wir werden jedenfalls bestrebt bleiben, dem OFG 
die notwendige Beachtung dort zu verschaffen, wo man 
etwa sich dieser Verpflichtung nicht ganz bewußt sein 
sollte. Das beste Gesetz bleibt nur wertloses Papier, 
wenn der Geist des Gesetzes nicht verwirklicht wird 
und wenn die Bestimmungen eines Gesetzes nicht in 
die Tat umgesetzt werden. 

WIR BITTEN jene Mitglieder, die ihren Beitrag für das Jahr 1954
noch nicht zur Gänze bezahlt haben sollten, den�·restlichen Betrag 
während der Sprechstunden in ihrer Bezirksgruppe zu erlegen 
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Aus dem Wiener Landesverbund 
Zwei Jubilare in Floridsdorf 

Am Samstag, dem 27. Ji',ebruar 1954, feierte die Be­
l'lirksgruppe Floridsdorf des Bundes Sozialistischer 
Freiheitskämpfer und Opfer des Faschismus den 
70. Geburts,tag der Genossen Alo�s Stockhammer und
Adolf Gux.

Der Obmann der Bezirksgruppe Floridsdorf, Ge­
nos:se Blei, überbrachte im Namen der Mitglieder und 
dea:- Bezirksleitung die herzlic·hs.ten Glückwün:sche. In 
seiner Ansprache an die Jubilare wünschte er, daß es 
dem Bezirk noch lange vergönnt sein mög,e, die beiden 
Genossen in voller Gesundheit und Frische unter sich 
zu haben, ars treue und verläßliche Kämpfer für die 
große Idee des Sozialismus. Im Jahre 1934 wurden die 
Freiheitskämpfer in die t,iefste Nacht zurückgeworfen; 
aber sie kämpften weiter, bis ·endlich wieder im Jahre 
1945 der Tag für uns Sozialisten anbrach und wir wie­
deo: so wie -vor 1934 in aller Öffen<blichkeit für unser 
großes Ziel arbeiten konnten. Der Erfolg blieb nicht 
aus und der 22. Februar 1953 wurde für uns alle ein 
Freudentag. Dazu hat auch die rastlose Arbeit der bei­
den jung gebliebenen Siebziger beigetragen, die heute 
beglückwünsC'l;it werden. 

An Genossen Stockhammer gewandt, sagte Genosse 
Blei: ,,Wenn wir schon heute die Gelegenheit wahr­
nehmen, dir zu deinem 70. Geburtst-ag zu gratulieren, 
so deshalb, weil nieht immer ein so würdiger Rahmen 
vorhanden ist wie heute die Jahresversammlung unse­
rer Bezirksgruppe, um dir all das zu sagen, was wir 
für dich empfinden. Nicht vielen Menschen ist .es ver­
gönnt, 70 Jahre alt zu werden und dabei so rüstig und 
gesund zu •sein wie du. Genossen! Wir alle kennen 
unseren Loisl als den jederzeit hilfsbereiten und auf­
richtigen Genossen. Er war es, der die Volkswehr und 
die Ordner in Floridsdorf und später den Republika­
nischen Schutzbund aufbaute und rhm von Anfang bi,s 
zum Ende als Obmann vorstand. Er redet nicht viel, 
aber er handelt um ,so mehr, und was er macht, hat 
Kopf und Fuß. Unsea:- Loisl war Initiator so mancher 
großen Veranstalturng im Bezirk, die etwas für unsere 
Schutzbündler einbrachte, um ihnen Uniformen oder 
sonstige Dinge zu beschaffen, die für die Organisation 
wichtig waren. Die Propagarndamärsche des Schutz­
bundes in die nähere Umgebung von Floridsdorf hin­
aus aufs Land, um die Stärke der Partei zu versinn­
bildlichen, sind seine Anregung gewesen. 

Unser Lcisl ist damit ein Begriff für uns Florids­
dorfer geworden. Ein Kind der Natur, ein Mann aus 
echtem Schrot und Korn. Auch er wurde im Februar 
1934 verhaftet und mußte d,ie Frefüeit, di:e er so liebte, 
mit dem Kerker und dem Anhaltelager Wöllersdorf 
vertauschen„ Trotz alledem konnte man ihn nicht beu­
gen und brechen; er blieb seiner Idee treu. Auch die 
Jahre 1938 bis 1945 machten keinen anderen aus ihm. 
Er mußte daher verschiedene Schikanen auf sich neh­
men, die nicht leicht waren, und als im April 1945 
wieder die Freiheit für uns anbrach, war er einer der 
ersten, die sich der Partei zum Wiederaufbau zur Ver­
fügung stellten und mithalfen, aus den Trümmern 
wieder eine richtige Organisation zu schaffen. Wir alle 
wollen ihm heute Dank sagen für die unverbrüchLiche 
Treue und Aufopferung. Sein Wirken ·soll uns ein 
leuchtendes Beispiel sein in· unserer weiiteren Arbeit 
für die große Idee des Sozfalismus und für das Recht 
der arbeitenden Menschen." 

In der Ansprache an Genossen Gux sagte Genos,se 
Blei: ,,Viele alte Genossen von der E,is:enbahn kennen 
den Genossen Gux als einen tatkräftigen Mann, d.er 
vor nichts zurückschreckte, wenn es galt, die Inter­
essen der Arbeiter zu vertreten. Als Vertrauensmann 
der Eisenbahner war er immer voran. Auch er war 

Eine Bille an unsere Milarbeiler 

Wir bitten alle Genossen, die uns Briefe, Berichte 

oder Beiträge einsenden, die für unsere Zeitung 

„Der sozialistische Kämpfer" bestimmt sind, alle 

Manuskripte immer nur e i n s  e i t i g zu beschreiben. 
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Schutzbündler und wurde des,wegen gemaßregelt und 
frühzeitg mit ,geringem Gehalt in Pension geschi,ckt. 
Es war ein großer finanzieller Verlust, der ihn und 
seine Familie sehr schwer traf. Auch ihn lronnte man 
niicht beugen oder brechen. 

Am Bfaamberg zu Hause, :ist er der Betreuer der 
Ortschaften Langenzersdorf, Bisamberg und Korneu­
burg für unsere Bezirksgruppe und der Verbindungs­
mann zum Land Wien. Er ist auch der Fahnenjunker 
unserer Bezirksgruppe, ein ehrlicher und treuer Ge­
noisse, jederzeit bereit, seine Aufgaben zu erfüllen. 
Auch ·ihm sage ich Dank für seine Ei111Satzfreudigkeit 
und für seine Opferbereitschaft im Interesse deT Par­
tei. Unser Genosse Gux ist auch seit mehr als 50 Jah­
ren M.itglied der Naturfreunde, die ihm ein goldenes 
Ver,ei.n1sabzeichen verliehen haben." 

Sodann überreichte Genosse Blei den beiden Jubi­
laren als Zeichen der Verbundenheit mit den Frefüeits­
kämpfern ein Geschenk der Bezirksgruppe Florids­
dorf: das Buch. unseres unvergeßlichen Genossen Karl 
Renner „An der Wende zweier Zeiten" in einem rot­
seidenen E,inband, auf dem unser Bundesabzeichen in 
Gold gestickt ist. Dann ,vünschte er beiden Jubilaren 
nochmals alles Gute auf ihrem weiteren Lebensweg. 

Die Ehrung wurde von den Anwesenden mit gro­
ßem Beifall aufgenommen. Anschließend fand dann 
ein gemüHiches Beis1ammensein statt. Für Musik und 
Ges,ang sorgrte das Schrammelterzett Karl Prusa. 

Dr. Emil Maurer - 70 Jahre alt! 
Am 11. April feierte Genosse Emil Maurer seinen 

70. Geburts:tag. Er wurde als Kind armer Eltern ge­
boren und mußte, fast noch im Ki,ndesalter stehend, 
schon zu arbeiten beginnen, um sich ·seinen Lebens­
unterhalt zu verdienen. Nach einer harten Lehrlings­
zeit erlernte er in Wien das Metalldruckgewerbe, ent­
schloß sich aber im Alter von 24 Ja'ln:en zu studieren 
und wurde so 1923 selbsrtändiger Rechtsanwalt in Wten. 

Seit s,einem 14. Lebensjahr gehört Dr. Maurer der 
Sozialdemokratischen Partei Österreichs an. Zuerst in 
der Jugendbewegung tätig, wurde er ba-ld in seinem 
Bezirk, Neubau, und später in Wien einte belmnnte 
Persönlichkeit. Bei den Wahlen im Jahre 1932 wurde 
er zum Bezirksvorsteher gewählt. Als Funktionär des 
Republikanischen Schutzbundes und bekannter :sozial­
demokratischer Mandatar wurde er nach dem 12. Fe­
bruar 1934 für einige Monate nach Wöllersdorf ge­
bracht. Im April 1938 ist er mit vielen anderen Genos­
sen beim ersten Transport der „Politischen" nach 
Dac'hau dabei. Nach der Befreiung aus dem Konzen­
trationslag,er ging Dr. Maurer nach England, von wo• 
er 1946 nach Wien zurückkam. 

Heinrich Allina 
Genosse Heinrich Allina ist kurz, nachdem er seinen 

75. Geburtstag gefeiert hatte, verschieden. 
Als Nationalrat der Ersten Republik hat sich Genosse 

Allina außerordentliche Verdienste um die Schaffung sozial­
politischer Gesetze, vor allem des Angestelltenversicherungs­
gesetzes, erworben und als Fachmann für das Finanzwesen 
der Arbeiterbewegung gute Dienste geleistet. Allina war weit 
über den Kreis seiner engeren Mitarbeiter hinaus auch im 
Ausland bekannt und angesehen. Von den Nazi nach Buchen­
wald verschleppt, gelang es ihm später, als Emigrant nach 
England zu kommen. Sein Andenken wird fortleben in den 
Herzen aller, die Genossen Allina gekannt haben. 

Die Bezirke berichten: 

Leopoldstadt 
Jahreshauptversammlung. Die Jahreshauptversammlung 

fand am 2. März um 19 Uhr im Parteiheim der SPÖ, II, Pra­
ierstraße 25 a, statt. 

Genosse Coudek begrüßte die Anwesenden, unter ihnen 
den Vertreter des Bezirksvorstandes Genossen Erber und 
unsere Genossin Rosl J ochmann. Genosse Coudek hielt einen 
Nachruf für die verstorbenen Mitglieder und schlug dann 
folgende Tagesordnung vor: 

1. Bestätigung des Wahlkomitees und der Delegier1en zur 
Bundeskonferenz, 

2. Berichte, a) des Obmannes, b) des Kassiers, c) der Kon-
1rolle, 

3. Neuwahlen, 
4. Referat der Genossin Rosl Jochmann, 
5. Eventuelles. 

•

• 



• 

Die Tagesordnung wurde von der Versammlung angenom­
men und das vorgeschlagene Wahlkomitee, das aus den 
Genossen Anna Erber, Rudolf Kleinedler und Gustav Weiger 
bestand, ebenso wie die Delegierten zur Bundeshauptver­
sammlung, die Genossen Coudek, Loibl, Pleyl, Schneider und 
Weiger, bestätigt. 

Genosse Hikker erteilte dann dem Obmann Genossen Coudek 
das Wort, der über die Tätigkeit der Bezirksgruppe im ab­
gelaufenen Jahr berichtei:e. Der Mitgliederstand ist wieder 
angestiegen. Es wurden unter anderem 28 Berufungen gegen 
Entscheidungen der Magistratsabteilung 12 auf Zuerkennung 
der Haftentschädigung oder Amtsbescheinigung, 40 Interven­
tionen bei Ämtern und Behörden durchgeführt und in 47 
Sprechtagen Beratungen und Auskünfte in Fragen der Für­
sorge und in Angelegenheiten der Beamtenhaftentschädigung 
erteilt. Genosse Coudek dankte auch dem Bezirksvorstand der 
Partei für die Hilfe, die dem Bund erwiesen wurde. Nach 
dem Bericht des . Genossen Müller über den Kassenstand 
brachte Genosse Weiger für die Kontrolle den Antrag auf 
Entlastung des Kassiers und des Ausschusses ein. Der An­
trag wurde einstimmig angenommen. 

Für das Wahlkomitee erstattete Genossin Enber folgenden 
Wahlvorschlag: 

1. Obmann: Genosse Fritz Coudek; 
2. Obmann: Genosse Heinrich Hi,klcer; 
1. Kassier: Genosse Fritz Müller; 
2. Kassier: Genossin Paula Sofka; 
Schriftführer: Genossin Elisabeth Strudl; 
Kontrolle: Die Genossen Rupert Hladej, Gustav Weiger 

und die Genossin Anna Erber; 
Beisitzer: Die Genossen Stanislaus Kriß, Rudolf Kleinedler, 

Karl Lazer, Urban Staubmann und die Genossin Grete 
Melinger; 

Delegierte für die Landeshauptversammlung: Die Genossen 
Coudes, Erber, Hikker, Kri.ß, Lazar, Müller, Sofka, 
Staubmann, Strudl, Weiger; 

Delegie;rter für den Bezirksauschuß: Genosse Fritz Coudek; 
Delegierte für die Bezirkskonferenz: Genosse Rudolf Klein­

edler und Genossin Anna Erber. 
Die Vorschläge des Wahlkomitees wurden einstimmig an­

genommen. Genosse Coudek dankte für das erwiesene Ver­
trauen und versprach, auch im kommenden Jahr weiterzu­
arbeiten und dafür zu sorgen, daß der politische Kampf für 
die Stadt und die ·internationale Bewegung siegreich werde. 

Genossin J·ochmann knüpfte in ihrem Referat an die letz­
ten Worte des Genossen Coudek an. In diesem Bezirk, wel­
cher eine ruhmreiche Tradition hat, muß der Kampf weiter 
fortgesetzt werden. In unserem Bund haben wir keine Ju­
gend und unser Kreis wird von Jahr zu Jahr kleiner. Man 
soll nicht vergessen, was die Frauen im Kampf um die Frei­
heit an Todesnöten erlitten haben. In den Jahren von 1934 
bis 1945 ha-tten die meisten keine Ahnung, daß sie Zeugen einer 
Brutalität waren und welch schweres Unrecht den Menschen 
in den vergangenen 20 Jahren angetan wurde. Das müßten 
wir der Jugend nahebringen. Unser Bund hat noch lange 
Zeit seine Berechtigung. Die meisten vo1J. uns sind Funktio­
näre in der Partei. Wir haben im kommenden Jahr eine 
schwere Arbeit vor uns, und in Wien, der Stadt des Sozialis­
mus, wollen wir noch mehr sozialistische Stimmzettel erhalten. 
Der Kampf mit dem Stimmzettel muß gewonnen werden. 
Nur durch das weitere Eindringen in die Massen kann der 
SPÖ die Möglichkeit gegeben werden, viele noch offene Pro­
bleme in unserem Sinne zu lösen. Im Jahre 1934 haben die 
Vorgänger der heutigen ÖVP volle Kassen und 65.000 neue 
Gemeindewohnungen vorgefunden. Im Jahre 1945 aber haben 
unsere Genossen leere Kassen, zerbombte Häuser, Ruinen, 
Schutt und Krankheiten als Erbe des Dollfuß-Schuschnigg­
Hitler-Regimes übernommen. Es gibt freilich immer noch 
Leute, die genau wissen, wer das alles durchgesetzt hat; die 
wissen, daß die SPÖ unermüdlich auch für ihre Rechte 
kämpft, aber sie geben ihren Stimmzettel dennoch oft den 
anderen. 

Begeisterter Beifall dankte der Referentin. Anschließend 
folgten die Vorträge des Mosaik-Ensembles. Die jungen 
Küns·tler waren hervorragend, ob sie nun ernste Gedichte 
von Petzold und Josef Luitpold vortrugen, Lieder sangen 
oder einen lustigen, zeitgemäßen Sketch spielten. 

Landstraße 
Jahresversammlung. Die Bezirksgruppe hielt am 3. März 

die Jahresversammlung a1b. 
Nach der Eröffnung gedachte der Vorsitzende der ver­

storbenen Mitglieder Josef Paschinger, Hans Lehner, Josef 
Moser, Julius Steyskal, Hans Marsoun, Heinrich Allina, Karl 
Hoch, Eduard Karger. 

In das Wahlkomitee wurden von der Versammlung die 
Genossen Rudolf Bischof, Paul Omacsis, Karla Bloch ge­
wählt. Die Wahlvorschläge wurden einstimmig angenommen 
und hatten folgendes Ergebnis: 

1. Obmann: Genosse Franz Adelpoller; 
2. Obmann: Genossin Barbara Werner; 
Schriftführer: Genosse Otto Kopetzky; 
Kassier: Genosse Richard Werner; 
Opferfürsorge: Genossin Frieda Nödl; 
Kontrolle: Die Genossen Ignaz Altmar und Otto Kopetzky; 
Rassisch Verfolgte: Genosse Julius Latzer. 
Das anschließende Referat „Die Aufgaben der Freiheits­

kämpfer" hielt Genosse Karl Hans Sailer. Seine interessan-

ten Ausführungen wurden von den Teilnehmern mii: großem 
Interesse aufgenommen. 

Dann sprach Genosse Adelpoller, der versprach dem 
Wunsche der Diskussionsredner entsprechend meh� Ver­
sammlungen abzuhalten als im vergangenen Jahr. Er schloß 
mit dem Appell, im Wahljahr alle Kraft für unsere Idee ein­
zusetzen. 

Wieden 
Jahresversammlung. Am 8. März 1954 fand im Parteiheim, 

Wien IV, Wiedner Hauptstraße 60 b, die diesjährige Jahres­
versammlung statt. 

Nach einer kurzen Zeit des Gedenkens an die in diesem 
Jahr von uns gegangenen Genossen wurde die Sitzung vom 
Vorsitzenden eröffnet, der über die Tätigl<eit der Bezirks­
gruppe und des Bundes Bericht erstattete. Nachdem dem 
scheidenden Ausschuß die Entlastung erteilt worden war, 
ergriff Genosse Eksl das Wort. Er sprach in anschaulicher 
Weise zu _dem Thema: .,60 Minuten aktuelle Politik", und 
gmg auf die gegenwärtigen innerpolitischen Verhälinisse ein. 
Es entspann sich eine rege Diskussion, in der viele der zahl­
reich erschienen Genossen das Wort ergriffen. Sodann wur­
den die Neuwahlen durchgeführt. Gewählt wurden folgende 
Genossen: 

1. Obmann: Genosse Paul Bernstein; 
2. Obmann: Genosse Ludwig Heitrer; 
Kassier: Genosse Josef Täuber; 
Schriftführer: Genosse Hans Wagner; 
Kontrolle: Die Genossen Erwin Aust und Rudolf Beacco; 
Katasterführer: Genosse Johann Bründler; 
.Beisitzer: Genossin Steffi Fahn und Genosse Franz Klima. 

Für die Landeshauptversammlung wurden die Genossen 
Bern_stem, He1tler, Täuber, Klima und Wagner als Dele"ierte 
gewahlt. 

0 

Margareten 
Jahresversammlung. Die am 28. Jänner 1954 abgehaltene 

und sehr gut besuchte Jahresversammlung der Bezirks­
gruppe Margareten fand im Franz-Domes-Saal des Partei­
heims der SPÖ Margareten statt. 

Nach Begrüßungsworten durch den Obmann Genossen 
Franz Heigelmayr und nach Genehmigung der vorgeschla­
genen Tagesordnung hielt Genosse Heigelmayr einen von den 
Anwesenden stehend angehörten, tiefempfundenen Nachruf 
für alle im Berichtsjahr durch den Tod aus unserer Mitte 
geschiedenen Mitglieder. 

Hierauf übernahm der 2. Obmann Genosse Ernst Hein den 
Vorsitz, und Genosse Heigelmayr berichtete über die Arbeit 
der Bezirksgruppe im abgelaufenen Berichtsjahr. Mit der 
Aufforderung an die Anwesenden, .bei den kommenden Ge­
meinderats- und Landtagswahlen aktiv mitzuarbeiten um 
der Sozialistischen Partei und damit der sozialistischen' Idee 
zu einem· siegreichen Wahlausgang zu verhelfen beendete 
Genosse Heigelmayr seine von der Versammlung beifällig 
aufgenommenen Ausführungen. 

Genosse Artur Karpfen berichtete anschließend über· die 
Kassengebarung und über das von ihm geleitete Opferfür­
sorgereferat. Sein Bericht sowie der Bericht der Kontrolle 
wurden mit Befriedigung zur Kenntnis genommen, und der 
von der Kontrolle gestellte Antrag auf Entlastung des Kassiers 
und des Ausschusses fand einstimmige Annahme. 

. Ans_chließend wurden in den Bezirksgruppenausschuß ein­
st1mm1g folgende Genossen gewählt: Franz Heigelmayr, Ernst 
Rem_ und V1ktor Knall als Obmänner, Artur Karpfen als 
Kassier, Franziska Millendorfer als Schriftführer, Werner 
und Nemes als Kontrolle. 

Nach Vorführung des kulturell und künstlerisch wertvollen 
Schmaltonfilms „Unser täglich Brot" .dankte Genosse Heigel­
mayr noch allen Anwesenden für ihre Treue zur Bezirks­
gruppe, worauf die im Geiste brüderlicher Solidarität abge­
haltene Jahresversammlung geschlossen wurde. 

Alsergrund 
Jahresversammlung. Bei der am 19. Februar 1954 stattgefun­

denen Jahresversammlung der Bezirksgruppe brachte der 
Obmann Genosse Kuibiczek den Tätigkeitsberichi:. Gedenk­
minute der Toten! 

Im abgelaufenen Jahr hielt der Bezirks;i.usschuß 50 Sprech­
abende ab, bei welchen 260 Genossinen und Genossen Rat 
und Auskunft erhielten. Die Bezirksgruppe beteiligte sich an 
der 12.-Februar-Feier und der 1.-Mai-Feier des· Bezirkes 
sowie mit einer Delegation an der Gedächtnisfeier vor dem 
Mahnmal im Zentralfriedhof. 

Mit dem Gesetz über Haftentschädigung und Beamten­
wiedergutmachung dürfte die Gesetzgebung in der Opfer­
fürsorge abgeschlossen sein. Es besteht vielleicht noch die 
Möglichkeit einer ergänzenden Novellierung. 

Nach dem Bericht des Obmannes -erstatteten Kassier und 
Kontrolle ihre Berichte. Der An{rag, dem scheidenden Aus­
schuß die Entlastung zu erteilen, wurde einstimmig angenom­
men. Die Berichte wurden nach einer lebhaften Diskussion 
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zur Kenntnis genommen und die Wahl durchgeführt. Es \VUr­
den einstimmig folgende Genossinnen und Genossen gewahlt: 

1. Obmann: Genosse Josef Kubiczek; 
2. Obmann: Genosse Hans Platz; 
1. Kassier: Genosse Johann Mörzinger; 
2. Kassier: Genosse Franz Lawetzky; 
Schriftführer: Genosse Rudolf Weißenstein; 
Kontrolle: Die Genossen Franz Filip und Richard Winter­

stein; 

Beisitzer: Genosse Niederle und Genossin Josefine Bayer. 

Anschließend referierte Genosse Karl Hans Sailer über. den 
Zweck und die Notwendigkeit des Bundes. Zum Schluß er­
mahnte er die Anwesenden wachsam zu sein, damit die Er­
eignisse, die die Republik gefährden könnten, zeitgerecht 
erkannt werden, ganz gleichgültig, von wo sie kommen. Das 
Referat wurde mit großem Beifall aufgenommen. Dann 

dankte Genosse Kubiczek dem Referenten für seine ·Aus­
führungen und schloß die Versammlung. 

Simmering 
Jahresversammlung. Die Bezirksgruppe Simmering hat die 

Jahresversammlung am Mittwoch, dem 10. März 1954, unter 
dem Vorsitz des Genossen Baumann abgehalten. Der Vor­
sitzende begrüßte die Versammlung und im besonderen die 
Genossin Jochmann als Referentin und Bezirksvorsteher Ge­
nossen Haas als Vertreter der Bezirksorganisation Simmering. 

Vor Eingang in die Tagesordnung gedachte der Vorsitzende 
der im Berichtsjahr verstorbenen Mitglieder, der Genossen 

· Josef Titze, Felix Swoboda und Leopold Ondruj. Genosse 
Baumann wies auf das ·wirken der Verstorbenen hin und 
bemerkte, daß die entsprechende Würdigung in den Nach­
rufen der Presse und anläßlich der Kremation der Genossen 
erfolgt sei. Der Vorsitzende dankte dann der Versammlung 
für das heutige Gedenken. 

In seinem Bericht verwies der Vorsitzende unter anderem 
darauf, daß an 42 Sprechabenden vielen Mitgliedern Rat und 
Hilfe zuteil wurde. Mit Ablauf der Frist für die Anmeldung 
der Haftentschädigung (Ende August) mußte mit Bedauern 
festgestellt werden, daß von manchen Freiheitskämpfern 
oder deren Witwen die oftmaligen Aufforderungen in der 
Presse nicht beachtet worderi waren und viele dadurch ihre 
Rechtsansprüche verloren haben. Fortfahrend berichtete der 
Vorsitzende, daß im Berichtsjahr vier Mitgliederversammlun­
gen und drei Ausschußsitzungen abgehaHen wurden. Ehrun­
gen, der im Kampf gegen den Faschismus gefallenen Frei­
heitskämpfer und verstorbenen Opfer fanden gemeinsam mit 
der SPÖ statt. An sämtlichen Aktionen der Bezirksorganisa­
tion, insbesondere während der Wahlbewegung, hatten sich 
die Mitglieder, von welchen ein großer Teil als Mitarbeiter 
in d<>n Sektionen verankert ist, aktiv beteiligt. 

Genosse Zi1b berichtete über die Kassengebarung und 
machte auf die jeden 2. und 4. Montag jeden Monats mög­
liche Beitragszahlung aufmerksam. 

Zur Neuwahl der Bezirksgruppenleitung stelHe Genosse Wolf 
im Einvernehmen mit der bisherigen Bezirksleitung den An­
trag, Genossen Baumann zum Obmann, Genossen Janak zum 

Obmannstellvertreter und die Genossen Brezina, Planer, Ziib, 
Zach als Ausschußmitglieder zu wählen. Genosse Besel, der 
seit der Gründung dem Ausschuß angehörte, hatte ersucht, 
mit Rücksicht auf sein Alter und seinen Gesundheitszustand 
von seiner neuerlichen Kandidatur Abstand zu nehmen. Dem 
Wunsche des Genossen Besel wurde erst nach seiner Erklä­
rung, daß er auch ohne Funktion an den Sprechabenden nach 
Möglichl<eit anwesend sein werde, zugestimmt. Der Wahl­
vorschlag wurde einstimmig angenommen. Der Vorsitzende 
berichtete anschließend, daß infolge der Dringlichkeit die 
Delegierten zur Landes- und Buqdes-Jahreshauptversamm­
lung vom Ausschuß namhaft gemacht werden mußten. Es 
wurden die- gleichen Genossen wie im Vorjahr nominiert. Um 
nachträgliche Genehmigung wurde gebeten. (Genehmigt!) 

Genossin Jochmann verwies in ihrem Referat darauf, daß 
man in jeder Selctionsjahresversammlung, die bisher statt­
gefunden hat oder die noch stattfinden wird, stets auf die 
Februarereigriisse des Jahres 1934 zu sprechen kommt. Sim­
mering hatte dazu noch ein besonderes Vorspiel: Die bar­
barische Zerstörung der Parteilokalitäten. Die Nazis hatten 
die Weisung ausgegeben, in der roten Hochburg Simmering 
einen Propagandamarsch durchzuführen, wobei es zu dem 
Angriff auf das Parteiheim kam. So manche Genossen sitzen 
heute noch unter uns, die aus dieser Zeit gekennzeichnet 
sind. Der holländische Genosse Burger, der als Abgesandter 
des holländischen Pa!"laments vor kurzem in Wien weilie, 
gedachte !bei einer seiner Reden des heroischen Kampfes der 
österreichischen Arbeiterschaft. Er wies dabei darauf hin, 
daß damals in allen Ländern bei den sozialistischen Partei­
organisationen Deputationen vorgesprochen und verlangt 
hatten, daß den österreichischen Genossen Hilfe zu bringen 
sei. Dies beweise, daß man unseren Kampf in der internatio­
nalen Welt zu würdigen wußte und heute erst recht würdige. 
Wir wollen keinen Stein auf jene werfen, denen es damals 
an dem erforderlichen Mut mangelte: Viele hatten sich den 
Einsatz erspart. Aber in der Folgezeit mußten hunderttau­
sende Opfer fallen und jeder von uns hat ein Stück Gesund­
heit verloren. Es fällt nicht ganz leich·t, unter diese Zeit 
einen Strich zu ziehen; aber es geschieht doch! Für die Zu­
gehörigkeit und Mitgliedschaft zu unserem Bund ist jedoch 
die Vergangenheit maßgebend. Wir verfolgen sehr aufmerk­
sam den politischen und wirtschaftlichen Kampf. Viele Geg­
ner haben keine Ahnung, welche Not unter den Menschen 
vorhanden ist. Wichtig bleibt für die Beurteilung, wie ·etwas 
gewesen und was daraus geworden ist. Dies gilt auch für 
das sozialistische Programm bei der Verwirklichung cles 
demokratischen Sozialismus. 
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Nach d�m Appell des Vorsitzenden, im Kampf um die Frei­
heit Österreichs nicht zu erlahmen, wurde die Versammlung 
mit „Freundschaft!" geschlossen. 

Rudolfsheim-Fünfhaus 
Jahresversammlung. Am Donnerstag, dem 11. März 1954, 

um 19.30 Uhr fand im Arbeiterheim, Wien XV, Hacken­
gasse 13, die Jahresversammlung der Bezirksgruppe statt, 
die sehr gut besucht war. Von der Bezirksorganisation Fünf­
haus war Genosse Mistinger gekommen. Nach dem Bericht 
des Obmannes, der ohne Debatte zur Kenntnis genommen 
wurde, erfolgte die Neuwahl des Bezirksausschusses. Genosse 
Kuhn, als Obmann des Wahlkomitees, erstattete den Wahl­
vorschlag. Der aJbüetende Bezirksausschuß wurde in seiner 
Gesamtheit einstimmig wiedergewählt: 

1. Obmann Genosse Rudolf Fiedler; 
2. Obmann: Genosse Karl Holoubek; 
Kassier: Genosse Josef Müller; 
Fürsorgereferenten: Die Genossen Hans Herz und Anton 

Matourek; 
Schriftführer: Genosse Sigmund Seidenwerg; 
Kontrolle: Die Genossen. Leo Mistinger und Franz Graczol. 
Das Referat erstattete Genossin Rosa Jochmann. Sie wies 

auf die Notwendigkeit qes Bestandes unseres Bundes hin. 
Ohne seinen Bestand wäre es nie zu den für die Opfer des 
Faschismus so notwendigen und wichtigen Gesetzen und Be­
stimmungen gekommen. Das Referat klang in der Auffor­
derung aus, alle Kraft beim Wahlkampf für die Gemeinde­
ratswahlen in Wien einzusetzen und einen sozialistischen Sieg 
herbeizuführen. 

Das Referat wurde mit großem Beifall aufgenommen. Nach 
einer kurzen Deba-tte nahm Genossin Jochmann zu allen auf­
geworfenen Fragen Stellung. Der Obmann dankte der Refe­
rentin für ihre Ausführungen und schloß um 21 Uhr die 
Versammlung. 

Ottakring 
Jahresversammlung. Am Donnerstag, dem 11. März 1954, 

wurde im Ottakringer Arbeiterheim unsere Jahresversamm­
lung abgehalten, die regen Zuspruch fand. 

Genosse Herzog begrüßte die Versammlung und den Refe­
renten, Genossen Blau. Er gedachte der verstorbenen Ge­
nossen Karl Buschek, Josef Hanse!, Franz Heidenfeld, Josef 
Koscisnik, Leopold Pfabigan, .Stephan Rischanek, Johann Stei­
rer, Alfred Ziegler und Karl Ziegler. 

Nach Genehmigung der Tagesordnung ergriff der Obmann 
Genosse Eibicht zu seinem Bericht das Wor-t. Er erläuterte die 
Bemühungen der Bezirksgruppe, den einzelnen Mitgliedern 
zu ihrem Recht zu verhelfen, wobei er besonderen Dank dem 
Genossen Herzog aussprach, der Woche für Woche jeden 
Donnerstag als Opferfürsorgereferent zur Verfügung steht. 
Der stürmische Beifall zeigte, wie· sehr die Arbeit unseres 
Genossen Herzog geschätzt wurde. Genosse Eilbicht berichtete 
ferner, daß die Bezirksgruppe Unterhandlungen wegen eines 
Gedenksteines für unsere Gefallenen führe. Die Bezirks­
leitung mit Genossen Kysela zeige in dieser Frage größtes 
Entgegenkommen. Einen bn;iten Raum nahm weiter die Schil­
derung der Februarfeier 1954 in Linz ein. 

Mit der Bitte an die Versammlung um rege Mithilfe und 
Mitarbeit schloß Genosse Eibicht seinen Bericht. 

Genosse Tuma erstattete dann den Kassenbericht und für 
die Kontrolle stellte Genosse Holub den Antrag auf Entlastung. 
Ohne Debatte wurden die Berichte zur Kenntnis genommen 
und der Antrag einstimmig angenommen. 

Für den Wahlvorstand brachte Genosse Linnert folgenden 
Vorschlag: 

1. Obmann: Genosse ·Friedrich EibicM; 
2. Obmann und Opferreferent: Gtnosse Leopold Herzog; 
3. Obmann: Genossin Marie Pokorny; 
Kassier: Genpsse Viktor Tuma; 
Schriftführer: Genosse Gustav Hagner; 
Kontrolle: Die Genossen Ludwig Heinemann und Leopold 

Holub; 
Delegierte zur Bundeshauptversammlung: Die Genossen 

Eibicht, Hagner, Herzog, Pokorny und Tuma; 
Delegierte zur Landeshauptversammlung: Die Genossen 

Eibicht, Grasgruber, Hagner, Herzog, Holub, Pokorny, 
Röschl, Tuma und Linnert; 

Vertreter im Bezirksausschuß: Genosse Leopold Herzog. 
Der Vorschlag wurde mit Stimmeneinhelligkeit angenom­

men. 
Der wiedergewählte Obmann dankte für das entgegen­

gebrachte Vertrauen und versprach, alle Kraft für die Mit­
glieder einzusetzen. 

Der Referent, Genosse Blau, überbrachte die besten 
Wünsche und Grüße des Bundesvorstandes und befaßte sich 
in seinem Referat vorwiegend mi-t der parlamentarischen 
Arbeit unserer Mandatare auf dem Gebiete der Opferfür­
sorge. Die anschließende lebhafte Debatte zeigte, wie treffend 
gewählt das Referat war. Der Referent konnte alle Anfragen 
und Wünsche zufriedenstellend beantworten und der am Ende 
einsetzende lebhafte Beifall zeigte, wie willig die Versamm­
lung den Ausführungen gefolgt war. 

Die Filme „Heimat, wir schützen dich" und „Ein Leben 
ohne Furcht" beendeten die gutbesuchte Jahresversammlung. 

Währing 
Jahresversammlung. Die Bezirksgruppe hielt am 25. März 

1954 ihre diesjährige Jahresversammlung ab. Für das Wahl­
komitee wurden die Genossen Josef Papouschek, .Johann Sicka 
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und Karl Lambor bestimmt. Genosse Fleischmann gab einen 
kurzen Bericht ÜJber das vergangene Geschäftsjahr. Genosse 
Adolf Adler referierte über Haft- und Beamtenentschädi­
gung. 

über Antrag des Obmannes des Wahlkomitees wurden ein-
stimmig folgende Genossen gewählt: 

1, Obmann: Genosse Fleischmann; 
2. Obmann: Genosse Adolf Adler; 
1. Kassier: Genossin Margarete Löw; 
2. Kassier: Genosse Friedrich Kubinski; 
1. Schriftführer: Genosse Josef Pinteritsch; 
2. Schriftführer: Genosse Johann Beck; 
Kontrolle: Die Genossin Marie Schaller und Genosse Josef 

Schad!. 
In der anschließenden konstituierenden Sitzung wurde be­

schlossen, die verschiedenen Anträge, die in der Diskussion 
angenommen wurden, schriftlich zur Jahresversammlung des 
Landesverbandes einzubringen. 

Die Jahresversammlung wurde mit der Aµfiührung der 
Filme „Krise im Fernen Osten" und „Ohne Furcht" würdig 
abgeschlossen. 

Döbling 
Jahresversammlung. Die Jahresversammlung der Bezirks­

gruppe wurde am 24. Februar 1954 abgehalten. Der Vorsitzende 
Genosse Johann Haas erstattete den Jahresbericht. Der Mit­
gliederstand ist weiter gestiegen, so daß Döbling zu den 
stärksten Ortsgruppen zählt. Die Wahlarbeiteri hatten unsere 
Tätigkeit zurückgedrängt und unsere Kräfte für sie in An­
,5pruch genommen. Unser Mitgliederzuwachs trat am 1. Mai 
in Erscheinung, als sich eine stattliche Gruppe Freiheits­
kämpfer im Bezirkszug eingefunden hatte. Am 1. November 
legten wir auf den Gräbern unserer gefallenen . Genossen 
Kränze nieder. 

Das Opferfürsorgereferat wurde stark in Anspruch ge­
nommen. Genosse Haas dankte allen aktiven Genossen für 
ihre ersprießliche Tätigkeit in der Opferfürsorgekommission. 
Der Kassenbericht des Genossen Nemschitz wurde genehmigt 
und auf Antrag des Genossen Fronek die Entlastung für den 
abtretenden Ausschuß einstimmig beschlossen. Genosse Kahey 
schlug namens des Wahlkomitees für den neuen Ausschuß 
folgende Genossen vor: 

1. Obmann: Genosse Johann Haas; 
2. Obmann: Genosse Pötzelhofer; 
1. Kassier: Genosse Nemschitz; 
2. Kassier: Genosse Fenz!; 
1. Schriftführer: Genosse Passauer; 
2. Schriftführer: Genossin Marie Wache; 
Opferfürsorgereferat: die Genossen Haas und Metz!; 
Kontrolle: die Genossen Fronek und Tröstl; 
Delegierte für die Bundeshauptversammlung: die Genossen 

Fenz!, Haas, Nemschitz und Passauer. 
Die Wahl erfolgte einstimmig. 

Nach Erledigung der sonstigen Tagesordnung hielt Genosse 
Hindels ein Referat über die weltpolitischen Fragen mit 
besonderer Berücksichtigung der Berliner Konferenz. Er 
besprach deren Folgen und die Fehler auf beiden Seiten. 
Das Referat wurde mit starkem Beifall aufgenommen. 

* 

Karl Reisinger. Mit unserem Genossen Karl Reisinger ist 
wieder einer aus der alten Garde von uns gegangen. Als 
Leitungsmitglied des Metallarbeiterverbandes hat er viel für 
seine Kollegen getan und als Obmann der Naturfreunde auch 
dieser Kulturbewegung seine ganze Kraft gewidmet. Genosse 
Reisinger vertrat 15 Jahre hindurch als Gemeinderat den 
Bezirk Döbling, dessen langjähriger Obmann er war. 

Während der Kämpfe gegen den Austrofaschismus wurde 
Genosse Reisinger verhaftet und 4 Monate lang in Wöllers­
dorf festgehalten. Auch in der Naziära wurde er neuerdings 
in Haft gesetzt. 

Wir werden dem wackeren Kämpfer stets ein ehrendes 
Andenken ·bewahren. 

* 

Johann Hammermayer. Unser Genosse Johann Hammer­
mayer ist nach langer, schwerer Krankheit dahingeschieden. 
Mit ihm verlieren wir einen aufrechten Menschen, der im 
Schutzbund seinen Mann gestellt und in den bösen Zeiten 
der Diktatur treu zu unserer Fahne gehalten hat. Es hat ganz 
seinem Wesen entsprochen, daß er sich nach dem Zusammen­
bruch der austrofaschistischen Diktatur und der Naziherr­
schaft mit Feuereifer der Sache der Kinderfreunde gewidmet 
hat. 'Wir gedenken seiner in Ehrfurcht und werden ihn nie­
mal,s vergessen. 

Brigittenau 
Bericht. Das abgelaufene Jahr unterschied sich von 

anderen Berichtsjahren durch die stattgefundene National­
ratswahl, die der Bezirksgruppe wie immer viel Arbeit 

brachte. Alle Kräfte mußten in den Dienst der Wahl gestellt 
werden. 

So kam es, daß unsere Funktionäre, die gleichzeitig auch 
in der Bezirksorganisation wirken, manches Vorhaben nicht 
durchführen konnten. Trotzdem aber konnten wir mit Zu­
friedenheit von unserer Arbeit berichten. 

Floridsdorf 
Jahresversammlung. Am 27. Februar 1954 hielt die Bezirks­

gruppe ihre diesjährige Jahresversammlung ab. Der Bezirks­
obmann Genosse Blei begrüßte die zahlreich erschienenen 
Mitglieder, insbesonders die Nationalrätin Genossin Rosa 
Jochmann, Gemeinderat Genossen Conrad Lötsch, sowie die 
beiden Jubilare, Genossen Alois Stockhammer und Adolf 
Gux, die in Kürze ihren 70. Geburtstag haben. 

Nach Bekanntga1be der Tagesordnung hielt Genosse Blei 
den verstorbenen Mitgliedern der Bezirksgruppe, den Ge­
nossen Ferdinand Hawa, Franz Müller, Franz Frimberger, 
Josef Grna, Karl Hayek und Wenzel Kosak einen tiefempfun­
denen Nachruf und gelo1bte, ihrer niemals zu vergessen. 

Nach Verlesung des Protokolls der vorjährigen Jahres­
versammlung erstattete Genosse Blei den Tätigkeitsbericht 
über das abgelaufene Jahr und Genosse Bübl den Kassa­
bericht. 

Namens der Kontrolle stellte Genosse Sturm den Antrag 
auf Entlastung des Vorstandes. Der Antrag wurde einstim­
mig angenommen. In das Wahlkomitee wurden einstimmig 
die Genossen Grohs, Pokoj, Huschka, Sturm und die Ge­
nossin Berthold gewählt. 

Genossin Jochmann referierte sodann über die politische 
Lage und die Bedeutung des diesjährigen 12. Februar. Sie 
erinnerte daraµ, welches Unglück vor 20 Jahren über uns 
hereinbrach und daß solche Tage sich niemals mehr wieder­
holen dürfen. Das können wir verhindern, wenn wir noch 
stärker und mächtiger werden. Heuer finden im Herbst die 
Gemeinderatswahlen in Wien statt;, dabei wollen wir alle 
mithelfen, daß die sozialistische Partei, die stärkste Partei 
im Lande werde. 

Das Referat wurde mH großem Beifall zur Kenntnis genom­
men. Genosse Blei dankte im Namen der Versammlungsteil­
nehmer Genossin Jochmann für die zu Herzen gehenden Worte. 

Hierauf brachte Genosse Pokoj als Obmann des Wahl­
komitees den Vorschlag für den neuen Vorstand, der von der 
Versammlung einstimmig angenommen wurde. Es wurden 
folgende Genossen gewählt: 

1. Obmann: Genosse Karl Blei; 
2. Obmann: Genosse Viktor Marsal; 
1. Kassier: Genosse Karl Bübl; 
2. Kassier: Genosse Richard Grohs; 
1. Schriftführer: Genosse Karl Mach; 
2. Schriftführer: Genosse Franz Rechovsky; 
Opferfürsorgereferent: Genosse Karl Blei; 
Beisitzer: Die Genossen Alois Stockhammer und Heinrich 

Litschauer; 
Kontrolle: Die Genossen Rudolf Sturm, Ferdinand Huschka 

und Genossin Barbara Berthold; 
Delegierte zur Landeshauptversammlung: Die Genossin 

Berthold und die Genossen Blei, Marsal, Bübl, Grohs, 
Rechnovsky, Huschka, Sturm, Pokoj, Wilem, Stockham­
mer und Simar. 

Genosse Blei dankte sodann für das durch die Wiederwahl 
ausgesprochene Vertrauen und gelobte, auch in Zukunft seine 
ganze Kraft für die Interessen der Freiheitskämpfer einzu­
setzen. 

Nach Schluß der Versammlung fand die Ehrung des Ge­
nossen Stockhammer und des Genossen Gux statt. 

Mit dem Lied der Arbeit und einem kräftigen „Freund­
schaft!" wurde die Versammlung· geschlossen. 

* 

Am 13. Februar 1954 veranstaltete die Bezirksgruppe des 
Bundes sozialistischer Freiheitskämpfer und Opfer des 
Faschismus zusammen mit der Bezirksorganisation Floridsdorf 
eine gemeinsame Gedenkfeier auf dem Stammersdorfer Zen­
tralfriedhof. Sie wurde um 15 Uhr am Grabe unseres Ge­
nossen Josef Grna unter zahlreicher Beteiligung der Mit­
glieder beider Organisationen abgehalten. Die Gedenkrede 
hielt unser Obmann Genosse Karl Blei, der auch in Ver­
tretung der SPÖ Floridsdorf sprach. 

In bewegten Worten wies Genosse Blei auf die besondere 
Bedeutung des Tages hin, da sich die traurigen Tage des 
Februar 193¾ heuer zum 20. Male jähren. Er gedachte dabe.i 
aller Opfer, die damals ihr Leben im Kampf für ein freies 
Österreich und für die Rechte der arbeitenden Menschen 
lassen mußten. Er erinnerte an die vielen Genossen, die von 
dem damaligen Schandregime in die Kerker und Konzen­
trationslager geworfen wurden und später an den Krank­
heiten gestorben sind, die sie sich dort zugezogen haben. 

Sdlllt;bünt>lcr unt> RS 
die noch nicht Mitglieder des ßundes sozialistischer Freiheitskämpfer 
und Opfer des Faschismus sind, melden sich In der nächsten Sprech­
stunde in ihrem ßezlrk oder in ihrem Landessekretariat zum ßcitritt an. 
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Genosse Blei betonte, daß sich die Regierung mit dem 
Angriff auf die Verfassung und die Rechte der Arbeiter, mit 
diesem Putsch, bei dem man sogar mit Kanonen in die 
Häuser schoß, in denen sich Frauen und Kinder befanden, 
aus. den Reihen der Menschlichkeit gestellt hatte. Die ganze 
Welt verurteilte damals diese furchtbaren Ereignisse. Er 
sagte auch, daß eine Niederlage nicht möglich gewesen wäre, 
wenn die ganze Arbeiterschaft damals den Ernst der Situation 
erkannt hätte und dem Schutzbund im Kampf beigesprungen 
wäre. Viele Genossen, die sonst bei jeder Gelegenheit ganz 
anders zu reden pflegten, hatten es vorgezogen, unter die 
Bettdecke zu schlüpfen oder hinter den Fenstern zu stehen 
und zuzusehen, wie der Schutzbund gegen eine .übermacht 
von Militär, Polizei und Heimwehr kämpfte. Es gab aber 
auch Menschen, die man sonst nie sah und die zu keinerlei 
Parteiarbeit zu gewinnen waren, die den Ernst der Stunde 
und die Gefahr erkannten und sich sofort dem Schutzbund 
zur Verfügung stellten, Waffen und Munition verlangten und 
dann mit uns auf den -Barrikaden standen. Hut ab vor diesen 
Leuten! Sie zögerten keinen Augenblick, ihr Leben für die 
gerechte Sache der Arbeiterschaft zu opfern. 

Genosse Blei sagte weiter: ,,Wenn wir gerade an diesem 
Grab, am Grab unseres Genossen Grna, zusammengekommen 
sind, so deshalb, weil er einer der Führer des Republika­
nischen Schutzbundes gewesen Ist, der in den schweren 
Februartagen 1934 als eine,r -der ersten zur Stelle gewesen 
ist, für Freiheit und Recht zu kämpfen. Auch er wurde nach 

Ende des ungleichen Kampfes in den Kerker geworfen und 
verurteilt, auch er ging an dem Krankheitskeim, den er sich 
dort geholt hatte, frühzeitig zugrunde. Als Zeichen der Ver­
bundenheit mit den Opfern wollen wir hier Kränze nieder­
legen und ihrer in einer stillen Trauerminute gedenken. Wir 
werden sie niemals vergessen!" 

Die Fahnen senkten sich, und alle Anwesenden verweilten 
in tiefer Trauer. Am Schluß wurde von allen Anwesenden 
das „Lied der Arbeit" gesungen. Genosse Blei dankte dann 
den Teilnehmern an dieser erhebenden Feier für ihr zahl-

. reiches Erscheinen und schloß die Kundgebung mit unserem 
Gruß „Freundschaft!". 

* 

Friedrich Böck. Am 1. Juli verlor die Bezirksgruppe den 
Genossen Friedrich Böck, der plötzlich und ganz unerwartet 
aus dem Leben abberufen wurde. Genosse Böck hatte vom 
Schicksal viel zu erdulden und war durch die Hitlerschergen 
in den Kerker geworfen worden. Seine irdische Hülle wurde 
am Dienstag, dem 6. Juli, zu Grabe getragen. Die Beerdigung 
fand am Stammersdorfer Friedhof um 14.30 Uhr statt. Die 
Bezirksgruppe war durch den Bezirksobmann Genossen Karl 
Blei und Genossen Viktor Marsal vertreten. 

Wir wollen ihm ein ehrendes Angedenken bewahren und 
seiner niemals vergessen. 

1 
* 

Leopold Braun. Am 6. Mai 1954 verstarb Genosse Leopold 
Braun aus Lang-Enzersdorf. Er war ein treues Mitglied 
unserer Bezirksgruppe und im Februar 1934 als aktiver 
Schutzbündler tätig. Am 11. Mai 1954 wurde Genosse Braun 
auf dem Stammersdorfer Friedhof beerdigt, Die Bezirks­
gruppe war durch den Genossen Adolf Gux vertreten. 

Wir werden dem Dahingeschiedenen ein ehrendes Ange­
denken bewahren. 

* 

Josef Machowetz. Am 6. Februar 1954 starb unser Genosse 
Josef Machowetz, der ein treues und verläßliches Mitglied 
unserer Bezirksgruppe gewesen ist. Er war der Vater des 
Genossen Otto Machowetz, der im Februar 1934 am Straßen­
bahnhof Floridsdorf kämpfte und dort sein Leben durch eine 
schwere Schußverletzung verlor. 

Die sterblichen Überreste des Genossen Josef Machowetz 
wurden am 13. Februar 1954 im Krematorium den Flammen 
übergeben. Am 18. Februar 1954 wurde die Urne mit seiner 
Asche auf dem Jedleseer Friedhof beigesetzt. Ehre seinem 
Angedenken! 

Wir werden Vater und Sohn Machowetz niemals vergessen. 
* 

Franz Musil. Genosse Franz Musll ist nicht mehr unter 
uns. Er starb im März 1954 und wurde auf dem Stammers­
dorfer Friedhof beigesetzt. 

Genosse Rudolf Sturm hielt als Vertreter der Bezirks­
gruppe dem Genossen Musil einen tief empfundenen Nachruf. 

Wir werden ihm ein ehrendes Angedenken bewahren. 

* 

Heinrich Walz. Am 17. Mai verlor die Bezirksgruppe einen 
treuen und verläßlichen Mitarbeiter, unseren Genossen Hein­
rich Walz. Er war einer derjenigen, die zu Beginn unserer 
Tätigkeit im Bezirk am Ausbau unserer Bezirksgruppe tat­
kräftig mitgearbeitet hatten. Am 22. Mai fand im Krema­
toriuµi die Einäscherung seiner irdischen Hülle statt. 

E>ie Bezirksgruppe, die mit ihrer Fahne erschienen war, 
wurde durch den Bezirksobmann Genossen Karl Blei und 
Genossen Viktor Marsal vertreten. Genosse Blei hielt dem 
dahingeschiedenen Genossen einen tiefempfundenen Nachruf 
und würdigte sein Wirken für die Interessen unserer Sache. 
Wir wollen ihm ein ehrendes Angedenken bewahren und 
seine Opferbereitschaft niemals vergessen. 

Am 25. Mai fand die Beisetzung der Urne statt; Genosse 
Viktor Marsal legte in Vertretung der Bezirksgruppe auf dem 
Grabe einen Kranz nieder und brachte so die Verbundenheit 
mit dem toten Mitkämpfer zum Ausdruck. 

* 

Johann Zibulka. Am 25. Mai starb Genosse Johann Zibulka. 
Er war ein treuer und verläßlicher Kämpfer für unsere Idee 
und immer am Platz, wenn es galt, einen Einsatz zu leisten. 
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Auch er ist ein Opfer der Krankheit geworden, dte er sich 
m der Haft zugezogen hat. Das Begrälbnis fand am 29. Mai 
auf dem Jedleseer Friedhof statt. Wir werden ihn niemals 
vergessen. 

Donaustadt 

Jahresversammlung. Am 5. März dieses Jahres wurde die 
Jahresversammlung im Bezirksheim der SPÖ Donaustadt ab­
gehalten. Das Interesse der Mitglieder .an der Jahresver­
sammlung war so groß, daß der Versammlungsraum fast 
übervoll war, und es fand seinen beredten Ausdruck darin, 
daß sich vierzehn Teilnehmer als Debattenredner zum Wort 
meldeten. Die Versammlung, die pünktlich um 19.15 Uhr be­
gann, konnte erst knapp vor 23 Uhr beendet werden. 

Die Tagesordnung umfaßte einige administrative Punkte, 
während als Referent Genosse Heigelmeyer vom Bundesvor­
stand erschienen war. 

Der Bezirksobmann vermittelte der Versammlung einen 
sehr anschaulichen Bericht von der Bundeskonferenz in Linz 
sowie von der Februarkundgebung im Linzer Arbeiterheim 
(Hotel Schiff) und der Mahnmaienthüllung für die Opfer des 
Februar 1934 im Linzer Waldfriedhof. Außerdem erstattete er 
einen Bericht über die Vorschläge und Verbesserungsanträge 
des Bezirkes zur 9. Novelle zum OFG. 

Daraufhin entwickelte sich eine lebhafte Diskussion, in 
der Obmann und Referent wiederholt Erläuterungen und Er­
klärungen gaben, aber auch - es sei ausdrücklich vermerkt 
- oft mit Beschwichtigungen eingreifen mußten. Auf Vor­
schlag des Wahlkomitees wurden in den Bezirksausschuß 
gewählt: 

I. Obmann: Franz Bubenik. 
2. Obmann: Otto Huschak. 

3. Obmann: Josef Charwart. 

Kassier: Johann Gaderer. 

Karteiführer: Kurt Pisk. 
Schriftführer: Alfred Juhitzer. 

Beisitzer: Jaroslav Klacl. 
Kontrolle: Lorenz Kragner, Alexander Rubik. 
Delegierte zur Bundeshauptversammlung: Die Genossen 

Bubenik, Charwart, Huschak und Pisk. 

Delegierte zur Landeshauptversammlung: Die Genossen 
Bubenik, Charwart, Pisk und Gaderer. 

* 

Adolf Motika. Mit dem Genossen Motika verliert die 
Bezirksgruppe einen stillen, treuen Freund; er ist im Alter 
von 53 Jahren abberufen worden. Als Zugführer des Re­
publikanischen Schutzbundes nahm er im Jahre 1934 an den 
Kämpfen in Floridsdorf teil. Wir werden Ihm stets ein ehren­
des Angedenken bewahren. 

Aus den Fachgruppen: 
Fachgruppe Polizei. Die Fachgruppe Polizei hielt am 

17. März im Parteihaus der SPÖ, Wien I, Löwelstraße 18, 
ihre Jahresversammlung ab. Die Versammlung wurde unter 
dem Vorsitz der Genossen Johann Haas und Otto Derschowitz 
eröffnet. 

Obmann Genosse Haas begrüßte die erschienenen Mit­
glieder, insbesondere den Referenten Genossen Robert Blau 
vom Bundesvorstand, den Amtsrat Genossen Geiger (in Ver­
tretung des Polizeipräsidenten Holaubek), Hofrat Dr. Pollak 
von der Polizeidirektion Wien und Genossen Müller von der 
sozialistischen Gewerkschaftsfraktion. 

Vor Beginn der Tagesordnung gedachte Genosse Haas in 
einer Trauerminute des verstorbenen Polizeimajors Genossen 
Karl Rieder, der nach einem schweren Gesundheitsschaden 
durch seine erlittene Haft plötzlich gestorben ist. Er wira in 
unsern Reihen ein bleibendes Angedenken bewahren. 

Nach Bekanntgabe der Tagesordung wurden die Genossen 
Nemzik, Innerhofer und Grame! einstimmig in das Wahl­
komi tte gewählt. 

Sodann erstattete Genosse Haas den Tätigkeitsbericht, aus 
dem die intensive Arbeit der Fachgruppe im Lauf des ver­
gangenen Jahres hervorging. Für viele Genossen konnte bei 
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tnterventionen beim Amt der :Landesregierung ein voller 
Erfolg erreicht werden. Allen_ �enossen der Fachgrui:,pe, die 
Anspruch auf Beamtenentschadlgung hatte!', wurde diese zu­
erkannt. Wie alljährlich fand auch im heurigen Jahr z_u Aller­
heiligen ein Grabgang zu . unseren justifizierten Kampfern 

statt, an dem zahlreiche Mitglieder teilnahmen. 
Nach dem Bericht des Genossen Raas st�llte Genosse 

Fronek den Antrag auf Entlastung des scheidenden Aus-
schusses. 

Genosse Raas erteilte hierauf dem Genossen Robert Blau 
das Wort zu seinem Referat über „Die Rechte aus dem Opfer­
fürsorgegesetz". Nach kurzer Begrüßung der Anwesenden 
berichtete Genosse Blau viel Wissenswertes aus . dem Opfer­
fürsorgegesetz. Er schloß mit der Aufforderung, im kommen­
den Jahr noch mehr als bisher in der Parter mitzuarlJeiten, 
um dadurch unseren Vertretern im Nationalrat die Mogllch­
keit zu geben, die noch bestehenden Härten der uns betref­
fenden Gesetze zu beseitigen. 

Zur Diskussion über das Referat des Genossen Blau mel­
deten sich fünf Genossen. Nach dem Schlußwort des Refe­
renten dankte ihm der vorsitzende Genosse Raas für das mit 

großem Beifall aufgenommene Referat und die erschöpfende 
Be
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Je��i1t als Obmann des Wahl-
Jcomitees den folgenden Wahlvorschlag, der einstimmig an­
genommen wurde: 

1. Obmann: Genosse Johann Raas. 
2. Obmann: Genosse Otto Derschowitz. 
1. Schriftführer: Genosse Friedrich Eibicht. 
2. Schriftführer: Genosse Johann Bründler. 
Kontrolle: Die °Genossen Josef Fronek und Richard Freikind. 
Opferfürsorgereferat: Die Genossen Johann Raas und Otto 

Derschowitz. 
Beisitzer: Die Genossen Otto Stammer und Walter Köln­

berger. 
Delegierte zur Landeshauptversammlung: Die Genossen 

Otto Derschowitz, Otto Stammer und Walter Kölnberger. 
Nach mehr als zweistündiger Dauer schloß Obmann Genosse 

Raas die Jahresversammlung und dankte für das ihm neuer­
dings' entgegeng�brachte Vertrauen mit der Versicherung, daß 
er, seine· ganze Kraft einsetzen werde, um die Interessen 
unserer Genossen nachdrücklichst zu vertreten. 

:A,�s den Landesorganisalionen 
' 

l ,' 

Salzburg 
Jahreshauptversammlung. Die am 22. Mai für 14 Uhr ein­

berufene Jahreshauptversammlung des Landesverbandes Salz­
burg, an der auch der Bürgermeister der Stadt Salzburg, 
Genosse Pacher, Landeshauptmannstellvertreter Genosse 
Peyerl, Nationalrat Genosse Voithofer und der frühere 
Bundesrat Genosse Mooshammer teilnahmen, wählte folgende 
Genossen einstimmig in den Landesvorstand: 

1. Obmann: Genosse Ferdinand Putz, Salzburg, Ruperti­
winkelstraße 17; 

2. Obmann: Genosse Josef Cerny, Hellbrunn Nr. 6; 
1. Schriftführer: Genosse Josef Holzinger, Salzburg, Con­

rad-von-Hötzendorf-Straße 19; 
2. Schriftführer: Genosse Anton Huber, Salzburg, Linzer 

Bundesstraße 93 b; 
1. Kassier: Genosse Anton .Neudorfer, S_alzburg, Südtiroler­

platz 1; 
2. Kassie,:: Genosse Otto Blatnik, Salzburg, Stauffenegg­

straße 20; 
Kontrolle: Die Genossen Otto Seifried, Salzburg, Retten­

bacher Straße 14, und Franz Fritzenwanker, Saalfelden, 
Markt Nr. 7; 

Beisitzer: Die Genossin Maria Emhart, Bischofshofen, Rat­
haus, und die Genossen Johann Brenneis, Salzburg, 
Stauffenstraße 2, und Rudolf Huber, Salzburg, Getreide-
gasse 33/4. · · 

Bezirksvertrauensleute: Pinzgau: Genosse Franz Fritzen­
;vanker, Saalfelden, Markt Nr. 7; 
Tennengau: Genosse Albert Mitsche, Hallein, · Burg­
fried Nr. 262; 
Gasteiner Tal: Genosse Frohnwieser, Böckstein; 

St. Johann im Pongau bis Lend: Genosse Karl Rauter, 
Schwarzach, Dr.-Hein-Straße 1 a. 

Nach. den Begrüßungsansprachen der Genossen Putz, 
Peyerl und Pacher wurde eine längere Debatte über ein zu 

errichtendes Mahnmal für die Opfer des Faschismus abge­
führt. Es wird erst zu einem späteren Zeitpunkt möglich sein, 
über diese Sache einen abgeschlossenen Bericht zu geben. 
Aus den Rechenschaftsberichten selbst war zu ersehen, daß 
in der Organisation reges Leben herrschte. Nicht unerwähnt 
soll die 20-Jahr-Feier im Stadtkino aus Anlaß des Februar­
aufstandes 1934 bleiben, ·bei der Bürgermeister Genosse Koref 
aus Linz zu den Versammelten sprach. 

Als Referent war: Ge11osse Karl .Mark aus Wien gekommen. 
Er beschäftigte sich mit den Aufgaben des Bundes zugunsten der Opfer des Faschismus und berichtete insbesondere über die zuletzt errungenen Erfolge, Es ist aber auch eine der 
wichtigsten Aufgaben unserer Organisation, immer bereit und . auf der Hut zu sein für die Verteidigung der Demo­kratie gegen ihre Totengräber. Genosse Mark befaßte sich auch mit den Begünstigungen, die die Volksdeutschen ge­me_ßen, und verlangte, daß diese ebenso auf die Opfer des Faschismus anzuwenden wären. Die Kämpfer für die Demo-

kratie dürfen gegenüber anderen nicht und niemais benach­
teiligt werden. 

zu dem· mit viel Beifall aufgenommenen Referat stellten 
verschiedene Genossen Anfragen, die vom Referenten selbst 

und dem Genossen Kitt! beantwortet wurden. 
Die sehr gut besuchte Versammlung wurde um 18 Uhr 

mit Dankesworten an die Anwesenden vom Vorsitzenden 

Genossen Putz geschlossen. 
* 

Badgastein. Der Bürgermeister von Badgastein, Genosse 
Franz Wagnleitner, ist in der Nacht zum 26. März unerwartet 
einem Herzschlag erlegen. 

Mit Bürgermeister wagnleitner, der am 8. August 1900 in 
Taiskirchen (Ried im Innkreis) geboren wurde, ist ein tätiger 
Mann mitten aus einem großen Wirkungskreis gerissen worc 
den. Wagnleitner, der die Volks- und Mittelschule absolviert 

hatte, war Bundesbeamter im Polizeidienst gewesen und seit 

1945 Bürgermeister in Badgastein. Mit seinem Namen ist der 
Wiederaufstieg von Badgastein zu neuer Weltgeltung un­
trennbar verbunden. Badgastein, das im Kriege selbst und 
unmittelbar nachher schweren Schaden gelitten hatte, mußte 
von neuem den alten Ruf erobern und die Leistungen der 
Gemeindeverwaltung haben dazu wesentlich beigetragen. 
Neue Einrichtungen, wie die Stubnerkogel-Bergbahn, an 

deren Verwirklichung Genosse Wagnleitner mitgewirkt hat, 
ha1ben Badgastein auch im Winter zu einem beliebten Schi­
gebiet gemacht. Genosse Wagnleitner war von einer rastlosen 
Initiative, wenn es galt, Badgastein zu verschönern und neue 
Werke zu schaffen, die dem Kurort Impulse geben konnten. 
Aber darüber hat er nie vergessen, auch die besonderen Auf­
gaben zu erfüllen, die ihm als Sozialisten aufgetragen waren: 
Der Wohnungsbau für die ·arbeitende Bevölkerung, Bereit­
stellung von Gründen für den Bau von Siedlungen, die

Schaffung eines Kindergartens und die Verbesserung der 
Schulverhältnisse lagen ihm am Herzen und waren seiner 
Förderung stets gewiß. Genosse Wagnleitner hat sich so die Ach­
tung seiner Mitbürger und die besondere Zuneigun·g seiner 
Parteifreunde erworben. Er war auch als Vorsitzender der Kur­
kommission und des Aufsichtsrates der Stubnerkogel-Berg­
bahngesellschaft tätig und hat als Präsident des österreichi­
schen Heilbäderverbandes weit über seine Gemeinde hinaus 
gewirkt. Auch dem Ausbau des Heilstollens Badgastein­
Böckstein hat er wertvolle Ar;beit gewidmet. 

Die sozialistische Partei verliert mit unserem Genossen 

Franz Wagnleitner einen unermüdlichen Funktionär und einen 

Mitarbeiter, der an wichtiger Stelle verdienstvoll gewirkt hat. 
Genosse wagnleitner war auch eifriges Mitglied unseres 

Bundes sozialistischer Freiheitskämpfer. Wir verlieren mit 
ihm einen Mann, der schon in den Jahren bis 1945 für die
Freiheit gegen das Naziregime kämpfte und so manches Un­
heil verhinderte, welches Badgastein vielleicht vernichtet 

hätte. Als sich am 12. Mai 1945 die Sozialisten wieder sam­
melten, war Wagnleitner mitten unter uns und besaß schon 

damals unser Vertrauen. 
Er wird uns immer als Vorbild in Erinnerung bleiben. 

" 
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V. b. b.

Wenn verzogen, bitte nachsenden oder 
zurück 

Wir bitten alle Mitglieder, bei Wohnungs­
wechsel die geänderten Anschriften sofort auch 
dem Bund sozialistischer Freiheitskämpfer be­
kanntzugeben, damit Aussendungen und vor 
allem die Zeitung von den Postämtern nicht als 
unbestellbar zurückgeschickt werden müssen. 

Sorglos leben 
kann - nach einem alten Spruch 

- nur einer, der für die eigene wie

für die · Zukunft seiner Angehö­

rigen vorgesorgt hat. In dieS'em 

Sinne vermögen Sie Ihr Leben 

sorgloser zu gestalten, wenn Sie es 

bei der Städtischen Versicherung 

wirksam versichern lassen. Wie 

das am zweckmäßigsten geschehen 

kann, darüber bekommen Sie je­

derzeit - für Sie unverbindliche 

- Auskunft. Wir beantworten jede

Anfrage sofort und ausführlich. 

Eigentümer, Herausgeber und Verleger: Bund sozialistischer 
Freiheitskämpfer und Opfer des Faschismus. Verantwort­
licher Redakteur: August Jarosik. Für den Anzeigenteil ver­
antwortlich: Friedrich Flußm.ann. Alle Wien I, Löwelstraße 
Nr. 18. Tel. U 21 6 20. Druck: Druck- und Verlagsanstalt 

.,vorwärts", Wien V, Rechte Wienzeile 97. 

Sprechstunden 
in unseren Wiener Bezirksgruppen 

1. Werdertorgasse 9 ............ Mi. 17 hlis 18 Uhr 
aterstraße 25 a . . . . . . . . . . . . Di. 16 bis 18 Uhr 
mdstraßer Hauptstraße 41 . . Fr. 18 bis 20 Uhr 
/ iedner Hauptstraße 60 b . . . . Do. 18 bis 19 Uhr 
[ohlgasse 27 . . . . . . . . . . . . . . . . Mi. 18 bis 19 Uhr 
�tto-Bauer-Gasse 9 . . . ... . . . . . Do. 19 bis 20 Uhr 
,�eubaugasse 25 .............. Do. 18 bis 19 Uhr 
:Josefstädter Straße 39 ........ Do. 17 bis 18 Uhr 
Dreihackengasse 7 . . . . . . . . . . Mi. 17 bis 19 Uhr 

10. Tolbuchinstraße 8/10, 1. • . . . . • Di. 17 bis 19 Uhr 
11. Simmeringer Hauptstraße 80 Jeden 2. u. 4. Mo.

18 bis 19 Uhr 
12. Ruckergasse 40 . . . . . . . . . . . . . . Fr. 18 bis 19 Uhr 
13. Hietzinger Hauptstraße 22 . . . . Di. 18 bis 20 Uhr 
14. Linzer Straße 297 . . . . . . . . . . . . Fr. 17 bis 19 Uhr 
15 a. Hackengasse 13 ............. .' Mi. 17 bis 19 Uhr 
15 b. Rustengasse 9·_ ............. Fr. 18 bis 19.30 Uhr 
16. SchUhmeierplatz 18 .......... Do. 17 bis 19 Uhr 
17. Kalvarienberggasse 28 a, II/26 Jeden 1. u. 3. Mi.
18. Gentzgasse 62 . . . . . • . . . . . • . . Fr. 18 bis 20 Uhr 
19. Billrothstraße 48 ............ Di. 17 bis 19 Uhr 
20. Raffaelgasse 11 ....... ..... Do. 18.30 bis 20 Uhr 
21. Prager Straße 33. Vom 12. Juli bis 6. September

entfallen die Sprechstunden. 
22. Donaufelder Straße 259 • . . . . . Mo. 18 bis 19 Uhr 
25. Liesing, Breitenfurter Jeden 1. u. 3. Mo. 

Straße 2 • . . . . . . . . . . . . . . . . . 18 bis 19 Uhr 

in unseren Fachgruppen
Polizei: 
9. Berggasse 41, Parterre (Hausver- J,eden 1. Do. 

waltung) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14 bis 16 Uhr 

Wir bitten alle Mitglieder, die die Mitgliedsbeiträge · 
für 1954 noch nicht bezahlt haben, diese während der
nächsten Sprechstunde in ihrer Bezirksgruppe, in 
der Fachgruppe oder im Landesverband zu erlegen. 

Sprechstunden 
in unseren Landesverbänden 

Niederösterreich: 
M ö d 1 in g , Bezirks·sekretariat der 

SPÖ, Haupt-straße 42 • . • . . . • . . . jeden ersten Sonn­
tag im Mona.t von 
10 bis 11 Uhr 

• 

Burgenland: 
• E i s e n s t a d t , Bezirkssekretariat 

der SPÖ, Hauptstraße 5 . . . . . . . . tgl. 9 bis 12 Uhr 
Kärnten: 

K 1 a g e n f u r t , Kammerbücherei 
der Arbeiterkammer, Bahnhof­
straße 42, bei Genossin Lona 
Sablatnig und Genossen Eduard 
Goritschnig . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . tgl. außer Sa. 

10 bis 12 Uhr 
Oberösterreich: 

L i n z , Landstraße 36, 1. Stock, 
Tür 3 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Di., Mi., Do. 

Salzburg: 
Sprechstunden entfallen bis auf 

weiteres. 
Steiermark: 

G r a z  , Südtiroler Platz 13, 
" Zimmer 15 .................••.

B r u c k  a. d. M u r ,  Arbeiterheim, 
Kirchplatz 5 

Tirol: 
In n s b r u c k ,  Salurner Straße 2, 

ab 15 Uhr 

Mi. 17 bis 19 Uhr 

2. Stock, Zimmer 40 . . . . . . . . • • tgl. außer Sa. 
15 bis 18 Uhr 


